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Eine Zeitung von Bäuerinnen 
und Bauern

Ein Zugochse mit Bauern auf einem allemanischen Faß- 
nacht-Umzug in Südbaden. Alte Faßnacht-Traditionen 
zeigen wieviel mehr Ochsen und Rinder sein können als 
Biomasse; als momentan hunderttausendfach verbrannte 
Schafe, Scheine und Rinder in England.

S c h w e r p u n k t

Maul- und Klauenseuche
Zwei Meinungen zur Frage des Impfens stehen 
sich auf den Seiten 12 und 13 gegenüber, dazu 
auch der Kommentar auf Seite 2

Protest
Demeter-Bauern und Verbraucher besuchten 
das Kreisveterinäramt in Niedersachsen und for­
derten sofortige Flächenimpfung Seite 11

Pol i t ik

Modulation
Auch in Ostdeutschland sind Obergrenzen bei 
Tier- und Flächenprämien wünschenswert, fin­
det der Deutsche Bauernbund und rechnet kon­
krete Beispiele durch. Ein Kompromissvorschlag 
will auch Lohnkosten berücksichtigen.Seite 3

Agrargelder
ln der Auseinandersetzung um die Neuvertei­
lung der Fördergelder und Ausgleichzahlungen 
schlägt Ministerin Künast Unmut entgegen. Wo 
sie auf Länder- und EU-Ebene Verbündete findet 
auf Seite7

Bewegung

Blau-weiße Neuerungen
Die Regierungserklärung des bayerischen Land­
wirtschaftministers Miller verspricht Neuerun­
gen für die Landespolitik. Einzelheiten der Pläne 
und die geplante Verteilung der Gelder sowie 
Kommentare von bayerischen Bauerngruppen 
auf Seite 17

Bergisch Pur
Das Regionalprojekt aus dem Bergischen Land 
hat in den drei Jahren seines Bestehens neue 
Bauern, Verarbeiter und Vermarkter gefunden. 
Als Ausweg für Bauern nach der BSE-Krise ge­
dacht, kann das Projekt jetzt seinen Mitgliedern 
gute Preise für Schlachtbullen bieten. Seite 15

weitere Themen
Biodiesel auf Seite 18, Gläserne Kette Seite 14, 
drohende Bullenquote Seite 8, Kanzleramtspa­
pier zur Agrarwende Seite 2, AbL-Veranstaltun- 
gen in Schleswig-Holstein und Nordrhein-West- 
falen Seite 16, Ausweg Schulbauernhöfe?
Seite 6
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W e ,I enn es früher Hühnersuppe gab, 
war entweder der Bauer krank oder das Huhn. Wenn heute 

Scheiterhaufen brennen, sind entweder die Rinder wahnsinnig 
oder die Menschen. Wohin geht unser Weg im Angesicht von 

BSE und MKS, wenn große Produktionsschlachten große Ver- 
nichtungsfeldzüge nach sich ziehen? Triumphieren Vernunft und 

Menschlichkeit, die Achtung vor biologischen Kreisläufen und 
dem Wert von Nahrungsmitteln, oder triumphiert ein Virus, dass 

durch die Luft tanzt, während Barbaren ihren Traum von der 
technischen Beherrschbarkeit aller Produktionsprozesse mit 

mittelalterlicher Keule zu verteidigen versuchen?
BSE als GAU und Glücksfall hat uns die Ankündigung der 
Agrarwende beschert -  aber scheinbar auch unsere Hemm­

schwelle beim Töten von Tieren und Vernichten von Nahrungs­
mitteln ruiniert. Oder wie ist zu erklären, dass England seit vier 
Wochen brennt und kaum jemand aufschreit. Blair fordert nicht 

die Impferlaubnis von der EU, sondern personelle Unterstützung 
zur Effizienzsteigerung der Ausrottung. So wird wohl auch wei­

ter auf den Scheiterhaufen nicht nur das gesundheitlich unbe­
denkliche Fleisch von Hunderttausenden Schafen, Rindern und 
Schweinen verbrennen sondern auch die Hoffnung und der Le­
bensinhalt vieler Bauemfamilien: jahrelange Züchtungsarbeit, 
im Zweifel auch ganze Populationen seltener Rassen, die wirt­

schaftliche und berufliche Existenz. 
Das Agrarpapier unseres Wirtschaftskanzlers plädierte nicht für 

eine grundsätzliche Änderung unseres Gesamtsystems Landwirt­
schaft/Agrarwirtschaft sondern nur für eine andere Schwerpunkt­

setzung. Aber Renate Künast, moralisch integer, mutig und ent­
schlossen, verkörperte das Versprechen auf eine umweit- und so­
zialverträgliche Zukunftslandwirtschaft mit artgerechter Tierhal­

tung und regional orientierten Wirtschaftskreisläufen. Unverständ­
lich und frustrierend, 

dass sie sich konse­
quent dem EU-Diktat 

des Nichtimpfens, dem 
Freibrief für offensiven 

Welthandel, beugte. 
Auch wer seine Impfablehnung klammheimlich mit der Hoff­

nung nährt, dramatische Folgen der Maul- und Klauenseuche gä­
ben der Agrarwende Rückenwind, muss aufpassen, dass ihn der 
Ruf nach anderen Strukturen nicht an die Seite der Weltmarkt­

strategen führt. Selbst diese glauben nicht, das Virus, hoch viru­
lent und weiträumig durch Luft übertragbar, weltweit ausrotten 

zu können. Aber zu ihrer Vorstellung gehören weder Tiere auf 
der Wiese, noch Viehmärkte oder Verbraucher, die auf dem Bau­
ernhof einkaufen und streichelwillig den Tieren gefährlich nahe 

kommen, sondern Produktionsanlagen mit strikter Außenab­
schirmung, Hygieneauflagen und tierfreie Schneisen. Das Virus 

darf eben gar nicht erst ran ans Vieh! 
Und Forderungen wie z.B. Tiertransporte zukünftig nur zum 

nächstgelegenen Schlachthof zuzulassen, sind zwar publikums­
wirksam aber auf die Sache hin unüberlegt, weil sie Bauern an

neue Monopolisten ausliefern. 
MKS hat schon in Vorzeiten, als Agrarindustrie noch nicht ein­
mal als Vorstellung existierte und Menschen und Viren mangels 

moderner Verkehrsmittel sesshafter waren, Bauern in Angst und 
Schrecken versetzt. Erst die Impfung hat es zurückgedrängt. 

Wir werden künftig mit dem MKS-Virus leben müssen oder in re­
gelmäßigen Abständen Teile Europas in den Ausnahmezustand 

versetzen. Je schneller die Spritze die Keule ersetzt, desto weni­
ger Tiere müssen sinnlos verbrennen. Je schneller wir Sachver­

stand bündeln um die psychischen, physischen und ökonomi­
schen Folgen des Virus für Mensch, Tier und Gesellschaft in 

Grenzen zu halten, desto eher werden Kräfte und Köpfe frei für 
eine Agrarwende im Sinne der AbL, im Sinne des AgrarBündnis. 
BSE sensibilisierte die Bevölkerung für das, was in unseren Stäl­

len passiert. Wann endlich sensibilisieren die unübersehbar lo­
dernden Scheiterhaufen unsere Politikerinnen für die Folgen ih­

rer Entscheidungen?
Ulrike Ottenottebrock-Völker, Vorstand Agrarbündnis, AbLerin

Kanzleramt eckt an
Konzept des Bundeskanzleramtes kommt bei Ernährungsindustrie nicht gut an

Ko m m e n t a r

Spritze statt Keule

Die Bundesvereinigung der Deutschen 
Ernährungsindustrie (BVE) hat die 

Vorschläge des Bundeskanzleramtes für 
eine Neuausrichtung der Agrarpolitik 
scharf kritisiert. Besonders die geplante 
Werbekampagne für Bioprodukte und der 
Vorschlag, Produkte aus „gewerblicher 
Landwirtschaft“ auch als solche zu kenn­
zeichnen, damit die Menschen wissen was 
sie kaufen, hat bei der Emährungsindu- 
strie deutlichen Widerspruch hervorgeru­
fen. BVE-Hauptgeschäftsführer Matthias 
Horst sagte, es dürfe nicht dazu kommen, 
dass alle industriell gefertigten Lebens­
mittel eine negative Färbung bekämen. 
„Das würde die Ernährungsindustrie im 
Kern treffen.“
Das Kanzleramt hatte noch vor dem Mi­
nisterwechsel von Funke zu Künast ein 
Konzept für eine verbraucherorientierte 
Neuausrichtung der Agrarpolitik erarbei­
ten lassen. Das 28-seitige Papier fordert 
den „Abschied von der Förderung der auf 
Mengenwachstum, Preiswettbewerb und 
die Belieferung des Weltmarktes zielenden 
Landwirtschaft“ und die „Hinwendung 
hin zu einer Landwirtschaft, die zwar öko­
nomisch rationell arbeitet, aber den Wett­
bewerb vor allem über Qualität Und Ver­
brauchersicherheit sucht, sich in Natur, 
Landschaft und Umwelt einfügt und ihre 
verschiedenen Funktionen im ländlichen 
Raum ernst nimmt und dafür gefördert 
wird“.
Auf der Angebotsseite soll die Erzeugung 
von ökologisch oder ökologischer erzeug­
ten Lebensmitteln gefördert werden und 
gleichzeitig die Nachfrage durch eine „bis­
lang noch nie da gewesene Unterstüt­
zungsaktion des Staates“ gestärkt wer­

den. Mit einer umfangreichen, staatlich 
geförderten Werbekampagne sollen die 
Verbraucher/innen motiviert werden, ihr 
Konsumverhalten und ihre Essgewohn­
heiten zu ändern.
Das Konzept des Kanzleramtes unterteilt 
die Landwirtschaft in drei Segmente: in 
die gewerbliche, die multifunktionale und 
die ökologische Landwirtschaft. Als Ziel 
wird formuliert, den Betrieben Anreize zu 
geben, sich in Richtung der ökologischen 
oder zumindest einer („multifunktiona­
len“) Landwirtschaft zu entwickeln, die 
eine vielfältige Landschaft erhält und die 
Qualitätsproduktion anstrebt.
Die „gewerbliche“ Landwirtschaft soll 
nicht durch eine drastische Anhebung der 
gesetzlichen Mindeststandards einge­
schränkt werden, sondern vielmehr durch 
verschiedene Anreize zum Umsteuem be­
wegt werden. Staatliche Gelder sollen nur 
noch solche Betriebe erhalten, die „zu­
mindest ein Paket mit Minimalkriterien 
umsetzen“, z.B. maximal 2 Großviehein­
heiten pro Hektar halten, einen Mindest­
anteil an Hecken, Gewässern oder ähnli­
chem auf ihrer Fläche aufweisen, eine 
„Mindestfruchtfolge“ einhalten oder eine 
maximale Schlaggröße nicht überschrei­
ten. Zusätzlich sollen besondere Program­
me wie Agrarumweltprogramme bestehen 
bleiben.
Insgesamt müsse die Umstellung der 
Agrarpolitik auf die neuen Zielsetzungen 
als große Chance dargestellt werden, die 
nicht nur einigen wenigen Ökobetrieben, 
sondern einem großen Teil der Bauern 
neue Hoffnung geben könne, so das Kanz­
leramtspapier. uj

Atomkonsens ist Nonens

Regen, Schnee und leere Akkus der 
Handys im Wendland. Die äußeren 

widrigen Umstände halten weder Mitglie­
der der Bäuerlichen Notgemeinschaft 
noch andere Demonstranten ab, sich dem 
Castor entgegen zu stellen. Bei Blockaden 
der Bauern an wichtigen Kreuzungspunk­

ten über die Gleise für 
den Nachschub der 
BGS- und Polizeieinhei­
ten kam es zu Festnah­
men von 15 Bauern an 
der Brücke der B 216. 
Bei der Räumung einer 
Blockade am Pudripp, 
kam es von Seiten der 
Polizei zu Beschädigun­
gen an Traktoren.
Bei der Stunkparade der 
Trecker am Sonntag 

musste sich die Grüne Claudia Roth laut­
starke „Haut ab“-Rufe anhören. Zu groß ist 
die Verbitterung und Wut über einen Atom­
konsens der bislang den Weiterbestand der 
Atomkraftwerke sichert und die fehlende 
Suche nach einer Alternative zum Endla­
ger im Salzstock in Gorleben. ms
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Modulation ja bitte -  Vorschläge aus Ostdeutschland
Der Deutsche Bauernbund (DBB) definiert Obergrenzen. Anrechnung von Lohnkosten umstritten

W enn eine neue Agrarpolitik wirk­
lich gewollt ist, müssen bisherige 

Förderungen umgeschichtet werden. 
Die Agenda 2000 bietet bei Tier- und 
Flächenprämien Möglichkeiten zur 
Modulation. Die eingesparten Gelder 
können in ländliche Entwicklung und 
Agrarumweltschutz als zweite Säule 
der Agrarpolitik fließen.
Der Deutsche Bauernbund (DBB) als 
Dachverband privater Bauernverbän­
de im Osten hat bereits Vorschläge zur 
Modulation der Prämienzahlungen 
entwickelt. Diese sehen Obergrenzen 
bei 700 ha bis 1.000 ha Ackerland bzw. 
150 bis 200 männlichen Rindern vor. 
„Damit können die bäuerlichen Betrie­
be in Ostdeutschland gut leben. Will

Jochen Dettmer, Generalsekretär des DBB

man darüber hinaus noch weiter Prä­
mien zahlen, muss man sich den Vor­
wurf gefallen lassen, Klientelpolitik für 
eine kleine Gruppe von Großbetrie­
ben, wie die Rindermastanlage Klein- 
Wanzleben, oder Ferdinandshof zu be­
treiben“ (DBB-Rundbrief 2/01).

500 Mio DM Flächenprämien
Jochen Dettmer, Generalsekretär des 
DBB, stellt für die Flächenprämien in 
Ostdeutschland eine einfache Rech­
nung auf: Wenn die Prämienzahlung ab
500.000 DM (entspricht etwa 700 ha 
Marktfruchtbau) um 25 % gekürzt und 
bei 700.000 DM (entsprechend 1.000 
ha) gekappt wird, sind in den neuen 
Bundesländern 1.600 Betriebe mit 
durchschnittlich 1.400 ha Ackerland 
betroffen. Das entspricht einem Flä- 
chenprämienverlust von 290.000 DM 
je Betrieb. Gewonnen werden insge­
samt ca. 500 Mio. DM.
Die Grenze bei 700 ha wird gezogen, 
weil danach im Ackerbau keine zusätzli­

chen Kostendegressionen mehr erreicht 
werden. Bei knappen öffentlichen Mit­
teln ist es aus Sicht des DBB gerechtfer­
tigt, bei dieser Betriebsgröße Abzüge 
vorzunehmen, die nicht existenzgefähr­
dend sind, sondern im zumutbaren 
Maßstab gewinnmindemd wirken.
Das soll erst nach 2002 gelten. Für das 
Jahr 2002 selbst sollen übergangswei­
se ab 700 ha ein Abzug von 10 % und 
ab 1.000 ha ein Abzug von 20 % vorge­
nommen werden. Damit würde im­
merhin noch ein Volumen von 300 
Mio DM bewegt.

Extensivierung fördern
Betroffen von dieser Regelung wären 
fast ausnahmslos Betriebe in den neu­
en Bundesländern. So schlägt der DBB 
vor, dass diese Länder einen Prämien­
rückfluss in der Höhe bekommen, wie 
sie sich an Agrarumweltprogrammen 
beteiligen. Denn gerade auf leichten 
Standorten könnten extensive Formen 
des Ackerbaus eine interessante Rolle 
spielen. Darüberhinaus könnten öko­
logisch wirtschaftende Betriebe von 
den Kürzungen ausgenommen wer­
den.

Obergrenze bei Bullenprämie
Die Mehrzahl der Betriebe in Ost­
deutschland ist von der 90-Bullen- 
Grenze nicht betroffen. Den Struktu­
ren noch gerechter wird eine Obergren­
ze bei 150 bis 200 Tieren. Diese fordert 
der Deutsche Bauernbund. Daten aus 
Sachsen-Anhalt zeigen deutlich, dass 
es auch dort eine Schwelle bei 90 Tie­
ren (Bullen oder Mutterkühen) gibt. 
So halten 95 % der Betriebe 90 Bullen 
oder weniger. Weitere 3 % entfallen in 
die Gößenklasse bis 200 Tiere. Darü­
ber liegen nur noch einige wenige Ein­
zelfälle.
In Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vor­
pommern und Bayern beispielsweise 
haben mehr als 90 % der Betriebe Be­
stände unter 90 Tieren. Doch den 
Großteil der Prämien schöpfen im Os­
ten -  anders als in Bayern -  die Betrie­

Bullenprämie: ohne Obergrenze

be über 90 Tiere ab. Einem einzigen 
Großbetrieb fallen jeweils fast 40 % der 
Prämien zu. Dieses Verhältnis wird 
sich im Osten nach Einführung der 90- 
Tiergrenze umkehren. Da die kleineren 
Betriebe dadurch jedoch nicht mehr 
bekommen, stehen Summen von 5 
Mio bzw. 7 Mio DM für ländliche Ent­
wicklung zur Verfügung.

Anrechnung von Lohnkosten
Um einem Streit zwischen Groß und 
Klein, Ost und West vorzubeugen, hat 
Friedrich Wilhelm Graefe zu Baring­
dorf für die Grünen im Europäischen 
Parlament einen Kompromissvor­
schlag erarbeitet, der den Faktor Ar­
beit mit einbezieht (siehe Tabelle). 
Dadurch soll eine artgerechte Tierhal­
tung mit Weidewirtschaft gefördert 
werden, die arbeitsintensiver ist als 
eine durchrationalisierte Mast mit 
Dauerstallhaltung und Maissilage. 
Oberhalb der 90 Bullen-Grenze soll 
ein Betrieb die Hälfte seiner nach­
weislich sozialversicherten Lohnkos­
ten in Rechnung stellen können. Da­
durch wird der Prämienanspruch er­
weitert.

DM-Beträge stark gerundet

Gerecht, aber einfach!
Die der Modulation zugrundeliegen­
den Kriterien sind Arbeit und Um­
welt. Doch wie können sie gerecht be­
rücksichtigt würden? So lehnt z.B. 
der Deutsche Bauernbund die An­
rechnung der Arbeitskraft ab, weil da­
bei familieneigene Arbeitskräfte 
nicht erfasst werden, Maschinenring­
arbeit und Nachbarschaftshilfe unbe­

rücksichtigt bleiben. Dazu kommt 
laut DBB ein spezifisch ostdeutsches 
Phänomen, dass LPGen mit einem 
Arbeitskräfteüberhang gefördert wer­
den würden, die als Auslaufbetriebe

Strukturen in Sachsen-Anhalt
Bestandsgroße AntMq-stulk*r Prämientiere

1 bis 90 743 6.415
91 bis 200 25 3.352

201 bis 300 4 992
301 bis 400 1 360
401 bis 50(T 1 445
501 bis 600 2 1.114
601 bis 700 1 675
701 bis 800 1 720
801 bis 900 0 0

901 bis 1.000 0 0
über 1.000 1 8.388
gesamt 779 22.461

Antragsdaten für 2000

doch nur zu Geld gemacht werden 
sollen. Dass die Bezuschussung der 
Arbeit wirklich einer artgerechten 
Rinderhaltung zugute kommt und 
nicht in andere, ohnehin arbeitsin­
tensive Betriebszweige abfließt, das 
sicherzustellen, müssen noch Lösun­
gen gefunden werden. Die Vergabe

von Staatsgeldern fordert zu Manipu­
lationen ja bekanntermaßen gerade­
zu heraus. Und doch muss bei allem 
Anspruch an Gerechtigkeit bedacht 
werden, dass jegliche Modulation ei­
nem einfachen Prinzip verpflichtet 
sein sollte, um nicht noch einen Wust 
an Verwaltungsaufwand nach sich zu 
ziehen we

Sachsen Anhalt Mecklenburg-Vorpommern Bayern
Betriebe Tiere Betriebe Tiere Betriebe Tiere

unter 90 743 95% 6.415 29% 838 92% 14.486 35% 29.467 98% 315.782 86 %
über 90 36 5% 16.046 71 % 74 8 % 26.198 65% 557 2 % 50.218 14%

* *1 *8.388 *37 % *1 *15.000 *37%
insg 779 100% 22.461 100% 912 100% 40.684 100% 30.024 100% 366.000 100%

* der jeweils größte Mastbetrieb
mit 90-Tier-Obergrenze

unter 90 743 95% 6.415 66 % 838 92% 14.486 69% 29.467 98% 315.782 86%
über 90 36 5% 3.240 34 % 74 8 % 6.660 31 % 557 2 % 50.130 14%

insq. 779 100% 9.655 100% 912 100% 21.146 100% 30.024 100% 365.912 100%

(Antragsdaten 2000 bzw. Auszahlung 1999 Sonderprämie männliche Rinder, eigene Berechnung)

Modellrechnung: Berücksichtigung von Arbeitskräften
Familien betrieb Betriebs­

gemeinschaft Großbetrieb

Prämien berechtigte Bullen/Jahr 100 800 11.000
sonalversicherte Angestellte 0 5 30

Lohnkosten (ca. 80.000 DM 'AK) 0 400.000 DM 2.400.000 DM
bishei gezahlte Prämie 48.000 DM 380.000 DM 5.200.000 DM

bet Einführung 90 Bullengrenze 42.800 DM 120.000 DM 1.200.000 DM
Anrechnung von 50 %  der Lohnkosten 

bei 90 Bullengrenze 44.000 DM 320.000 DM 2.400.000 DM
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Süßer Castor-Protest der Bauern
„Mit Verärgerung mussten wir Bauern feststellen, dass das Gelände der 

Zuckerfabrik Uelzen der Polizei im Rahmen des nächsten Castortranspor- 
tes zur Verfügung gestellt worden ist. Wir fordern die Verantwortlichen 
auf, den Atommülltransport nicht zu unterstützen und die Polizei vom 

Gelände zu verweisen", diese Protestnote überbrachte eine Abordnung 
der „Bäuerlichen Notgemeinschaft Uelzen" Mitarbeitern der Nordzucker 
AG am Haupttor der Zuckerfabrik in Uelzen. Mit Treckern blockierten die 

Bäuerinnen und Bauern kurzzeitig Ein- und Ausfahrt des Geländes und 
starteten eine symbolische Aktion: Aus Sorge darüber, die 640 auf dem 

Zuckerfabriksgelände in einem Containerdorf untergebrachten staatli­
chen Castorenschützer könnten neben Atommüll die Maul- und Klauen­
seuche durch den Landkreis schleppen, wurde eine „Desinfektionsmat­

te" aus zusammengenähten Kokossäcken in der Einfahrt entrollt und mit 
„Desinfektionsmitteln" aus Gießkannen und Rückenspritzen getränkt. 

Die Abgesandten der Zuckerfabriksverwaltung nahmen den Vorwurf, die 
bäuerlichen Aktionäre hätten an der Entscheidung, das Gelände der 

Polizei zur Verfügung zu stellen, beteiligt werden müssen, zumindest
zur Kenntnis.

Treckerreifen-Stecher verurteilt
Das Land Niedersachsen muss 13.000 DM Schadensersatz an Mitglieder 

der Bäuerlichen Notgemeinschaft aus dem Wendland bezahlen, weil 
Polizisten während des Castor-Transports im März 1997 Treckerreifen 

zerstochen hatten. Das entschied das Landgericht Lüneburg. Die Notge­
meinschaft, die zum Messerstecher-Prozess mobilisiert hatte, fühlte sich 

in ihrer Verurteilung dieses Rache- und Einschüchterungsakts der
Polizei bestätigt, en

Putenmastanlage verhindert
Die Initiative „Bürger gegen die Putenmastanlage" in Diedersdorf (süd­

lich von Berlin) hat verhindert, dass die Perleberger Firma Berger in alten 
LPG-Rinderställen 60.000 Puten mästet. Die Gegner sammelten 3.000 

Einwendungen gegen die Farm mit Hinweis auf die von der Anlage aus­
gehende Keimbelastung. Nun soll auf dem Areal ein Pilotprojekt für so- 
zial-ökologische Kreislaufwirtschaft entstehen, die Firma Dohm & Timm 

will dort 80 Millionen Liter Öko-Gemüsesaft pro Jahr abfüllen, en

Schweizer Milchbauern erfolgreich
Schweizer Milchbauem haben sich durch die Blockade ihrer Molkerei ei­

nen um 2,5 Pfennig höheren Auszahfungspreis erkämpft. Wie der LID 
(Landwirtschaftlicher Informationsdienst, Bern) meldet, haben am 

6. März mehr als 400 Freiburger und Waadtländer Milchbauem die drei 
Zugänge zur Milchzentrale der Migros in Estavayer-Ie-Lac FR blockiert, 

um so ihre Forderung nach 3 Rappen (ca. 3,8 Pf) mehr Milchgeld pro Li­
ter Milch durchzusetzen. Am Ende mehrstündiger Verhandlungen wur­

de dann die Milchgeld-Erhöhung um 2 Rappen erreicht. Organisiert 
wurde der Protest vom Milchproduzenten-Verband Freiburg. Die Migros- 

Molkerei in Estavayer verarbeitet rund 200 Mio. kg Milch im Jahr. Sie 
zahlte den Milchlieferanten im Schnitt 79,6 Rappen/kg (1,02 DM/kg), uj

Tag der Regionen
Am jährlich wieder- 

. kehrender Aktionstag
werden an Erntedank 

am 30.9.2001 wie­
der in zahlreichen 

Regionen für heimi­
sche Produkte und 

Dienstleistungen gewor­
ben. Im dritten Jahr sollen 

außer in Nordrhein-Westfalen, 
Bayern und Hessen in weiteren 

Bundesländern Aktionen starten. Die vielseitigen ökologischen.und 
kulturellen Stärken der Region können an diesem Tag kreativ und fan­
tasievoll erlebt werden. Für gemeinsame regionaler Planung aller, die 

sich für die Idee interessieren gibt es Ansprechpartner, die auch 
Anregungen mitbringen und Hilfestellung bei der Plänungsphase an­

bieten. Info für Niedersachsen, Bremen, Schleswig-Holstein, Ham­
burg, Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Berlin und Sachsen- 
Anhalt gibt es im Büro NRW unter Tel: 05643-948537 Ansprechpart- 
ner.'Für Bayern, Hessen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Baden-Württem- 

berg, Thüringen und Sachsen im Büro Bayern unter
Tel.:09852-1381.

Faszination Lernort Bauernhof

. ö

&

Der pädagogische Erfolg und die Chan­
ce, das Berufsfeld der Landwirtschaft 

jungen Menschen näherbringen zu kön­
nen, lässt vor allem jüngere Landwirtin­
nen Überlegungen zum Aufbau eines 
Schulbauemhofes anstellen. Manchmal 
erhoffen sich Landwirtinnen dadurch 
auch zusätzliche Einnahmequellen. Lei­
der ist aber häufig das Gegenteil der Fall: 
man ist noch stärker auf Zuschüsse und 
F örderung angewiesen. Der Tagessatz pro 
Schülerin liegt auf Schulbaüernhöfen mit 
Verpflegung und Übernachtung meistens 
unter 40 DM. Die Kosten sind aber meist 
höher. Hinsichtlich der Finanzierung gibt 
es kein einheitliches Modell. Die Quellen 
reichen von Stiftungsgeldem über Lan­
deszuschüsse, Vereinsbeiträge, Spenden, 
Sponsoring, kommunale oder kirchliche 
Gelder, EU-Programme, Mittel zur Land­
schaftspflege bis zu Überschüssen aus Fe­
rienveranstaltungen. Personalkosten las­
sen sich zum Teil durch Arbeits-Beschaf- 
fungs-Maßnahmen oder durch vom Schul­
amt freigestellte Lehrkräfte senken.

Bundesarbeitsgemeinschaft
gegründet
Als Vorbild für eine Finanzierung der Lem- 
orte Bauernhof kann die Schweiz dienen. 
Im Gegensatz zu uns zahlen die Schülerin­
nen in der Schweiz nicht selbst für den Auf­
enthalt auf dem außerschulischen Lernort. 
Die Besuche werden über die Kantone und 
die landwirtschaftlichen Organisationen fi­
nanziert. Ein Komitee -  bestehend aus Ver­
treterinnen von Bauemfamilien, Lehrer­
schaft, Umweltbildung, Beratung und 
landwirtschaftlichen Organisationen -  hat 
sich zum Ziel gesetzt, mit einer nationalen 
Kampagne das Projekt Schule auf dem 
Bauernhof bekannt zu machen, bestehen­
de Modelle zu koordinieren und ihre Wei­
terentwicklung zu unterstützen. Der Lern­
ort Bauernhof ist in der Schweiz stark im 
Lehrplan der Schulen verankert. Bei Besu­
chen auf dem Bauernhof bleibt die Lehr­
kraft in der pädagogischen Verantwortung.

In Deutschland sind viele Lern- und 
Schulbauernhöfe auf Jahre ausgebücht. Es 
könnte mehr Höfe geben, wäre da nicht 
die schwierige Finanzierungsfrage. Um in 
diesem Bereich Hilfestellungen zu geben, 
aber auch, um den Austausch der beste­
henden Lern- und Schulbauernhöfe un­
tereinander zu vernetzen, hat sich beim 
vierten Bundestreffen „Lernort Bauern­
hof“ in der Evangelischen Landjugend­
akademie in Altenkirchen eine „Bundes­
arbeitsgemeinschaft der Lern- und Schul- 
bauemhöfe“ gebildet. Diese zog zunächst 
eine Bilanz: jahr für Jahr werden zehntau- 
sende von Menschen durch eigenes Erle­
ben und aktive Mitarbeit an die Landwirt­
schaft und die Herstellung von Lebens­
mitteln herangeführt. Diese Arbeit geht 
weit über einfache Hofbesichtigung und 
Betriebserkundung hinaus. Auf Grundla­
ge pädagogischer Programme werden den 
Teilnehmenden ökologische Zusammen­
hänge in Tierhaltung, Pflanzenbau und 
Landschaftspflege begreif- und erlebbar 
gemacht. Ein großer Tteil dieser Betriebe 
und Initiativen arbeitet nach ökologi­
schen Kriterien und verwirklicht artge­
rechte Tierhaltung. Die Umweltbildung 
auf Bauernhöfen leistet für die Verbrau­
cherschulung und die angestrebte nach­
haltige Umstrukturierung der Landwirt­
schaft einen wichtigen Beitrag.
Die Einrichtungen und Initiativen schaf­
fen die Grundlage, die Wende in der Land­
wirtschaft und ein verändertes Verbrau­
cherbewußtsein langfristig in der Bevölke­
rung zu verankern. Die Bundesarbeitsge­
meinschaft wird weiter Lern- und Schul- 
bauemhöfe sowie neue Initiativen mitein­
ander vernetzen und beraten. Eine Über­
sicht über die Vielfalt der Arbeitshilfen 
wurde zusammengestellt. Zur bundeswei­
ten Koordination der Schul- und Lernbau- 
ernhöfe soll eine Stelle eingerichtet wer­
den.

Kontakt: Stephan Hübner; Tel.: 06031-680522; 
email stephan.huebner@bund.net

Eine Wende braucht viele 
Hände. Unter diesem Motto 
pflanzten AbLerinnen mit 
Landwirtschaftsministerin Re­
nate Künast auf dem „Acker 
der Wende" symbolisch die 
Grundstöcke neuer Agrarpoli­
tik ein. Mit dieser Aktion be­
teiligte sich die AbL-Baden- 
Württemberg am politischen 
Aschermittwoch von Bündnis 
90/ Grünen. In der Halle 
schenkten die AbLer Frau Kü­
nast noch Gummistiefel mit 
Stahlkappen, „Damit man 
Ihnen auf die Füße treten 
kann."

mailto:stephan.huebner@bund.net
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Richter mit neuen Richtungen
Erfreuliches von Gerichten aus München, Frankfurt, Braunschweig und Düsseldorf

Bis auf den letzten der rund 70 Plätze 
gefüllt war der extra große Sondersaal 

des Landgerichtes München am 22. März. 
Verhandelt wurden vor einer aufgrund der 
vielen Klagen zusätzlich eingerichteten 
Kammer über 60 Fälle, in denen Bäuerin­
nen und Bauern die Auskunft über ihre 
Nachbaugepflogenheiten gegenüber der 
Saatgut-Treuhand Verwaltungs GmbH 
(STV) verweigert hatten. Der Vorsitzende 
Richter machte deutlich, dass er in dem 
Wortlaut der nationalen 
Nachbaugesetzgebung ei­
gentlich keine Möglich­
keit sehe, einen allumfas­
senden Auskunftsan­
spruch der STV anzuer­
kennen. Er signalisierte, 
dass er bei der Urteilsverkün­
dung am 30. Mai voraussicht­
lich auf die Braunschweiger Linie 
einschwenken und damit nur noch für 
EU-geschützte Sorten eine Auskunfts­
pflicht anerkennen werde. Auf den Ein­
wand einer der Anwälte der STV, damit 
würde den Züchtern praktisch jede Hand­
habe genommen Nachbaugebühren zu er­
heben, gab es im Saal kräftigen Beifall. Die 
Anwälte der Interessengemeinschaft ge­
gen die Nachbaugebühren und Nachbau- 
gesetze (IGN) betonten nach der Ver­
handlung, die Haltung des Gerichts zeige, 
dass es sich lohnt immer weiter Wider­
stand zu leisten. Schließlich hatte sich die

STV in Bayern bereits auf der sicheren 
Seite geglaubt, nachdem die ursprünglich 
damit befasste Kammer des Landgerichts 
ihren Auskunftsanspruch bejaht hatte. Pi­
kanterweise hatte die dann von ihr losge­
tretene Klagewelle erst die Einrichtung 
der andersdenkenden neuen Kammer er­
fordert.

Bedrängter Verband
Eine unglückliche Figur machte der auch 

auf der nachfolgenden IGN- 
Versammlung anwesende 

Bauernverbandsvertreter 
Franz-Josef Arnold. Er 
musste sich dafür recht- 
fertigen, viele der ur­
sprünglich über 1.000 be­

klagten Bäuerinnen und 
Bauern mittels einer Ab­
lasszahlung an die Anwälte 

der STV womöglich überflüssiger­
weise in die Auskunftserteilung getrieben 
zu haben. Verschiedene Bauern forderten 
ihre Kollegen dazu auf, ihre Mitgliedbei­
tragszahlungen an den Bauernverband 
um den IGN-Beitrag zu kürzen.

Erfreuliches allerorten
Auch vor anderen Gerichten wurde in 
der jüngsten Vergangenheit bemerkens­
wert verhandelt. So entschied z. B. das 
Landgericht Frankfurt im ersten Gebüh­
renprozess für den beklagten Bauern. Er

war nicht dem Kooperationsabkommen 
beigetreten und hatte 50% der Z-Lizen- 
zen als Nachbaugebühren bezahlt, die 
STV wollte 80%. Interessanterweise ließ 
das Gericht, welches sich an der EU-Ver- 
ordnung orientierte offen, ob nicht auch 
eine noch geringere Nachbaugebühr als 
angemessen zu beurteilen wäre. Unter­
stützt wurde der Beklagte vom Bauern­
verband.
Ortswechsel nach Niedersachsen: ein 
Bauer hatte zunächst das Kooperations­
abkommen unterschrieben, dann aber die 
Rechnung von der STV nicht bezahlt. 
Das zuständige Landgericht in Braun­
schweig entschied, den Fall an die Kar­
tellrechtkammer in Hannover abzuge­
ben, da es Bedenken in die Richtung hegt. 
So monierten die Richter, dass es den 
Bäuerinnen und Bauern nicht möglich 
sei, ohne den Umweg über die STV mit 
den Züchtern direkt über Gebühren zu 
verhandeln.
Schließlich bleibt noch zu erwähnen, 
dass das Oberlandesgericht Düsseldorf 
verkündet hat -  wie schon in der Ver­
handlung angedeutet -  entsprechend 
dem OLG Frankfurt, den Streit um die 
Auskunftsfrage an den Europäischen Ge­
richtshof weiterzureichen. Das Landge­
richt in Düsseldorf ist auch demnächst 
wieder gefordert -  am 5. April finden dort 
die ersten Gebührenprozesse gegen IGN- 
Mitglieder statt. cs

Widerstand in 
Brüssel
Bei einem Treffen der euro­
päischen Widerstandsorga­
nisation gegen die Nach­
baugebühren mit Friedrich 
Wilhelm Graefe zu Baring­
dorf in seiner Funktion als 
Agrarausschussvorsitzen- 
dem des EU-Parlaments 
und Stephan Woodhard, 
landwirtschaftlichem Bera­
ter der Parlamentspräsi­
dentin, wurde einmal mehr 
deutlich, dass sich der 
Nachbaugebührenstreit 
nur auf politischer und ei­
gentlich auch nur auf eu­
ropäischer Ebene lösen las­
sen wird. Die beiden Fach­
männer betonten wie 
wichtig die Aufrechter­
haltung des öffentlichen 
Drucks für eine Wiederauf­
nahme des Themas in die . 
politische Tagesordnung 
sei. Außerdem wäre es 
gut, wenn die Widerständ­
ler Konzepte präsentieren 
würden, welche Regelun­
gen statt der momentanen 
Nachbauverordnungen 
eingesetzt werden könn­
ten, um auch die Interes­
sen der Züchter zu wah­
ren.

■

Nicht bewegen!
Neues vom Bauernverband in Sachen Nachbaugebühren

„Das kann aber nicht jeder machen“, 
warnt Christof Nüsse, Geschäftsführer 
des Kreisbauemverbandes Waldeck in 
Hessen, obwohl er es „grundsätzlich in 
Ordnung“ findet, dass die Interessenge­
meinschaft gegen die Nachbaugebühren 
und Nachbaugesetze (IGN) den Wider­
stand der Bäuerinnen und Bauern voran 
treibt. Deshalb habe er es ja auch zugelas­
sen, dass ihm Kreisverbandsmitglied Rein­
hard Nagel den Beitrag um die 200 DM ge­
kürzt hat, die er der IGN überweist. Au­
ßerdem sei ihm der bürokratische Auf­
wand des Rausschmisses zu groß gewe­
sen, nur wie gesagt, es dürfe eben nicht je­
der machen, sonst bliebe am Ende kein 
starker Verband mehr.

Moratorium abgelehnt
Stark gaben sich der Bauernverband und 
auch der Bundesverband deutscher 
Pflanzenzüchter (BDP) bei einem Treffen 
mit der IGN und Bundestagsabgeordne­

ten der SPD und den 
Grünen in Berlin.
Man stehe hinter 
den gültigen Rege­
lungen und teile die 
Bedenken der IGN 
bezüglich Aus­
kunftsverpflichtung 
und Gebühren nicht, 
war der Tenor. Auch 
ein Moratorium bis 
zum Abschluss der 
Gerichtsverfahren 
wurde dementspre­
chend abgelehnt.
Lediglich in der Frage 
wie hoch die Gebüh­
renhöhe bei einer 
Veranlagung nach 
dem gesetzlichen Verfahren sein soll: 80% 
der Z-Lizenzen wie bisher von den Züch­
tern praktiziert oder 50 % wie auf EU-Ebe­
ne festgeschrieben und vom Bauernver­

Nur nicht den eingeschlagenen Weg verlassen! Doch manche Bauern halten sich nicht an die Regel des Bauern­
verbandes und kürzen ihren DBV-Beitrag um 200 DM, die sie stattdessen an die Interessengemeinschaft gegen 
die Nachbaugebühren überweisen.

band gefordert, zeigte man sich uneinig. 
Die Parlamentarier appellierten an beide 
Seiten, man möge sich doch aufeinander 
zu bewegen. cs
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Deuka fordert Schadensersatz
Nach Pressemeldungen verlangt der Futtermittelkonzern „deuka" Scha­
densersatz von der Bayerischen Staatsregierung, weil diese das deuka- 

Werk in Regensburg im Januar für einige Tage gesperrt hatte. Die Staats­
regierung hatte ein Verkaufsverbot für das Futtermittelwerk wegen an­

geblicher Tiermehl-Verunreinigungen in Kraftfuttermischungen der Firma 
verhängt, nachdem in vier Futterproben unzulässige Bestandteile nach­

gewiesen worden waren. In diesem Fall ermittelt noch die
Staatsanwaltschaft, pm

EU-Gerichtshof für Ökostrom
ln einem aktuellen Urteil stellt der Europäische Gerichtshof den Umwelt­

schutz erstmals eindeutig über die Interessen der Wirtschaft. Der Ener- 
gie-Marktriese EON hatte über seine Tochter Schleswag gegen das deut­

sche Stromeinspeisungsgesetz geklagt. Dieses Gesetz verpflichtet die 
Stromversorger, deutschen „Ökostrom" zu festgesetzten Mindestpreisen 

ins Stromnetz einzuspeisen. Trotz Bedenken aufgrund der Einschrän­
kung des freien Warenverkehrs durch das Gesetz, sprach sich der Ge­
richtshof klar für die Bedeutung der Regelung für den Umweltschutz 

aus, da dies „zu den vorrangigen Zielen der EU" gehöre. Erklärtes Ziel 
der EU ist schließlich, die Strommenge aus erneuerbaren Energieträgern 
bis 2010 auf 22% zu erhöhen. Für die Schleswag bedeutet dies, wesent­
lichefinanzielle Mehraufwände in Kauf nehmen zu müssen. Denn durch 
die günstigen Bedingungen an der schleswig-holsteinischen Küste stieg 

der Anteil der Windenergie dort von 0,7% im Jahr 1997 schon allein
innerhalb einen Jahres auf 15%. jk

4 AKh für 1 Dezitonne „Lebendmasse"
„Industriemäßige Mastrinderproduktion", besonders in der Bullenmast 

sich schrittweise entwickelnde industriemäßige Produktionsmethoden... 
Richtungsweisend sind dabei solche Betriebe wie der VEB Ferdinandshof. 
Hier sind 6.700 Tierplätze für die Aufzucht und 13.000 Tierplätze für die 

Mast vorhanden. Die Jahresproduktion beträgt 6,5 bis 7 Kilotonnen. ... 
Für eine Dezitonne Zuwachs an Lebendmasse werden nur 4 AKh (Ar­
beitseinheiten) benötigt... In diesen Anlagen ist strohlose Haltung auf 

Vollspaltenböden in Laufbuchten oder Anbindehaltung auf Kot-Rosten 
typisch..." (aus dem DDR-Buch: „Brockhaus-abc Landwirtschaft";

etliche dieser Anlagen sind weiterhin in Betrieb).

Austauscher-Fett
Der Milchaustauscher („Sprayfo") von zwei BSE-betroffenen Höfen in 

Norddeutschland stammt laut „Spiegel" von der niederländischen Firma 
Sloten/Deventer bzw. deren Tochterfirma „Milchfutter GmbH” in Die­

pholz. Das Unternehmen gab an, niemals Tierfett aus Tierkörper-Beseiti- 
gungsanlagen bezogen zu haben, sondern vielmehr von Fettlieferanten 
(für die man sich aber nicht verbürge). Der ebenfalls untersuchte Milch­
austauscher-Hersteller Nordmilch behauptete, nur Fett aus Schlachthö­

fen zu beziehen. Nach Erkenntnissen der Bezirksregierung Weser-Ems 
enthielt das Nordmilch-Produkt „Oldenburger Aufzucht" jedoch Fettmi­

schungen, die von mehreren externen Fettschmelzen stammten, en

Rinder „aus Notwehr" erlegt
„Aus reiner Notwehr" hat ein fränkischer Jäger aus Nennslingen zwei 

Jungrinder niedergestreckt. Die Tiere seien plötzlich in der abendlichen 
Dämmerung am Waldrand aufgetaucht und hätten ihm einen Schrecken 
eingejagt. Ob die Angst vor Rinderwahn den Jäger zum Schießen brach­
te, ist nicht bekannt. Weil die Rinder jagdrechtlich nicht zum erlegbaren 

Wild gehören, hat der Mann nun laut SZ mächtig Ärger mit den
Behörden, en

In Schulferien auf dem Bauernhof arbeiten
ln der Schweiz vermittelt die Landdienst-Zentrale jedes Jahr rund 3.500 
Jugendliche in ihren Ferien auf Bauernhöfe, wo sie tatkräftig mithelfen 

und so die Landwirtschaft aktiv kennen lernen. „Die Bauernfamilien und 
die Jugendlichen profitieren beide von diesen Einsätzen. Im Idealfall ist 

es ein Geben und Nehmen", schreibt der Landdienst in einer Mitteilung. 
Für dieses Jahr werden noch engagierte Bauernfamilien gesucht, die mit­

machen und Schüler und Schülerinnen aufnehmen. Kontakt: Land- 
dienst-Zentralstelle, Postfach 728, CH-8025 Zürich, 

www.landdienst.ch uj

Polen bereitet sich auf EU vor
Mit dem EU-Programm SAPARD soll die Umstrukturierung von Landwirtschaft 

und ländlichem Raum in Osteuropa vorangetrieben werden.
Dabei hakt noch manches, wie Eindrücke aus Polen zeigen.

Polen ist nicht nur das größte und bevöl­
kerungsreichste Beitrittsland, sondern 

zeichnet sich auch durch eine ausgespro­
chen kleinstrukturierte Landwirtschaft 
aus. Ihr kommt eine große wirtschaftliche 
sowie soziale Bedeutung zu als wichtigste 
Einkommensquelle in den ländlichen Re­
gionen. Jeder Vierte ist in Polen in der 
Landwirtschaft tätig, fast 40 % der Bevöl­
kerung leben im ländlichen Raum. Eine 
Vielzahl kleiner Familienbetriebe mit im 
Durchschnitt 4 ha bangen um ihre Exis­
tenz.

Geld aus Brüssel
Jährlich 168 Mio. Euro aus dem EU-Pro- 
gramm SAPARD sollen nun die Struktur­
reform im ländlichen Polen Vorbringen. 
Angestrebt werden Erhöhung der Markt­
effizienz, Verbesserung der Voraussetzun­
gen für Wirtschaftsaktivitäten und Schaf­
fung von Arbeitsplätzen, aber auch Agrar- 
umwelt- und Ausbildungsprogramme. 
Förderberechtigt sind landwirtschaftliche 
Betriebe, Betriebe der Nahrungsmittelin­
dustrie, Gemeinden, Ausbildungstätten 
sowie Nichtregierungsorganisationen. 
Gefördert werden Direktinvestitionen in 
landwirtschaftliche Betriebe, aber auch 
Gründung von Erzeugervereinigungen so­
wie Umweltprojekte. Die Auswahl der för­
derberechtigten Projekte wird in Polen 
seihst getroffen, nach Genehmigung der 
nationalen SAPARD-Strategie in Brüssel. 
Das unterscheidet SAPARD von anderen 
Heranführungshilfen wie z.B. PHARE, 
und damit soll Polen auf den Umgang mit 
Geldern aus dem europäischen Struktur­
fonds vorbereitet werden.

Schlechte Erfahrungen
Erste Förderungen sollten bereits im Jahr 
2000 stattfinden. So hatten die Polen ihre 
eigenen, nationalen Programme im Haus­

halt zurückgestellt, um die nötige Kofi­
nanzierung für die EU-Gelder aufzubrin­
gen. Aber die Umsetzung von SAPARD 
verzögerte sich. Die Stimmung unter den 
Landwirten erreichte einen Tiefpunkt. 
Das ist einerseits auf die bürokratische Ar­
beitsweise der Kommission zurückzufüh­
ren, andererseits aber auch auf die Tatsa­
che, dass die mit der finanziellen Abwick­
lung betraute Institution in Polen noch 
nicht reif für die Umsetzung des Pro­
gramms war. Landwirte, Unternehmer 
und Gemeindemitarbeiter werden mit ei­
ner Fülle von Informationen überhäüft, 
die jedoch oft wenig strukturiert und pra­
xisorientiert ist. Viele Landwirte und Ver­
waltungsmitarbeiter werden die Projekt­
vorbereitung nur schwer bewältigen kön­
nen.
Problematisch ist auch die Tatsache, dass 
die Landwirte, bedingt durch die sozialis­
tische Vergangenheit, gegen jegliche Form 
von Zusammenschlüssen sind. Man kann 
sie nur schwer überzeugen, dass z.B. Ge­
nossenschaften, Erzeugergemeinschaften 
und Maschinenringe die landwirtschaftli­
che Arbeit erleichtern.

Hoffen auf Wandel
Schließlich liegt die Befürchtung nahe, 
dass mit dem Auge auf die Markteffizienz 
großformatige Vorhaben finanziert wer­
den und kleine, natumahe Projekte ver­
nachlässigt werden. Höfe mit drei Kühen 
und 2 ha Ackerfläche werden es auf euro­
päischer Ebene schwer haben. Doch gera­
de jetzt, wo sich in der europäischen 
Agrarpolitik ein Bewusstseinswandel an­
bahnt, sollten Europa und Polen die Chan­
cen nutzen, welche die polnische Land­
wirtschaft bietet, anstatt die kleinformati­
ge und extensive Struktur ganz zu zerstö­
ren.

Judith Haugwitz

T'.
Polens Kleinbauern werden sich etwas einfallen lassen müssen Foto: Haugwitz

http://www.landdienst.ch
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Jetzt geht es ums Geld
Die „neue Landwirtschaft" ist harte Arbeit. Jetzt geht es darum, Geld anders zu vergeben.

Die Neuorientierung der Agrarpoli­
tik in Deutschland braucht ihre 

Zeit. Nach dem einmaligen Start der 
beliebten Ministerin Künast zeigt sich 
nun langsam, dass es einen langen 
Atem braucht.
Bei vielen Bauern und Bäuerinnen wie 
auch bei Verbänden, die die „Agrar­
wende“ seit langem gefordert und nun 
freudig begrüßt haben, macht sich 
mehr oder weniger unterschwellig Un­
ruhe, bei manchen sogar Unmut breit. 
Denn den Ankündigungen von Kanz­
ler Schröder und später von Ministerin 
Künast, die Agrarpolitik und die Land­
wirtschaft neu auszurichten, sind bis­
lang außer Krisenbewältigung wenig 
Taten gefolgt, die draußen wahrnehm­
bar wären.
Das liegt nicht nur an den Krisen (BSE, 
MKS) und den Landtags-Wahlkämp­
fen, sondern auch daran, dass sich nun 
die dicken zu bohrenden Bretter zei­
gen, von denen Künast mehr und mehr 
spricht (auch um die hohen Erwartun­
gen an die Realität anzupassen).
Zu bohren ist gleich an drei Stellen:
-  bei den Bundesländern bzw. den 
Agrarminister/innen der Länder, die 
bei wesentlichen Punkten Änderungen 
zustimmen müssen;
-  bei Bundesfinanzminister Hans Ei­
chel, der bislang kein zusätzliches Geld 
für die Neuausrichtung der Agrarpoli­
tik beisteuern will (bis auf 360 Millio­
nen DM für BSE-Folgemaßnahmen 
bzw. für das Aufkaufprogramm der 
EU), und
-  bei der Europäischen Union, also 
dem EU-Agrarrat und der EU-Kommis­
sion, ohne die langfristige Änderungen 
in der Agrarpolitik unmöglich sind.

Förderpolitik
Inhaltlich wird die Neuausrichtung der 
Agrarpolitik auf Bundesebene einer­
seits ansetzen im gesetzgeberischen 
Bereich, etwa bei der Frage, wie lange 
die Käfighaltung von Hühnern noch 
erlaubt wird. Im Futtermittelrecht hat 
es solche ordnungsrechtlichen Ände­
rungen im Zuge der BSE-Bekämpfung 
bereits gegeben.
Konzentrieren wird sich die neue 
Agrarpolitik aber auf die Förderpölitik, 
also auf die Frage, welche Form der 
Landwirtschaft finanziell unterstützt 
wird und welche wird mit weniger 
staatlichen Mittel auskommen müs­
sen. Auf Bundesebene ist die Förderpo­
litik (nicht die Ausgleichszahlungen) 
in der so genannten Gemeinschaftsauf­
gabe Agrarstruktur und Küstenschutz 
(GAK) geregelt. In diesem Jahr werden 
aber aus der GAK erst mal von den 1,7

Mrd. DM an Bundesmitteln voraus­
sichtlich 125 Mio. DM für BSE-Folge- 
kosten abgezogen. Im nächsten Jahr 
will der Bundesfinanzminister Hans 
Eichel für GAK nach jetzigem Stand 
der Dinge insgesamt 1,8 Mrd. DM in 
den Agrarhaushalt einstellen, also 100 
Millionen DM mehr in 2001. Somit 
muss vor allem innerhalb der GAK 
Geld umgeschichtet werden.
Um Änderungen für das laufende Jahr 
abzustimmen und zu beschließen kam 
am 28. März (nach Redaktionsschluss) 
in Berlin der so genannte PLANAK zu-

ge schon laut Protest gegeben, z.B. von 
Minister Miller aus Bayern und Minis­
terin Staiblin aus Baden-Württemberg. 
Herauskommen wird ein Kompromiss.

Ausgleichszahlungen
In einem zweiten Feld will Bundesmi­
nisterin Künast etwas ändern, und 
zwar bei den Ausgleichszahlungen 
(Flächen- und Tierprämien), die aus 
der EU-Kasse gezahlt werden. Die 
Agenda 2000 erlaubt es den EU-Staa- 
ten, diese Zahlungen bis zu einem An-

Als soziale Komponente wird daran ge­
dacht, die lineare Kürzung erst ober­
halb eines kürzungsfreien Prämienso­
ckels von z.B. 100.000 DM Prämie im 
Jahr greifen zu lassen. Nur wer mehr 
Prämie erhält, wäre von der Kürzung 
betroffen; bei einem Sockel von
100.000 DM wären das bundesweit 
8.800 Betriebe, die aber zu 98 % in den 
neuen Bundesländern lägen.
2.) Neben diesem Modell wird auch das 
von der AbL in die Diskussion ge­
brachte Modell durchgerechnet, das 
für die Prämienhöhe den Arbeitskräf­
tebesatz eines Betriebes zum Maßstab 
macht. Wer viele Arbeitskräfte sozial­
versicherungspflichtig beschäftigt, 
dem soll die Prämie nicht oder weniger 
gekürzt werden. Damit würde der hö­
here Arbeitskräftebedarf von Wirt­
schaftsformen, die viel Arbeit machen, 
wie z.B. die artgerechte Tierhaltung auf 
Stroh, berücksichtigt.
Mitarbeiter im Ministerium geben dem 
ersten Ansatz einer linearen Kürzung 
den Vorzug gegenüber der Arbeits­
kraft-Anbindung, weil eine lineare 
Kürzung verwaltungstechnisch einfa­
cher zu organisieren und durchzufüh­
ren sei.
Das wichtigste Problem aber sind die 
Bundesländer. Sie werden einer Modu­
lation nur zustimmen, wenn sie bzw. 
ihre Betriebe am Ende insgesamt kein 
Geld verlieren. Um kein Geld zu verlie­
ren, braucht es aber eine nationalen 
Kofinanzierung. Woher aber sollen die­
se Kofinanzierungsmittel kommen? 
Bayern wäre in der Lage, eventuell 
noch mehr Geld beizusteuern, andere 
Länder nicht, so die meisten der neuen 
Bundesländer, auch wenn sie einen ge­
ringeren Kofinanzierungssatz zu leis­
ten haben.
Die Auseinandersetzung um die Mo­
dulation wird die über die Gemein­
schaftsaufgabe an Schärfe weit über­
treffen. Den Ökolandbau stärker zu 
fördern ist ein Klacks dagegen, da ge­
hen alle mit. Wie hier die Linien verlau­
fen wird auch ein Zeichen dafür sein, 
in welche Richtung auf EU-Ebene Än­
derungen mitgetragen werden. Hier 
liegt der 7-Punkte-Plan von Kommis­
sar Fischler auf dem Tisch, der in die­
sem Jahr abgestimmt werden soll. 
Dann sind im Frühjahr 2002 Präsident­
schaftswahlen in Frankreich und da­
nach will Fischler seine Halbzeitbilanz 
der Agenda 2000 vorlegen und dabei 
schon Vorschläge für Veränderungen 
der EU-Agrarpolitik vorlegen.
Eine Wende auf die Schnelle ist nicht 
zu haben. uj
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Die Frage ist jetzt, wohin rollt das Geld, auf welchen Acker, welche Wiese und welchen Hof? 
Foto: P. Hensch, Montage: StaBla-Pollmann

sammen, der gemeinsame Planungs­
ausschuss von Bund und Ländern zu 
Agrarstruktur und Küstenschutz. 
Denn über die Gemeinschaftsaufgabe 
entscheidet nicht der Bund allein, son- 
.dem nur mit den Ländern zusammen. 
Künast braucht für Änderungen in der 
Gemeinschaftsaufgabe die Unterstüt­
zung von mindestens 9 Länderkolle­
gen/innen. Also geht es darum, Kom­
promisse zu finden, Angebote und Zu­
geständnisse zu machen.

Umschichtungen
Mehr Geld soll nach den Vorstellungen 
der Ministerin in die Förderung der art­
gerechten Tierhaltung, des Ökoland- 
baus (inkl. Vermarktung), der regiona­
len Vermarktung sowie die Agrarum- 
weltmaßnahmen fließen. Gegenfinan­
ziert werden soll das durch Einsparun­
gen u.a. beim Wegebau, der Dorfer­
neuerung, der Ausgleichszulage in be­
nachteiligten Gebieten, die nicht mehr 
für Maisanbau gezahlt werden soll, so­
wie durch Einsparungen bei der Inves­
titionsförderung -  hier sollen z.B. 
Stallbautenarten, die nicht artgerecht 
sind (Völlspaltenboden, Anbindehal­
tung von Kühen) leer ausgehen. 
Natürlich hat es gegen diese Vörschlä-

teil von 20 % von besonderen Kriterien 
abhängig zu machen, etwa von Um­
weltkriterien oder auch der absoluten 
Prämienhöhe (Modulation, s. Seite 3). 
Das einbehaltene Geld geht nicht nach 
Brüssel zurück, wenn es von Bund 
oder Ländern für Angebote wie Agrar- 
umweltprogramme oder Förderung des 
ökologischen Landbaus eingesetzt 
wird. Allerdings muss das Geld dann 
von Bund oder Ländern kofinanziert 
werden. Auch hier müssen die Bundes­
länder zustimmen. Kommen soll die 
Modulation voraussichtlich im nächs­
ten Jahr.

Modulation
Im Bundesministerium werden zwei 
Modelle durchgerechnet:
1.) Eine lineare Kürzung der Flächen- 
und eventuell auch der Tierprämien. 
Dabei würde allen Betrieben ein glei­
cher Prozentsatz ihrer regulären Prä­
mien gekürzt (nicht betroffen wären 
Zusatzprämien wie Beihilfen für Ex- 
tensivierungs-, Agrarumweltmaßnah- 
men oder für ökologische Bewirtschaf­
tung). Die Berechnungen haben erge­
ben, dass eine, solche lineare Kürzung 
um 1 % einem Einsparvolumen von 
rund 90 Mio. DM entspricht.
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Shell will „Naturmaelk"
Der Mineralölkonzern Shell hat laut ZMP in seinen 118 dänischen Tank­
stellen die Milchprodukte des Molkereikonzerns Arla Foods aus den Re­

galen genommen. Stattdessen wird jetzt mit der kleinen Bio-Bauernmol- 
kerei „Naturmaelk" zusammengearbeitet, weil deren handwerklich her­

gestellte Produkte qualitativ besser seien. Shell will jährlich bis zu 2 Mio.
Liter Biomilch abnehmen, en

Nestle schluckt Purina
Mit der Übernahme des US-Tierfutter-Herstellers Ralston Purina will der 
Nestle-Konzern in diesem Markt zum Weltmarktführer werden. Mit sei­

nen Marken „Friskies", „Mighty Dog" und „Purina" rangiert der Multi 
jetzt knapp hinter dem Marktführer „Masterfoods" (früher: Mars/Effem) 

mit Heimtier-Marken wie „Kitekat", „Chappi", „Sheba", „Whiskas", 
„Brekkies", „Trill" und „Pedigree Pal". Brand-Purina ist in den USA (nach 
dem Konzern Cargill, der jetzt auch noch den Futterkonzern Agribrands 

übernimmt) der zweitgrößte Mischfutterhersteller. Das Unternehmen 
war kürzlich in Zusammenhang mit BSE ins Gerede gekommen, weil an­
geblich in einem Heilbronner Zweigwerk importierter Billig-Milchaustau- 
scher mit Tierfett verkauft worden war. Jetzt wurde bekannt, dass Purina 
in den USA Knochenmehl ins Rinderfutter mischte, in der Folge mussten 

1200 Rinder einer texanischen Farm unter BSE-Quarantäne gestellt
werden, en

Nachteilige Grossfusion
Die neuseeländische Regierung hat Bedenken gegen die geplante Mega­
fusion der beiden größten Molkereien des Landes, der New Zealand Dai- 
ry Group/ Kiwi Coop. und des New Zealand Dairy Board. Eine Studie er­

gab, dass aus volkswirtschaftlicher Sicht die Nachteile der Fusion
bei weitem überwiegen, en

Immer weniger für die Bauern
Nicht in, sondern an der Landwirtschaft wird verdient: Nur 26 Prozent 

des Nahrungsmittel-Endpreises geht an die Bauern. Laut Bauernverband 
sind es bei Milch noch 43, bei Fleisch noch 25 und bei Brotgetreide nur 

noch 4,1 Prozent, Die Anteile für die Bauern sanken seit Jahrzehnten 
kontinuierlich. In einem Brötchen stecke nur noch Getreide

für einen Pfennig, en

Molkerei wegen MKS geschlossen
Der Ausbruch der Maul- und Klauenseuche (MKS) in den Niederlanden 

hat dazu geführt, dass die Molkerei Friesland im nordrhein-westfälischen 
Appeldorn ihren Betrieb wegen Rohstoffmangel stilllegen musste. Die 

Molkerei hat ihre gesamte Milch bislang aus den Niederlanden bezogen.
Der Export aus Holland ist jedoch wegen MKS untersagt, pm

„Qualitätsschweine" aus 26 Anlagen
ln den Skandal um den Einsatz verbotener Masthilfsmittel sind offenbar 

neben bayerischen und österreichischen Mästern auch ostdeutsche 
Schweine-Großanlagen verwickelt. Der „Stern" berichtet von „bombigen 
Geschäften" der Autobahntierärzte mit den Mastfabriken der „Thüringer 

Qualitätsschweine GmbH" (TQS) mit Sitz in Bollstedt. Die Gesellschaft, 
so ein Sprecher der Erfurter Staatsanwaltschaft, betreibe 26 Schweine­

mastanlagen in Thüringen, Hessen, Sachsen-Anhalt, Sachsen und Meck- 
lenburg-Vorpommern, laut „Stern" sind darunter die Zalchow GmbH 
und die SMA Osterfeld. Der Landesverband der praktischen Tierärzte 

Thüringen warf der TQS vor, Tierärzte zu erpressen. Einige Politiker se­
hen beim Mastskandal „Merkmale der Bandenkriminalität". Gegen här­

tere Strafen sprach sich laut „Thüringer Allgemeine" der thüringische 
Bauernverbandspräsident Kliem aus. Er gehe davon aus, daß es keinen 
Medikamentenmißbrauch in Thüringen gebe: „Und solange die Ermitt­

lungen laufen, sollten keine Vorverurteilungen stattfinden", gf

Dem Ruf der Förderung gefolgt
Mit einer neuen Schweinemast-Anlage von 10.240 Mastplätzen im 

sächsisch-anhaltinischen Tarthun/Egeln hat die niederländische Unter­
nehmensgruppe van der Velde laut Ernährungsdienst (ED) zunächst ihr 

Investitionsprogramm abgeschlossen. Auf mittlerweile 1.700 ha wird 
Getreide angebaut und in eigenen Mischfutterwerken verarbeitet, bevor 
es an die 550 Milchkühe und die 1.100 Sauen verfüttert wird. Zunächst 

wollte die Unternehmensgruppe in die Mastgeflügel-Erzeugung investie­
ren, aber dann stieg man laut ED doch in die Schweinemast ein, weil 

„die Förderung der Schweineproduktion in Sachsen-Anhalt zu Investitio­
nen in diesem Betriebszweig geradezu aufrief"... en

Bullenquote durch die Hintertür?
Vorschlag der EU-Kommission erschwert Umsteuern in Rindfleischsektor

Nach der Agenda 2000 sollen die Inter­
ventionspreise im Rindfleischsektor 

um 20 % gesenkt werden. Entsprechend 
aufgestockt werden in Stufen bis 2002 die 
Rindersonderprämien. Sie sind zu einer 
wesentlichen Einkommensquelle in der 
Rindermast geworden. Durch die BSE-Er- 
eignisse ist dieser Preisabsturz bereits 
überholt.
Diese Rinderprämien sind jedoch für jedes 
EU-Mitgliedsland in der Höhe be­
schränkt: jedem Land steht eine Höchst­
summe zur Verfügung: ein so genannter 
Plafonds. Würde dieser Plafonds über­
schritten, weil mehr Bullen oder Ochsen 
gehalten werden, verringert sich entspre­
chend die Prämie für das einzelne Tier, da­
mit der Plafond eben nicht überschritten 
wird. Das ist eine Art Sicherheitseinrich­
tung für den EU-Haushalt.
Dieses System der Plafonds will die EU- 
Kommission nun ersetzen. In einer Be­
schlussvorlage für den EU-Agrarminister- 
rat im April schlägt die Kommission vor, 
die Prämiensumme für männliche Rinder 
nicht rtiehr als nationale Plafonds zu be­
grenzen, sondern runterzubrechen auf in­
dividuelle Höchstgrenzen pro Erzeuger, 
und zwar geltend ab dem 1. Januar 2002. 
Grundlagen für die Bemessung dieser be­
triebsbezogenen Quoten wären die Prä­
miensummen für Bullen und Ochsen, die 
ein Betrieb in den Jahren 1997 bis 2000 
durchschnittlich erhalten hat.
Die EU-Kommission begründet ihren Vor­
schlag damit, dass auf diese Weise den Be­
trieben der Anreiz genommen wird, mög­
lichst viele Rinder zu halten. Zudem lie­
ßen sich mit dieser Quoten-Regelung die 
Höchstgrenzen genauer steuern bzw. ver­
walten.

Konsequenzen einer Quote
Die Rindfleischerzeugung in der EU hat 
sich in den letzten Jahren -  auch auf 
Grund von Rahmenbedingungen des EU- 
Agrarsystems -  verlagert, und zwar zu­
nehmend von den Grünlandstandorten 
mit Weidehaltung hin zu spezialisierten 
Betrieben mit großen Einheiten.
Käme nun die von der EU-Kommission 
vorgeschlagene Betriebs-Quote für die 
Bullen- und Ochsenprämien, dann würde 
damit diese Struktur zementiert. Betriebe, 
die neu in die Rindfleischerzeugung ein­
steigen wollten, möglichst auf teurer Gras- 
futterbasis mit Weidehaltung und einer 
Orientierung an den Kunden, würden 
gleich an den wirtschaftlichen Rand ge­
stellt.
Dem Neueinsteiger würden im Jahr 2002 
dann mindestens 411 DM beim Jungbul­
len ohne Extensivierung und über 1.000 
DM beim extensiven Ochsen an Prämien­
ansprüchen gegenüber den „Altkollegen“ 
im Wettbewerb fehlen. Dies benachteiligt 
ihn von vornherein am Markt.
Die Neuausrichtung der Agrar- und Ver­
braucherpolitik bis hinein in die Regie­
rungserklärung von Ministerin Künast 
sieht vor, dass Rinder wieder mehr Gras 
fressen sollen. Eine einzelbetriebliche 
Festlegung der Sonderprämienrechte 
schreibt dagegen eine Intensivmast fest, 
schafft neue Privilegien und erstickt jede 
von Landwirten und Verbrauchern ge­
wallte Neuausrichtung der Nahrungsmit­
telerzeugung im Keim.

Bernd Voss, Milchbauern in Schleswig- 
Holstein und stellvertretender 

AbL-Vorsitzender.

AbL -Milchtagung

Einen breiten Bogen über verschiedene 
Aspekte der Milchviehhaltung spann­

te die diesjährige Milchtagung von AbL, 
KLJB und Gesamthochschule Kassel am 
5. März. Staatssekretär Dr. Griese 
(MUNLV NRW) stellte Eckpunkte für die 
Agrarwende vor. Unter anderem forderte 
er die Abschaffung der Milchquotenrege- 
lung in der EU für das Jahr 2007. Es brau­
che endlich ein Signal, um die Quoten­
preise auf den Boden der Realität zu drü­
cken. Dr. Heitmann vom Staatlichen Vete- 
rinäruntersuchungsamt Kassel erläuterte 
den Kenntnisstand zu BSE. Milchbauer 
Paul-Josef Löffler stellte seine Hofkäserei 
vor und servierte leckere Kostproben. Von 
der Milcherzeugergemeinschaft Sauer­
land konnte Bauer Franz-Josef Dohle be­
richten, dass sich aus dem Protest gegen

den Staffelpreis bei der „Tuffi“-Molkerei 
eine Liefergemeinschaft gebildet hat, die 
mit einer anderen Molkerei einen Liefer­
vertrag zu einem besseren Preis ausgehan­
delt hat. Ab Mai wird geliefert. Nachmit­
tags referierten Dr. Seelbach zum Thema 
Kuhhömer und Kuhgesundheit sowie Dr. 
Gessler zum Botulismus, einer zuneh­
menden und meist tödlich verlaufenden 
Krankheit v.a. bei Rindern. Dass diese auf 
einer Vergiftung beruhende Krankheit zu­
nimmt, wird auch darauf zurückgeführt, 
dass die Graswerbung (v.a. für Silage) im­
mer schlagkräftiger wird und so immer 
mehr Tier-Leichen und Boden-Bakterien 
in Silos zu beklagen sind.

Eine Dokumentation der Milphtagung wird in 
Kürze als Heft erscheinen und in der Bauern­
stimme vorgestellt werden. / /
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Bin Sebastian, habe mich mit 15 Jah­
ren entschlossen, Landwirt zu wer­

den!
Zur Wahl standen Bankkaufmann oder 
Bauer. Doch nach kurzen Erfahrungen 
in der Bank war mir klar, dass ich es 
hier nicht mit Tieren, Land, Leuten 
und handfester Arbeit zu tun habe.

Betriebsspiegel:
100 ha Ackerbau (Zuckerrüben, Raps, 
Weizen, Gerste, Hafer)
60 Sauen auf Stroh, mit Auslauf für die 
belegten Sauen auf die Weide 
Der Betrieb liegt 15 km südöstlich von 
Göttingen und wird von Sebastians El­
tern Inge und Siegfried Herbst mit 
Lehrling Andreas bewirtschaftet

Drei Jahre Lehre haben mich zweifeln 
und überlegen lassen: Wie bringt man 
Freundin und Arbeit in der Ferne unter 
einen Hut? Was will der Chef denn nun 
schon wieder? Oder was bringt die Zu­
kunft mir, und wie entwickelt sich der 
Betrieb Zuhause?
Ich ziehe den Vergleich zu anderen 
Landwirtschaftslehrlingen in der 
Schule. Der Strukturwandel geht ra­
sant voran und meine Freunde ziehen 
voll mit.
Am meisten an Selbstwertgefühl und 
Interesse für die Landwirtschaft habe 
ich in den letzten zwei Ausbildungsjah­
ren bei Christian Henne und Josef Ja- 
cobi gewonnen. Und wenn dann die

Abschlussprüfung auch noch ganz gut 
gelaufen ist, bestärkt das einen noch 
mehr.
Tja, zur Zeit sitze ich hier, nach Feier­
abend, immer noch fern von der Freun­
din und Zuhause. Aber das, was ich 
jetzt mache, ist wohl das anspruchs­
vollste: Zivildienstleistender als Be­
triebshelfer.
Ein weites Aufgabenfeld; kein Chef, 
der kontrolliert; kein Vater, der es bes­
ser kann; nur ich, der gebraucht wird. 
Ich habe in Göttingen zwei Monate auf 
einem Ackerbaubetrieb Herbstbestel­
lung gemacht. Dann wurden mir sech­
zig Kühe in Ostfriesland anvertraut. In 
Braunschweig ein großer, intensiver

Ackerbaubetrieb mit zehn Kühen auf 
Stroh.
Aber jetzt ist wohl der schwierigste Be­
trieb an der Reihe: Betriebsleiter ver­
storben und dreißig Kühe und zwanzig 
Sauen müssen versorgt werden. Fami­
lie in Trauer. Das kostet Energie.
Und heute der Tag hat auch wieder 
Energie gekostet! Morgens um 6.30 
Uhr melken: Ein normaler Morgen, nur 
dass er mir zu kalt war. Gott sei Dank, 
Tiere gefüttert, 8.30 Uhr Frühstück, 
der warme Kaffee wartet. Mein Plan für 
den Tag war Mist auseinander streuen. 
Doch wie es so ist, geht die Getreide­
schnecke zur Schrotmühle kaputt und 
muss repariert werden. Bis Mittag war 
die Schnecke wieder ganz. Jetzt konnte 
ich die Dampfnudeln von Anja, der 
Dorfhelferin, richtig genießen. Am 
Tisch wurde mit dem Opa diskutiert, 
ich hatte ihm die Bauernstimme gege­
ben. Der aber vom Landvolkblatt ge­
prägt ist, und wenig Interesse für die­
ses Grüne-Öko-Blatt, in dem nur Hirn­
gespinste drin stehen, hatte. Als die 
Diskussion lauter wurde, drohte die 
Oma wegzugehen und wir mussten 
schweigen. Der Nachmittag verlief et­
was ruhiger, aber das Miststreuen 
konnte ich mir abschminken, Futter- 
ranholen, Kaffeetrinken, melken und 
füttern.
Aber gerade das, diese Arbeit in der 
Landwirtschaft, erhält mein Interesse: 
Leute, Maschinen, Natur, Wetter, Tie­
re, und abends sagen zu können: Ich 
habe was geschafft!

Sebastian Herbst, 19 Jahre

Betriebsspiegel:
14 ha Biolandhof; Futterbaukooperati- 
on mit anderen Bioland- Getreidean- 
bauern; Freilandhühnerhaltung 4300 
Stück; Erdbeeranbau 0,4 ha; Blumen 
und Stauden 0,2 ha; Christbäume, Di­
rektvermarktung auf Wochenmarkt 
und ab Hof, Vermarktung im Leben- 
mitteleinzelhandel in der Region

Sträucher noch manches Mal äufmun- 
tern müssen, wenn die Eierzahl mal 
wieder zu niedrig ist, die computerge­
steuerte Stalltechnik versagt oder die 
Eier-Erzeugerpreise bei den Einzel­
handelsketten kaum kostendeckend 
sind. Oder wir uns von grünen Politi­
kern anhören müssen, dass die Bio- 
Preise runter müssen und sie uns da­
mit den Eindruck vermitteln, dass ir­
gendwie manche Menschen hier man­
ches noch nicht kapiert haben.

Bärbel Endraß

habe was geschafft

Unter den kritischen Blicken meines 
Jüngsten pflanze ich Johannisbee­

ren vor dem neuen Freiland-Hühner- 
stall.
Die Frage, ob ich Zeit finde die Beeren 
zu ernten oder gar zu verarbeiten stelle 
ich mir heute lieber noch nicht. Aber ich 
freue mich auf die „Hand-voll-Beeren- 
Pausen“, die sie uns bescheren werden. 
Der Bau des zweiten Hühnerstalles 
war eine Flucht nach vorne. Die bishe­
rige Betriebsstruktur war für uns in­
zwischen zu viel Arbeit, für einen zwei­
ten Völlarbeitsplatz finanziell aber 
nicht ausreichend. Bei unserer betrieb­
lichen Vielseitigkeit, dem Wunsch auch 
verantwortungsvollere Dinge abzuge­
ben und nach sieben Jahren Grenzer­
fahrung mit Arbeitsüberlastung, war 
eine feste Arbeitskraft unser ange­
strebtes Ziel, und die Ausweitung der 
Hühnerhaltung und Eiervermarktung 
ein Schritt dazu hin.
Der Bau des zweiten Hühnerstalles ist 
in zweierlei Hinsicht eine Flucht nach 
vorne gewesen. Zum Einen können wir 
durch ein größeres Eierangebot ver­
schiedene Vermarktungsmöglichkei­
ten erreichen und innerbetrieblich ra­
tioneller arbeiten, zum Anderen hoffen 
wir, dass es uns mitunter auch dadurch 
gelingt einen neuen Vollzeit-Arbeits- 
platz im Betrieb zu schaffen. 
Eigentlich sollte man denken, dass ein 
Freiland-Hühnerstall für 3000 Hühner 
schon einen Großteil an Einkommen 
erwirtschaften könnte für eine AK. 
Aber weit gefehlt, wenn man von der 
Produktion ausgeht. Die täglich zu ver­
richtende Arbeit wird schon so kalku­
liert, dass Dreiviertel von Menschen 
mit sehr geringen Stundenlöhnen erle­
digt werden muss. Man könnte natür­
lich höhere Stundenlöhne kalkulieren, 
aber das geben eben die Bio-Eierpreise 
nicht her. Im Klartext heißt das, dass es

Eine handvoll Beeren
wirtschaftlicher wäre uns mit 5-6 pol­
nischen Arbeitskräften durchs Jahr zu 
jonglieren (wie das auch Gang und 
Gebe ist) und wenn wir das nicht wol­
len ist es eben unser Problem. Das an­
dere wäre die Stückkosten über größe­
re Einheiten zu senken. Das ist zwar 
von der EU Bio-Verordnung aus guten 
ökologischen und tierhygienischen 
Gründen auf 3000 Tiere pro Stall be­
schränkt, aber die Ausnahmen und 
Auslegungen dieser Verordnung wer­
den von manchen Bioverbänden sehr 
großzügig gehandhabt.
Da wir aber trotz aller eierwirtschaftli­
chen Widrigkeiten diesen zweiten Ar­
beitsplatz wollen, müssen wir auch in 
den anderen Bereichen aufstocken und 
rationalisieren. Blumen und eventuell 
Erdbeeranbau ausweiten und insge­
samt besser und mehr selber vermark­
ten. Das bedeutet zuerst einmal weiter­

hin Stress: für uns hinsichtlich Ausbau 
und Umstrukturierung des Hofgesche­
hens und für unsere Festangestellte/n 
hinsichtlich des Erwartungsdrucks. 
Aber wir erwarten mittelfristig eine be­
triebliche Entlastung und einen hof­
fentlich langfristigen interessanten Ar­
beitsplatz. Weiterhin heisst es auch ein 
Stück weit unsere bisherige betriebli­
che Vielfalt einzuschränken und nicht 
mehr der Versuchung zu erliegen so 
viel Neues auszuprobieren. Das wird 
sicher nicht leicht für uns, aber es ist ei­
nen Versuch wert.
Ob es uns damit mit der Zeit gelingt die 
Köpfe freier zu bekommen, die Woh­
nung aufgeräumter und mehr verlässli­
che Ruhe und Familienzeiten zu errei­
chen, können wir im Augenblick nur 
hoffen.
Sicher werden uns aber die eine oder 
andere Hand voll reifer Beeren dieser
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Staffelpreis im Osten
Ausgerechnet da, wo am wenigsten vermutet, ist der Staffelpreis schon 
lange Praxis. In der Brandenburgischen Erzeugergemeinschaft Biokorn­
takt erhalten Landwirte für die ersten 50t Getreide 5,-DM je dt auf den 

Grundpreis ausbezahlt. Davon profitieren ca. 35% der Mitglieder, die bis 
zu 99t über die EZG vermarkten. Mit diesem Staffelpreis will Arnos Ram- 

sauer, Geschäftsführer von Biokorntakt, die Vielfalt der Landwirtschaft 
im Berliner Umland erhalten. Wenn kleine Mitglieder wie die Bäuerinnen 

GbR in Buchholz beim Umladen noch zur Schaufel greifen müssen, sei 
doch ihre hohe Leistung für den Ökolandbau durch mehrere Stände auf 

Wochenmärkten kaum zu messen, betont Arnos Ramsauer.

Legehenne als „Tier des Jahres"
Die Legehenne ist für den Landestierschutzbund Schleswig-Holstein „das 

Tier des Jahres 2001". Das Schicksal dieser Tiere entscheide sich in die­
sem Jahr durch die neue Hennenhaltungsverordnung des Bundes-Land- 

wirtschaftsministeriums -hoffentlich durch ein Verbot der
Käfighaltung, en

Bio bei Aldi?
ln 60 Aldi-Filialen in der Region Bremen werden seit Oktober Bio-Kartof­
feln testweise angeboten, und zwar 2,5 kg zu 2,49 DM, ohne extra Be­
werbung. Zertifiziert sind sie nach der EU-Verordnung, also nicht nach 

AGÖL- oder Verbandsherkunft. Wie das Handelsblatt meldet, führt auch 
die Bio-Hofmolkerei Dehlwes aus Lilienthal bei Bremen derzeit Gesprä­

che mit Aldi-Nord, ob dort Bio-Milch im Schlauch angeboten
werden soll, en

Öko lohnt sich
Die nachhaltige Landwirtschaft war in den letzten zehn Jahren die ef­
fektivste Methode, um die Ernteerträge zu erhöhen. So der britische 

Agrarwissenschaftler Jules Pretty von der Universität Essex über das Er­
gebnis der bisher größten Studie über umweltverträgliche Anbaumetho­
den. Er überprüfte die Anbauweisen weltweit und stellte dabei fest, dass 
auf etwa drei Prozent der Fläche der Entwicklungsländer bereits mit öko­
logischen Methoden gearbeitet wird. „Sie sind billig und nützen die ört­
lich vorhandenen Technologien", so Pretty laut Weltwoche. Ökologische 

Landwirtschaft zahle sich so doppelt aus. en

Falsches „Öko"-Korn
Vor Betrug mit „Öko"-Getreide wird in der Öko­
szene gewarnt. 25.000 Tonnen konventionelles 

Getreide, Erbsen und Bohnen aus Polen und von 
Thüringer Großbetrieben sollen zu „Ökoware" 

umdeklariert worden sein, en

Ökolandbau Tagung in NRW
ln den Landwirtschaftszentren Haus Riswick 

(Rheinland) und Haus Düsse (Westfalen) haben 
über 200 Landwirte eine Fachtagung besucht, die 
über die Umstellung zum Ökolandbau informier­

te. Das rege Interesse dokumentiert, dass konven­
tionelle landwirtschaftliche Betriebe wegen BSE 

und MKS nach neuen Orientierungen suchen. Für 
die Landwirtschaftskammer Westfalen-Lippe hob Präsident Karl Meise 

hervor, dass es mit der angestrebten Ausdehnung des Ökolandbaus 
nicht um eine bessere oder schlechtere Landwirtschaft geht. Ziel müsse 

es vielmehr sein, für alle Lebensmittel gerechte Preise zu erzielen und die 
Marktchancen, die NRW mit 18 Millionen Einwohnern bietet zu nutzen. 
Karl Kempkens als neuer Öko-Koordinator der Landwirtschaftskammern 

in NRW hob das Versuchsprojekt „Leitbetrieb ökologischer Landbau" 
und die Gründung der Fachschule Ökolandbau in Haus Riswick hervor. 
Im Jahre 2000 wurde in Haus Düsse eine alternative Schweinehaltung 

und in Haus Riswick ein ökologischer Laufstall eingerichtet. Diese Ställe 
sollen zukünftig die Öko-Beratung der Kammern unterstützen. 

Verschiedenste Teilnehmer der Veranstaltung erwarten, dass nach dem 
Öko-Boom die Nachfrage nach ökologischen Produkten absinkt, aber 

sich auf höherem Niveau wieder einpendelt. Die Stimmung auf der Ver­
anstaltung: „Raus aus der Nische".

Hans-Bernd Hartmann.

Schwachpunkte bei 
•  •

Oko-Kontrolle
Das Nachrichtenmagazin Plusminus beanstandet unklare Trennung zwischen 

konventionellen und Biopark-Betrieben in Mecklenburg-Vorpommern

Derzeit richten sich zu Recht viele Er­
wartungen von Verbrauchern auf den 

Ökologischen Landbau. Das erhöht die 
Chancen dieser besonders umweltverträg­
lichen und tiergerechten Produktionswei­
se, zugleich geraten aber auch Schwach­
punkte und offene Flanken in den Blick­
punkt der Öffentlichkeit, die zu gravieren­
den Enttäuschungen und Rückschlägen 
führen könnten. Deshalb kommt Kritik 
jetzt vielleicht gerade zur rechten Zeit, sie 
sollte emstgenommen werden.
Kann der Verbraucher bei Bioprodukten 
betrogen werden? Das fragte in diesem 
Zusammenhang das ARD-Magazin „plus- 
minus“ und berichtete dazu über manche 
Zustände im Bioverband „Biopark“. Als 
besonders kritisch wurden dabei Betriebs­
teilungen betrachtet, bei denen aus einem 
Betrieb zwei neue Betriebe entstehen, in 
der Folge also Biobetriebe direkt neben 
bzw. von konventionellen Betrieben ge­
führt werden. Das mache eine Kontrolle 
über den Einsatz verbotener Futter- oder 
Hilfsmittel schwierig oder unmöglich. 
Zwar betonten Biopark-Vertreter, solche 
Betriebe seien personell, finanziell und or­

ganisatorisch zu trennen und würden 
strengstens kontrolliert -  aber plusminus 
zeigte Betriebe, bei denen das zumindest 
als zweifelhaft angesehen wurde: So die 
als ökologisch ausgewiesene „Weidehof“- 
Erzeugergemeinschaft, die Grossabneh­
mer wie Hipp und Edeka mit Ökofleisch 
beliefere.
„Weidehof“, so fand „Plusminus“ heraus, 
residiere auf dem Gelände einer konven­
tionellen Mastanlage und der „Weidehof“- 
Geschäftsführer sei gleichzeitig als Ge­
schäftsführer der konventionellen „Mü­
ritz Fleischproduktions-Gesellschaft“ tä­
tig. Die Fäden in der „Weidehof“-Gesell- 
schaft ziehe zudem der ehemalige Moksel- 
Manager Rodo Schneider (dessen Familie 
die 20.000-Bullen-Agrarfabrik in Hohen- 
wangelien betreibt). Auch in Jürgensha­
gen fand das Fernsehmagazin das Schild 
einer Bio-Mutterkuh-GmbH direkt neben 
einer konventionellen Masthalle. „Plus­
minus“ monierte ferner, dass die seit 1993 
geltende Vorschrift, wonach die Biopark- 
Betriebe von einer unabhängigen Kon­
trollstelle zu überwachen seien, erst seit 
zwei Jahren befolgt würde: als Kontrolleur 
sei dabei ein vorheriger Biopark-Ge- 
schäftsführer eingesetzt worden, der zu­
dem im gleichen Haus wie Biopark resi­
diere.
Kritische, wenn auch weniger gravierende 
Punkte, beobachtete auch ein anderer 
Femsehbeitrag zur Öko-Kontrolle: Die 
„ZDF-Reporter“ begleiteten einen Kon­
trolleur auf Bio-Höfe. Er beanstandete
u.a. fehlende Ohrmarken, fehlende Stem­
pel auf Schlachtkörpem und nicht ange­
führte Futtermittel und bestand deshalb 
auf Korrektur bzw. dem Nachreichen von 
Belegen. ril

Geringe Bio-Strafe
Ein großer Eierkonzem, der bundesweit 

neben zahlreichen Käfig- und Boden­
haltungsanalgen neuerdings auch sechs 
grosse Biofarmen mit jeweils an die
20.000 Legehennen betreibt, ist der staat­
lichen Biokontrolle negativ aufgefallen. 
Das Unternehmen hatte die zugelassene 
Herdengrösse mehrfach überschritten. 
Wegen der Ansprüche der Hühner an art­
gerechtes Verhalten und an ausreichende 
Belüftung ist die maximale Grösse der 
Tiergruppen durch die EU-Öko-Verord- 
nung auf 3.000 Hennen begrenzt. Selbst 
diese Grössenordnung gilt vielen Wissen­
schaftlern als viel zu hoch, weil dann kein

wirklicher Auslauf stattfindet und es au­
ßerdem meist zum gegenseitigen Federpi­
cken kommt. Gegen das Unternehmen H. 
bzw. dessen niedersächsischen Eigentü­
mer Sch. wurden jetzt durch die Kontroll- 
behörde Bützow/Mecklenburg Sanktio­
nen verhängt, weil insgesamt 10.000 Hen­
nen nicht wirklich getrennt worden wa­
ren, sondern nur durch ungeeignete Git­
terkonstruktionen mit Türen. Die beauf­
tragte mecklenburgische Kontrollstelle 
hatte dies offensichtlich nicht bemerkt 
oder beanstandet. Die verhängte „Sankti­
on“ dürfte allerdings zu verschmerzen 
sein: sie beträgt 200 DM. kas



AUSSAGEN Bauemstimme 4/2001 11

„Längst überholt und veraltet...“
Kurzes Gedächtnis für eigene Aussagen hat Bauernverbandspräsident Sonnleitner

Bereits lange vor den ersten BSE-Fällen 
in Deutschland habe er Demonstra­

tionen für die Offene Deklaration und für 
die Positivliste bei Futtermitteln ange­
führt, so Bauernverbandspräsident Sonn­
leitner in Femseh-Talkshows. Zwar fehlen 
dafür bisher die Belege, aber andere Zitate 
sprechen eine entgegengesetzte Sprache. 
Noch im November 2000 war in der 
„Deutschen Bauern-Korrespondenz“, der

Gut zu wissen, an welchem Ort man gestern noch gearbeitet 
hat. Ansonsten sind die Erdhügel zwar hübsch anzusehen, aber 
ohne Nutzen selbst für die Bewohner.

Funktionärszeitschrift des Bauernverban­
des (DBV), folgendes zu lesen: Eine Posi­
tivliste für Futtermittelkomponenten wur­
de als zu aufwendig und nutzlos bei der 
Bekämpfung krimineller Machenschaften 
und fahrlässiger Handlungen bewertet. 
Zur „sogenannten Offenen Deklaration“ 
hieß es: „Die Sicherheit der Futtermittel 
und damit die Lebensmittelsicherheit las­
sen sich mit einem solchen Vorhaben nicht

verbessern.... “
Auch bei den neuerlichen 
Antibiotika-Skandalen in 
der Schweinemast holt den 
DBV seine Vergangenheit 
ein. Laut Süddeutscher Zei­
tung haben der Bayerische 
Bauernverband (BBV) und 
der Tiergesundheitsdienst 
(TGD), an dem der BBV be­
teiligt ist, jahrelang Verstöße 
gegen das Arzneimittelge­
setz verschwiegen. Laut 
Süddeutscher Zeitung regi­
strierte der TGD alleine
1999 und 2000 bei seinen

Kontrollen 575 Tierarztpraxen, die Medi­
kamente ohne vorgeschriebenen Beleg ab­
gegeben hatten. Konsequenzen wurden 
daraus nicht gezogen. Das war offenbar 
auch schwierig, weil der BBV diese ihm 
vom TGD überstellte Liste dem zuständi­
gen Ministerium erst jetzt verspätet über­
geben hat.
Während der Bauernverband neuerdings 
für das Verbot aller antibiotischen Futter­
zusätze eintritt, hat er laut Süddeutscher 
Zeitung Mitte der 90er Jahre den Verzicht 
auf Antibiotika in der Tiermast durch 
massiven Druck auf die bayerische Lan­
desregierung torpediert. Nachdem da­
mals die Tierärztekammer einen freiwilli­
gen Verzicht mit dem Hinweis auf die Re­
sistenzbildung bei Bakterien forderte, 
habe der Bauernverband dagegen Front 
gemacht und sich durchgesetzt. Warnun­
gen des Bundesinstituts für Verbraucher­
schutz und Veterinärmedizin vor Anti- 
biotika-Rückständen im Fleisch bezeich- 
nete BBV-Präsident Sonnleitner 1996 als 
„völlig übertrieben, längst überholt und 
veraltet“ . gf

Schwelle des Staatsgehorsams
Demeter-Bauern in Norddeutschland lehnen Massenschlachtungen ab und fordern sofortige Flächenimpfung

Eine Gruppe Bauern und Verbraucher 
stattete am Mittwochmorgen dem nie­

dersächsischen Kreisveterinäramt in Har­
burg einen Besuch ab. Anlaß ist die Ableh­
nung der Keulung von Rindern, Schwei­
nen, Schafen und Ziegen bei Verdacht auf 
Maul- und Klauenseuche. Uli Hochstädt, 
der einen Demeterhof im Kreis Harburg 
bewirtschaftet, forderte mit den anderen, 
dass im Kreis Harburg auf Massen­
schlachtungen verzichtet wird, wenn ein 
MKS-Fall auftritt. Kritisiert wird ebenso, 
dass eine seit Jahrhunderten auftretende 
Virusinfektion bei unseren Haustieren 
einzig und allein aus scheinbar ökonomi­
schen Zwängen mittels einer absolut ver­
werflichen Tötungsaktion bekämpft 
werde.

Impuls für Bauern
Von der Aktion verspricht er sich einen 
Impuls für Kollegen und Verbraucher ge­
gen die Massenschlachtungen aktiv zu 
werden. Denkbar sei es, bei den Verwal­
tungsgerichten vorbeugend eine Schutz­
schrift einzureichen, in der ein Wider­
spruch gegen die Keulungen formuliert 
wird. Ulrike Brehmer von der Bäuerlichen 
Gemeinschaft Norddeutschland äußert 
zwar Zweifel über die juristische Wirk­
samkeit, denn Seuchenrecht stehe über

dem Zivilrecht. Aber die Wege des Um­
gangs mit der Seuche sollen sich verän­
dern. Die Frage sei, was ist eigentlich sinn­
voll. Die möglichen Betroffenen stünden 
an der Schwelle des Staatsgehorsams.
Die Gruppe im Kreisveterinäramt fordert 
als kleineres Übel den „unerbittlichen Ein­
satz für ein sofortiges, flächendeckendes, 
prophylaktisches Impfprogramm! Wir 
meinen nicht die Ringimpfung mit an­
schließender Keulung.“

Bewegung nötig
Uli Hochstädt hat weitere Ideen wie sich 
jenseits der juristischen Seite an die ethi­
schen und menschlichen Bedenken der 
Veterinäre gegenüber den Massenschlach­
tungen gewandt werden kann. Wenn die 
Veterinärämter auch von mehr Menschen 
besucht würden, müsse Bewegung in den 
Umgang mit der Maul- und Klauenseuche 
kommen. Ebenso sei es einen Versuch 
wert, sich an Bauern in den Feuerwehren 
auf dem Land zu wenden. Denn die Feuer­
wehren haben wichtige Aufgaben bei der 
Seuchenbekämpfung zu leisten. Wenn de­
ren Ortsverbandsmeister, ihre mangelnde 
Bereitschaft zur Mitwirkung bei den Mas­
senschlachtungen äußern würden, könne 
das einen guten Weg darstellen die dro­
hende Vernichtung von lO.OOOen Tiere zu

verhindern. Zusätzlich spricht er sich da­
für aus, sich mit möglichen Behandlungs­
arten der Seuche auseinanderzusetzen. 
Besonders betont Uli Hochstädt, ihm gehe 
es darum an die Zivilcourage der Beamten 
zu appellieren: „Wir wollen die Menschen 
abholen statt uns nur an rechtlichen Vor­
gaben zu orientieren.“ ms

Pute -  
die Gute?
„Deutsche Pute-die 
Gute" wirbt die aus 
Zwangsbeiträgen der 
Landwirte gespeiste CMA, 
nachdem schon ihre Rind- 
fleisch-Werbung von Wer- 
be-Profis vernichtend kriti­
siert wurde. Wie die CMA- 
Werbung insgesamt 
kommt auch diese Kampa­
gne vor allem dem Handel 
und der Ernährungsindu­
strie zugute. In diesem Fall 
schwerpunktmäßig den 
agrarindustriellen Unter­
nehmen, die die Puten­
zucht und -mast über eige­
ne Unternehmen bzw. 
Lohnmast kontrollieren. 
„Igitt" - so das Ergebnis 
von umfangreichen Proben 
der Zeitschrift Ökotest an 
gängigen Putenprodukten. 
In Produkten aller Herstel­
ler wurden Durchfall­
erreger gefunden und des­
halb durchgängig als 
„nicht empfehlenswert ein­
gestuft. Dabei wurden tier- 
quälerische bzw. nicht art­
gerechte Haltungsbedin­
gungen noch nicht einmal 
berücksichtigt, gf

Ein Sonnenbad ist zwar gesund, aber das alleine hilft den Schweinen gegen drohende 
Keulung wenig
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Die Diskussion um die 400.000 Rinder, die zur Marktbereinigung vernichtet 
werden sollten, war noch gar nicht abgeschlossen, da brach in Großbritannien 
die Maul- und Klauenseuche aus. 600 englische Höfe sind betroffen. Alle Tiere 
werden gekeult. Prognosen rechnen mit 4.000 Höfen bis Juni. Ein Massengrab 
für eine halbe Million Tiere. Kriegsähnliche Szenarien. Erstaunlich eigentlich, 
weil trotz hoher Ansteckungsgefahr die Sterblichkeitsrate bei nur 5 %  liegt, 
mit Ausnahme junger Tiere. Doch Heilen ist nicht erlaubt. Das Impfen EU-weit 
verboten. Denn die wirklich große Gefahr der Maul- und Klauenseuche ist 
'nicht die Erkrankung der Tiere, sondern der Schaden für den Welthandel. Es 
drohen Handelssperren und Absatzprobleme, weil Nordamerika, Australien 
und Neuseeland als seuchenfrei gelten.

Die Agrarwende nicht auf Scheiterhaufen bauen
... „Die Ausrottung unserer Tierbestän­
de ist für uns nicht nur wirtschaftlich 
eine Katastrophe. Sie vernichtet unsere 
züchterische Arbeit von Jahrzehnten 
und raubt uns den Mut und die Freude, 
weiterhin Bauern zu sein" (Oldemeyer, 
Landesvorsitzender der AbL in NRW) ...

... „Die Bilder von brennenden Tierber­
gen gehen uns Bauern und Bäuerinnen 
an den Nerv unseres Selbstverständnis­
ses. Ich fürchte, wenn es bei uns zu sol­

chen Bildern kommt, dass dann vie­
le von uns die Brocken hinwerfen, 
und zwar gerade die, die noch ein 
gutes Verhältnis zu ihren Tieren ha­
ben" ... (Erika Kattenstroth, Landes­
vorsitzende der AbL in NRW)
... „Damit wird einer Agrarwende 
die Basis entzogen."

Auszüge aus der Pressemitteilung 
der AbL-NRW zur Maul- und Klau­
enseuche

Wer impft muss mit der Seuche leben
Dieser Satz gilt wie zu Zeiten der 

Schweinepest 1993 auch für die 
Maul- und Klauenseuche (MKS). 
Genauso wie damals entbrennt die 
Diskussion um die Nicht-Impf-Politik 
der EU bezüglich MKS zu einem denk­
bar ungünstigen Zeitpunkt. Sie führt 
derzeit nur zur Untergrabung der Be­
kämpfungsmoral, mit fatalen Folgen, 
falls viehdichte Regionen wie Weser- 
Ems betroffen werden. Die flächige 
Ausbreitung der Seuche hat damals zur 
frühzeitigen Resignation bei der Be­
kämpfung geführt in der irrigen An­
nahme, es müsse nur schlimm genug 
kommen, dann wird Brüssel die Imp­
fung schon genehmigen. Das hat zu ei­
nem Ausmaß an Massentötungen ge­
führt, das durch rechtzeitiges radikales 
Keulen hätte vermindert werden 
können.
Eine Diskussion um die flächende­
ckende Impfgenehmigung gegen MKS 
kann im Moment der akuten Seuchen­
situation keine Lösung bringen. Solan­
ge nur einzelne europäische Länder, 
wenn auch hart, getroffen sind, werden 
sich die anderen mit Händen und Füs­
sen gegen die generelle Impfpflicht 
wehren. -  Teilweise zu Recht wenn es 
um Länder wie Dänemark geht, die 
sich schon immer durch strukturelle

und vorbeugende Maßnahmen ohne 
Impfungen von MKS haben freihalten 
können.
Der Vorwurf, die EU entscheidet sich 
in der Kostenabwägung zwischen han­
delspolitischen Restriktionen durch 
flächendeckende Impfungen und der 
Massentötung ungeachtet des daraus 
folgenden tierischen Elends für die bil­
liger Variante des Keulens, mag zwar 
richtig sein. Darüberhinaus gibt es aber 
fachliche Einwendungen gegen die flä­
chendeckende vorbeugende MKS- 
Impfung, die sogar schwerer wiegen.

Zur Nicht-Impf-Politik:
Zunächst muss zwischen der Ringimp­
fung im Seuchenfall und flächende­
ckenden vorbeugenden Impfungen un­
terschieden werden.
Ringimpfungen können im Notfall 
schon jetzt von den nationalen Behör­
den angeordnet werden. Sie dienen je­
doch nur dazu, als Ringimpfung um 
den Seuchenherd die weitere Ausbrei­
tung zu verhindern und Zeit zu gewin­
nen, um alle geimpften Tiere in den Wo­
chen nach der Impfung „geordnet“ tö­
ten jund entsorgen zu können. Alle ge­
impften Tiere sind eine potentielle Ge­
fahr, da sie trotz Impfung Virus beher­
bergen können und so jederzeit neue

Ausbrüche in ungeimpften Beständen 
verursachen können.
Die Notimpfung verhindert also nicht 
die Keulung irgendwelcher Tiere. Im 
Gegenteil würden möglicherweise Be­
stände geimpft und später getötet, die 
ohne Impfung gar nicht erkrankt wä­
ren und somit nicht hätten gekeult wer­
den müssen. Deshalb wird mit dieser 
Möglichkeit so zurückhaltend umge­
gangen. Die Notimpfung wird immer 
wieder (in der Öffentlichkeit, aber 
auch in landwirtschaftlichen und tier­
ärztlichen Fachkreisen) mit der vor­
beugenden flächendeckenden Impfung 
verwechselt.

Keine Vorsorgeimpfung
Die flächendeckende vorbeugende 
Impfung steht als Maßnahme nicht zur 
Verfügung.
Dafür gibt es 3 Gründe:
1.) Es gibt keinen spezifischen Impf­
stoff gegen das gegenwärtig grassieren­
de Virus. Lediglich gegen eine sehr 
ähnliche Virus-Variante ist Impfstoff 
kurzfristig verfügbar. Dieser soll nach 
Angaben der produzierenden Firma 
Bayer zwar eine Kreuzimmunität er­
zeugen, wozu der Beweis allerdings 
erst im Ernstfall geliefert wäre. Von die­
sem Impfstoff stehen 100 000 Dosen 
sofort zur Verfügung, weitere 3 Mio. 
Dosen wären in 5 Tagen verfügbar. Das 
ist bei weitem nicht ausreichend für 
eine Impfung der über 40 Mio. Klauen­
tiere in Deutschland. Darüber hinaus­
gehende Impfstoffmengen wären erst 
in einigen Monaten lieferbar.
Selbst die europaweite Impfung aller 
Tiere mit diesem Impfstoff würde je­
doch nicht davor schützen, durch Ein­
schleppung eines neuen Virusstammes 
vor den gleichen Problemen zu stehen 
wie jetzt.
2.) Die Impfung schützt nicht alle Tie­
re vor der Infektion. Ein Teil der ge­
impften Tiere bleibt empfänglich für 
die Erkrankung, was immer wieder zu 
Impfdurchbrüchen führt, wie sie auch 
früher regelmäßig auftraten.
3.) Geimpfte Tiere können, wie oben

gesagt, unerkannt Virus beherbergen 
und ungeimpfte Bestände gefährden. 
Daraus folgt, das impfende Länder 
vom Handel mit nicht impfenden aus­
geschlossen werden müssen. Für die 
EU hieße das entweder alle impfen 
oder der gemeinsame Binnenmarkt 
wird aufgehoben und die Grenzen wie­
der errichtet.

Seuchenvorsorge durch 
Strukturen
Die Maul- und Klauenseuche ist nicht 
die einzige Seuche, die die Viehbestän­
de bedroht. Andere, wie z. B. die Afri­
kanische Schweinepest verlaufen ähn­
lich verheerend, ohne dass überhaupt 
ein Impfstoff dagegen vorhanden wäre. 
Sie werden uns auch in Zukunft bedro­
hen, begünstigt durch die globale Mo­
bilität der Menschen, und die weltwei­
ten Warenströme. Es kommt darauf an, 
die Strukturen der Seuchenvorbeuge 
zu verbessern, um diese Gefahren zu 
begrenzen. Lebendviehtransportbe- 
schränkung, Hygienestandards für die 
Tierhaltung, geschlossene Betriebe 
statt hochspezialisierter Bestände, 
Ausgleich von Zucht- und Mastbestän­
den in den Regionen, Verringerung der 
Viehdichte in den Veredelungszentren. 
All dies sind Vorsätze, die schon nach 
den Schweinepestzügen gefasst aber 
nicht oder nur halbherzig umgesetzt 
wurden.

Fazit
In der akuten Bedrohung hilft uns je­
doch weder die Diskussion um die 
Impfung, noch die der langfristigen 
Seuchenvorbeuge weiter. Unsere kurz­
fristige Hoffnung besteht in konse­
quenter Bekämpfungsdisziplin und 
strikter Hygienemaßnahmen, die wir 
durch keine Diskussion aufweichen 
lassen sollten.
Langfristig muß auch hier die Agrar­
wende greifen.

Matthias Link - Tierarzt, ist Mitglied 
der Arbeitsgemeinschaft kritische 

TiermedizinWie viele müssen sterben, bevor geimpft wird? (Archivbild)
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MKS-Verordnung verbietet Impfen und Heilversuche
Mehr Handlungsmöglichkeiten sind nötig - statt nur einer tödlichen Keule

Als ich im Februar anfing über MKS 
und die Ausrottung von Tieren 

nachzudenken, sprach ich mit vielen 
Bauern, Tierärzten, alten Dorfbewoh­
nern. Ich schrieb Politiker, Verbands­
vertreter an, schickte ihnen Texte und

Ringimpfung
Der Begriff „Ringimpfung,, wird häufig als Ausweg be­
nannt. Das hört sich gut an, trägt aber eher zur Verwir­
rung bei. Um den vermuteten Infektionsherd wird (je 
nach Windrichtung) ein Ring von mehreren Kilometern 
gelegt, in dem von außen nach innen geimpft wird. Die 
geimpften Tiere müssen ebenfalls getötet werden. Be­
gründung: Die Seuche gilt erst dann als erloschen, wenn 
das angesteckte oder verdächtige Tier tot und unschäd­
lich beseitigt (verbrannt) ist (§ 14 MKS Verordnung). 
Ringimpfung ist notwendig wegen den begrenzten Ka­
pazitäten der Tierkörper-Beseitigungs-Anlagen (TBA). Da 
die TBAs nicht soviel verarbeiten können, kann die Anlie­
ferung „unschädlich zu beseitigender Tiere" so entzerrt 
werden. Ring-Impfen hat nichts mit vorsorglichem Imp­
fen zu tun, sondern ist Teil der Ausrottungslogik. GS

setzeslage bannt. 1992 hat die EU das 
Impfen verboten -  doch dabei beließ 
sie es nicht. Sie hat zugleich angeord­
net, dass die erkrankten oder mögli­
cherweise infizierten Tiere auszurot­
ten seien. Wohin die EU-Richtlinie 

führt, ist jetzt zu 
sehen: Die Vertei­
digung eines seu­
chenfreien Euro­
pas, indem Hun­
derttausende von 
Tieren vernichtet 
werden, hat in eine 
barbarische Sack­
gasse geführt.

bat sie um Antworten. Weit verbreitet 
ist das Entsetzen über die Ausrottung. 
Dabei kommen viele Erinnerungen 
hoch, wie früher mit der Seuche umge­
gangen wurde. Es herrschte auch viel 
Ratlosigkeit und Unkenntnis. Die ein­
fachen und entscheidenden Fragen 
wurden gestellt: Sterben die erkrank­
ten Tiere? Kann man das Fleisch und 
die Milch essen? Dürfen wir Tiere aus­
rotten? Warum wird denn nicht ge­
impft?
Je weiter ich in der politischen Stufen­
leiter emporstieg, desto mehr Schwei­
gen, Gleichgültigkeit oder gar offene 
Befürwortung der Ausrottung traf ich 
an. Natürlich müssen Politiker Gesetze 
ausführen, wenn sie sich nicht strafbar 
machen wollen. Doch wer hindert sie 
daran, auszusprechen, dass sie in einer 
Sackgasse stecken, dass das Gesetz so­
fort geändert werden muss? Warum 
erstarren sie im Völlstrecken eines 
Sachzwangs? Kein Gesetz hindert sie 
an einem Wort der Trauer. Eine Verän­
derung kann doch nur daraus kommen, 
dass Widersprüche ausgesprochen 
werden.

Ideologie der Seuchenfreiheit
Zur Zeit spitzt sich die Debatte beim 
Impfen zu. Es lassen sich gute Gründe 
sowohl dafür wie dagegen anführen. 
Doch sollte mitten in der hitzigen De­
batte nicht übersehen werden, warum 
die Frage überhaupt diese zentrale po­
litische Bedeutung erhält: Sie ist mit ei­
nem besonderen Automatismus ver­
knüpft, in den uns die herrschende Ge­

MKS-Verordnung (1992)
„Die MKS gilt als erloschen, wenn ... 
alle Klauentiere des Betriebs... ver­
endet oder getötet und unschädlich 
beseitigt worden sind ...(und) ....die 
Schadnagerbekämpfung, Reinigung 
und Desinfektion nach näherer An­
weisung des beamteten Tierarztes 
durchgeführt und von ihm abge­
nommen worden ist,, (§ 14)

„Impfungen gegen Maul- und Klau­
enseuche sowie Heilversuche an 
seuchenkranken und verdächtigen 
Tieren sind verboten" (§ 2)

nicht von bakteriellen Folgekrankhei­
ten befallen werden. Im Vergleich zur 
generellen Ausrottung der Tiere eröff­
net das eine Vielfalt von Alternativen. 
Das Problem ist, dass diese Alternati­
ven nicht praktisch erprobt werden 
können. Zur Tötung gibt es keinen Er­
messenspielraum. Jeder Bauer oder 
Tierarzt wäre erledigt, der einen Hei­
lungsversuch unternimmt. In 
der Sprache der Seuchenpolizei, 
die jetzt das Regiment über­
nimmt: Ein Heilungsversuch 
wäre der strafbare Versuch, die 
Seuche zu kaschieren.

ten zu können. Impfen und/oder kon­
trolliertes „Durchseuchen“ muß wie­
der möglich sein. Genügend Impfstoff 
ist vorhanden, auch für den jetzt gras­
sierenden asiatischen Virustyp. Ver­
marktungswege für geimpfte Tiere 
müssen geschaffen werden. Allerdings: 
Das Impfen ist kein Wundermittel, das 
alle Fehler einer industrialisierten Tier-

Exekution einer 
Verordnung
Durch die tödliche 
Keule der EU ist je­
der Handlungs­
spielraum bei der 
Seuche aufgeho­
ben. Politik und 
Verwaltung exeku­

tieren eine Verordnung. Und zwar 
überkorrekt. Es ist förmlich zu spüren, 
wie die Furcht vor Fehlern das Handeln 
bestimmt. Wem man künftig anlasten 
kann, dass er schuld sei am Ausbruch 
der Seuche -  der ist seinen Posten los. 
Dieser lähmende Irrsinn wird vollends

MKS früher

Auswege aus der 
Sackgasse
Diese EU Strategie muß auch 
darum revidiert werden, weil die 
Ausrottung der Tiere gerade die 
Bauern trifft, die für die Agrar­
wende gebraucht werden. Wie 
verzweifelt die Bauern sind, 
zeigt hautnah die Presseerklä­
rung der AbL aus Nordrhein- 
Westfalen.
Ein weiteres Problem, das bisher 
völlig übersehen wurde: Die 
Osterweiterung der EU ist un­
vereinbar mit der jetzigen Seuchen­
strategie. Die Vermehrung des Perso­
nen- und Warenverkehrs mit Osteuro­
pa und Asien erfordert flexiblere Ab­
wehrmaßnahmen gegen Seuchen. Das 
alte Bollwerk eines seuchenfreien Eu­
ropas ist schon aus diesem Grund eine 
Illusion.
Konsequenzen: Die EU-Verordnung 
mit der tödlichen Keule als einzigem 
Instrument muß aufgehoben werden. 
Bis dahin ist ein Moratorium notwen­
dig, um nach Auswegen aus der Sack­
gasse suchen und die Tierbestände ret­

Schlipf's seit 1841 in immer neuen Aufla­
gen erscheinende Handbuch der Landwirt­
schaft schreibt 1859 zur MKS: „Eine ärztli­
che Behandlung ist im Allgemeinen nicht 
erforderlich, da die Krankheit in den meis­
ten Fällen innerhalb 8-14 Tagen von selbst 
heilt... Auch wird die Heilung dadurch be­
fördert, daß man den Tieren das Maul öf­
ters mit einer Mischung von Wasser und 
Essig auswascht, und um die Klauen Um­
schläge von Lehm mit Essig macht. Immer 
ist es nötig, daß man die Thiere rein und 
den Stall trocken hält, auch nur weiche 
Nahrungsmittel, gesottene Kartoffeln, Klei- 
en- oder Mehltränke darreichen läßt, wel­
che nicht stark gekaut zu werden braucht."

haltung kuriert. Da ist der Kritik der 
Kritischen Tierärzte zuzustimmen. Die 
Haltungsbedingungen der Tiere müs­
sen so verbessert werden, dass der 
Krankheitsdruck in den Ställen ab­
nimmt und die Widerstandskraft der 
Tiere wächst. Statt nur angebliche 
Sachzwänge zu exekutieren, ist es die 
Aufgabe von Politikern, Handlungs­
möglichkeiten zu eröffnen.

Götz Schmidt - Sozialwissenschaft­
ler, lehrt Agrarpolitik und Land­

schaftsgeschichte an der Uni Kassel

’ T ö r

komplett, wenn man weiß, dass die 
Seuche die Menschen nicht befällt, 
dass die pasteurisierte Milch und das 
Fleisch erkrankter Tiere verzehrt wer­
den kann. Wenn z.B. reines Muskel­
fleisch vom Rind nicht tiefgefroren, 
sondern nur zwei Tage abgehängt wird, 
ist es aufgrund des abgesunkenen pH- 
Wertes frei von Viren und könnte ge­
handelt werden. In der Regel überleben 
Kühe die Seuche, erwerben Immunität 
durch das „Durchseuchen“. Sie kön­
nen, müssen aber nicht weiterhin Viren 
ausscheiden. Sie können, müssen aber

•; r " ,  '  I
Mitgeschöpfe oder Produktionseinheiten?
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Gläserne Ohren für die Rinder
Wenn gläserne Kette nur mehr Kontrolle und mehr zentrale Erfassung von Informationen bedeutet, nutzt sie weder Bauern noch Verbrauchern. 

Eine weitere zentrale Erfassung der Rinder ist überflüssig

Zur besseren Kontrolle der reisenden 
Rinder und ihrer Bestandteile wird 

die bisherige Identifizierung mit Ohr­
marken und Pässen durch Gendaten­
banken erweitert. Als Beitrag zur Ver­
brauchersicherheit angepriesen, soll 
nach Sachsen-Anhalts Ministerpräsi­
dent Höppner „die Herkunft eines Tie­
res in jedem Stadium nachgewiesen 
werden können“. Die Einführung einer 
Rindergendatenbank wird bislang am 
Rande derBeschlüsse zur Agrarwende 
erwähnt und ist einstimmig von Agrar­
ministern beschlossen worden. Bislang 
erst in Sachsen und Sachsen-Anhalt 
eingeführt, wollen zehn weitere Bun­
desländer folgen.

Erscheint einfach
Die Idee klingt einfach: Die Ohrmar­
ken werden so verbessert, dass beim 
Durchstechen ein Teil des Ohrgewebes 
in die Marke eingeschlossen und das 
durchgestanzte Gewebe aufgefangen 
und zur Erfassung in eine Datenbank 
geschickt wird. Dort wird dann erfasst, 
analysiert und gespeichert. Wenn spä­
ter Zweifel an der Herkunft des Kote­
letts oder der Fleischwurst auftauchen, 
kann mit einem sogenannten geneti­
schen Fingerabdruck die Übereinstim­
mung zwischen dem Stück Fleisch und 
dem gekennzeichnetem Tier kontrol­
liert werden.

Nicht Stalltauglich
Doch schon beim Setzen der Ohrmar­
ken fangen die Probleme an. In zu vie­
len Fällen ist gar kein Gewebe einge­
schlossen und die neuen Marken las­

sen sich entgegen EU-Bestimmungen 
wieder öffnen.
Schwer vorstellbar ist auch wie Verun­
reinigungen mit anderem Gewebe aus­
geschlossen werden sollen. Der geneti­
sche Fingerabdruck ist für den Men­
schen entwickelt worden. Hohe Hoff­
nung werden mit seinem Einsatz zur 
besseren Beweislage gegenüber Ver­
dächtigen bei Verbrechen verbunden.

ter sollen sich das „Tierhalter und die 
nachgeordnete Wirtschaft teilen“. 
Nach Auskunft des Bundeslandwirt- 
schaftsministerium kommen allein für 
die neuen Marken doppelt so hohe 
Kosten auf die Bauern und Bäuerinnen 
zu.
Auf Bundesebene ist bis auf den Ent­
schluß eine Rinderdatenbank einzu­
richten wenig klar:

Alleine doppelt so teure Ohrmarken drohen Bauern bei der Einführung der 
Rindergendatenbank

Doch selbst bei Gewebeproben im La­
bor, sind Fehler durch geringfügige Ver­
unreinigungen häufig. Wie soll das erst 
im Kuhstall werden?

Wer zahlt?
In Sachsen-Anhalt übernimmt in der 
Anlaufphase das Land die Kosten. Spä­

Wer was zahlt, welche Ohrmarke, wie 
die Logistik des Transports der Gewe­
beproben, ob Gewebe- oder nur das Er­
gebnis des genetischen Fingerab­
drucks gespeichert werden so ll.... Im
BundeslandWirtschaftsministerium 
wird bislang Vorarbeit für eine noch 
einzurichtende Bund-Länder-Arbeits-

gruppe geleistet, die dann ein Konzept 
erarbeiten soll. Die ganze Idee scheint 
mit heißer Nadel gestrickt zu sein. 
Denn Fragen, die über den technischen 
Ablauf und die Finanzierungsfrage 
hinausreichen, sind noch gar nicht auf- 
getaucht.

Infos für wen?
Wer soll denn auf diese Datenbank Zu­
griff haben? Und auf wessen Wunsch 
hin werden Kontrollen eingeleitet? 
Problematisch bei einer Entscheidung 
für die Einlagerung von Gewebeproben 
ist die Möglichkeit, dass in Zukunft bei 
Streitigkeiten um Patentansprüche auf 
Tiere die Datenbanken eine ganz neue 
Bedeutung bekommen. Im Gegensatz 
zur Speicherung des genetischen Fin­
gerabdrucks könnten dann je nach For- 
schungs- und Patentierungsstand 
nachträglich Lizenzforderungen erho­
ben werden.

Falsche Logik
Auf dem Höhepunkt der BSE-Krise er­
schien die Einrichtung der Datenban­
ken politisch angemessen, aber warum 
eine weitere Kontrolle mit immensem 
logistischen und finanziellem Aufwand 
mehr Sicherheit versprechen soll, 
bleibt unbeantwortet. Agrarwende 
müsste bedeuten, dass überschaubare 
Wege der Tiere zwischen Höfen, 
Schlachthöfen und Verarbeitungsstät­
ten und Verkaufsort gefördert werden, 
anstatt wieder eine Logik der Kontrolle 
zu befolgen, die auf Masse und weite 
Wege der Tiere und ihres Fleisches aus­
gerichtet ist. ms

Wir brauchen mehr kontrollierbare Wirtschaftsweisen
Eine Umorientierung des Fleischerhandwerks fordert Fritz Gempel, Berater für Unternehmenskommunikation. 

Direkte Zusammenarbeit von Bauern und Fleischern hat viel gesellschaftlichen Zusatznutzen.

Das Ziel in der Land- und Fleisch­
wirtschaft muss sein, die Art und 

Weise der Produktion wieder kontrol­
lierbar zu gestalten. Fritz Gempel, der 
auch Neuland-Betriebe kontrolliert, 
hält die übermäßige Ausweitung der 
Arbeits- und Verantwortungsteilung in 
der Land- und Fleischwirtschaft für ei­
nen Irrweg. Denn „nur mit erhebli­
chem organisatorischen und techni­
schen Aufwand konnte Unkontrollier­
bares dann doch noch irgendwie kon­
trolliert und zertifiziert werden. “ In der 
Vergangenheit ergab die direkte Part­
nerschaft zwischen Bauern und Flei­
schern eine zuverlässige Sicherheit,

die auf Personen beruhte. Diese Part­
nerschaft hatte geringere Fehlerquoten 
als die hochaufwendigen Sicherungs­
systeme der gegenwärtigen Fleisch­
wirtschaft. Das Ziel könne nicht sein, 
noch kompliziertere Kontrollmecha- 
nismen zu erfinden, meint Fritz Gem­
pel.
„Wenn Bauern und Metzger direkt Z u ­

sammenarbeiten dürfen, entstehen vie­
le gesellschaftliche Zusatznutzen“, er­
zählt Fritz Gempel. Das zeige sich in 
der Vermeidung von Transporten von 
Menschen, Tier und Fleisch, Vermei­
dung von Verpackung und Schadstoff­
ausstoß. Das gelte es der Politik und

den Verbrauchern zu verdeutlichen. 
Die Politik müsse begreifen, dass per­
sönlich verantwortliche Bauern und 
Fleischer das Sicherheitsbedürfnis der 
Menschen eher befriedigen als codierte 
Schlachthaken und Aufkleber mit vier 
Nummern.
„Seit ich denken kann, war die Interes-. 
senlage des mittelständischen Flei­
scherhandwerks mit den Forderungen 
der Agrarpolitik noch nie so deckungs­
gleich wie heute,“ fährt er fort. 
Momentan teile sich das Fleischer­
handwerk in Krisengewinner und - 
Verlierer. Das Motto weiter-wie-bis- 
her stelle nach Fritz Gempel eine

Sackgasse dar. Viele Fleischer erleb­
ten Identitätskrisen über ihre Rolle 
und ihre Aufgaben. Chancen liegen 
vielmehr in neuen Wegen, neuen Ver­
triebsweisen oder ökologischen bzw. 
alternativen Fleischprogrammen wie 
Neuland.
Für notwendig hält Fritz Gempel eine 
Neudefinition des Fleischerhandwerks 
mit klaren Mindeststandards und einer 
Beschreibung was Handwerk ist und 
was nicht. Wichtig sind geschlossene 
Waren- und Wirtschaftskreisläufe ohne 
Berührung mit großräumigen Kreis­
läufen der Industrie und des Handels.

ms
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Kleines Budget -  grosse Wirkung
Regionalvermarktung bergisch pur bietet jetzt auch Lammfleisch an. 

Das Programm steht für kontrollierte Aufzucht und naturschutzorientierte Landwirtschaft aus dem Bergischen Land

Bergisch pur hat sich eher ruhig und 
bescheiden in den vergangenen 2,5 

Jahren entwickelt. Mit kleinem Budget 
haben Bauern und Metzger ein Regio- 
nalvermarktungsprojekt etabliert, dem 
die Universität Paderborn im nord- 
rhein-westfälischen Vergleich beschei­
nigt, mit geringem finanziellen Auf­
wand viel bewegt zu haben.
Rückblick: Vor drei Jahren trommelten 
erste Metzger gemeinsam mit einem 
Journalisten und Schafzüchter aus 
dem oberbergischen Gummersbach 
und Engelskirchen -  etwa 50 Kilometer 
östlich von Köln -  ihre Bauern zusam­
men. Das Ziel damals: Einen BSE-Um- 
satzknick wie einige Jahre zuvor ver­
hindern. Was dann kam, ist heute be­
reits Geschichte: Diskussionen um 
Richtlinien, Auseinandersetzung mit 
den nicht beteiligten Bauern, mit Na­
turschutz-Vertretern, mit Beteiligten 
des regionalen Agenda-Prozesses und 
mit den Metzgern der Region.
Das Ergebnis war aber klar und eindeu­
tig: Drei oberbergische Metzger, fünf 
Bauern und ein Schafhalter gründeten

bergisch pur -  mit dem Ziel, die Regio­
nalmarke für das Bergische Land zu 
schaffen. Grundlage sind seit dem 
Richtlinien, die besonders folgende 
Kriterien berücksichtigen:
-  Herkunft: Naturpark Bergisches 
Land
-  Tierhaltung, -fütterung ,-gesundheit: 
z.B. Weidegang, keine potenziell gen­
technisch veränderten Futtermittel, 
mind. 80% des Futters vom eigenen 
Hof
-  Tiertransporte: Schlachtung in der 
Region, Transport bis zu einer Stunde
-  Naturschutz: Obergrenze GV/ha, 
Teilflächen werden naturschutzorien­
tiert bewirtschaftet
-  Kontrollen: regelmäßige Kontrollen 
durch unabhängiges Institut 
Bewußt wurde auf die Situation in der 
Region Rücksicht genommen, um so 
konventionell wirtschaftenden Bauern 
den Einstieg in die Regionalvermark­
tung zu ermöglichen. Außerdem baut 
bergisch pur auf vorhandene Struktu­
ren auf. „Die Metzger können verkau­
fen, also sollen sie es tun. Wir produzie­

ren dafür lieber hochwertiges Rind­
fleisch,“ beschreibt Geschäftsführer 
und Bauer Volker Dannenberg die Ar­
beitsteilung.
Mittlerweile hat sich das Projekt ent­
wickelt. Sechs Metzger gehören jetzt 
zu bergisch pur, elf Bauern, sechs 
Schafhalter und eine Apfelmosterei. 
Ein Mix aus Handel und Direktver- 
marktem. Angeboten werden derzeit: 
Rindfleisch, Weidemilch-Rind -  der 
nettere Name für Baby Beef -, Apfelsaft 
von Bergischen Streuobstwiesen und 
Lammfleisch.
Die erste Bewährungsprobe ist über­
standen: Aus der BSE-Krise gingen 
Metzger und Bauern gestärkt hervor. 
Es gab zwar ein Absatz-Minus von 10 
bis 30% zwischen Dezember und Fe­
bruar, doch „heute verkaufe ich mehr 
Rindfleisch als je zuvor,“ so bergisch 
pur-Metzger Holger Kleinjung. Den 
Bauern werden in etwa weiter die Prei­
se aus der Vor-BSE-Zeit gezahlt: z.B. 
bis etwa 5,80 DM/kg Schlachtgewicht 
für einen Jungbullen plus Mehrwert­
steuer.

Trotz Unterstützung von CMA und 
dem Land NRW widerstanden die Ber­
gischen den finanziellen Verlockun­
gen. Die Gründungskosten wurden 
knapp kalkuliert, preiswerte Marke- 
ting-Profis engagiert, die sich mit der 
Sache identifizieren konnten, Koope­
rationsmöglichkeiten gesucht und ge­
funden und nie ein Mitarbeiter einge­
stellt. Die Arbeit wird bis heute ehren­
amtlich geleistet. Ziel war von Anfang 
an, dass bergisch pur aus eigener Kraft 
wachsen sollte. Die Kooperation mit 
den Bergischen Stationen im Bergi­
schen Land hat sich ausgezahlt.
Die nächsten Schritte: In Vorbereitung 
sind Richtlinien z. B. für Milchproduk­
te, weitere Partner in den Nachbarkrei­
sen signalisieren ernsthaftes Interesse. 
Schon bald wird eine regionale Einzel­
handelskette bergisch pur-Produkte 
aufnehmen -  und zwar zu den Preis­
konditionen, die auch die Metzger zah­
len. Und dann müssen auch weitere 
Bauern her. Peter Schmidt

Informationen unter: www.bergischpur.de

Doppelter Umsatz dank Neuland
Erster bayrischer Metzger stellt seinen Betrieb um

Seit dem 1. März gibt es nun auch ei­
nen Neuland-Fleischer in Bayern: 

Der Münchner Georg Schlagbauer ist 
der jüngste Obermeister (Vorsitzende) 
einer deutschen Fleischerinnung, und 
zudem CSU-Kommunalpolitiker. Mit 
seiner Entscheidung, sich dem Mar- 
kenfleischprogramm Neuland anzu­
schließen, möchte er den Zeitpunkt 
nützen, um nicht nur das BSE-geschä- 
digte Vertrauen der Kunden wiederzu­
gewinnen, sondern auch um zu zeigen: 
Es gilt nun, aus Fehlentwicklungen zu 
lernen und neue Prioritäten im Bezug 
auf Tierschutz und Qualitätssicherung 
zu setzen. So werden ab sofort nur 
noch Tiere geschlachtet, die gemäß den 
strengen und streng kontrollierten 
Neuland-Richtlinien langsam mit hei­
mischen Futtermitteln gemästet an­
statt schnell auf Masse „produziert“ zu 
werden. Für die landwirtschaftlichen 
Betriebe gilt ein maximales Flächen­
verhältnis von 2 Dungeinheiten/ha. 
Ein wesentlicher Aspekt sind auch der 
schonende Transport und schonende 
Schlachtung in handwerklichen Be­
trieben.
Die Förderung des handwerklichen 
Betriebes war für Schlagbauer ein ge­

wichtiges Argument, um bei Neuland 
einzüsteigen, und sich nicht auch noch 
in den Münchner Biofleischmarkt zu 
drängen. Dort sind die guten Plätze 
nämlich schon verteilt. Die Neuland- 
Mitglieder vermarkten im Gegensatz 
zu den Bio-Schlachtereien nicht über 
den Lebensmitteleinzelhandel. Fritz 
Gempel, gelernter Fleischermeister, 
Marketingberater und Kontrolleur im' 
Auftrag von Neuland e.V sagt zudem, 
die Tierschutzvorschriften von Neu­
land seien strenger als die der Ökover­
bände.
Dass also Qualität erzeugt wird, die 
man auch schmeckt, dürfte einleuch­
ten. Doch wie nehmen die Kunden die 
Neuland-Produkte an? Schließlich 
müssen sie für Neuland-Fleisch ca. 3-4 
DM/kg mehr bezahlen. Für Schlagbau­
er, der in München zwei Metzgereien, 
eine am Viktualienmarkt und eine in 
Allach, betreibt, war im Vorfeld klar: 
„Wir wollen die Kundengruppe anspre­
chen, die sowohl hinsichtlich der 
Fleischqualität, des Fleischge­
schmacks, als auch bezüglich des Tier- 
und Umweltschutzes besonders hohe 
Anforderungen stellt.“ Dieses Publi­
kum läßt im großstädtisch-kaufkräfti­

gen München nicht lange auf sich war­
ten. Zudem sind die zahlreichen 
Münchner Mitglieder der Trägerorga­
nisationen von Neuland potenzielle 
Kunden. Diese Verbände, es handelt 
sich um den BUND, den deutschen 
Tierschutzbund, die Verbraucher-In- 
itiative, die Arbeitsgemeinschaft bäu­
erliche Landwirtschaft und BUKO, ge­
währleisten zudem Glaubhaftigkeit. 
Fritz Gempel berichtet bereits, dass die 
Rechnung von Schlagbauer aufgeht: 
„Die Metzgerei Schlagbauer verzeich- 
nete in den ersten 10 Tagen als Neu­
land-Fleischerei 100% Umsatzplus!“ 
Georg Schlagbauer bietet ab sofort 
Rind-, Kalb- und Schweinefleisch nur 
noch in Neuland-Qualität an. Einzelne 
Wurstsorten werden nach und nach 
umgestellt; begonnen wurde mit Origi­
nal Münchner Leberkäse und Wienern. 
Allerdings sind zunächst Mengen-Eng- 
pässe beim Neuland-Fleisch schon vor­
programmiert. Schließlich braucht die 
Umstellung neuer Neuland-Betriebe, 
sowie auch die langsamere Mast, Zeit. 
Doch Schlagbauer ist sicher, dass qua- 
litätsbewußte Kunden es akzeptieren 
werden, wenn es mal heißen sollte: 
„Rinderfilet ist aus“.

Obermeister Georg Schlagbauer legt Wert 
auf handwerkliche Produktion

Mit seiner Entscheidung setzt Schlag­
bauer Zeichen. Laut Fritz Gempel wis­
sen viele Metzger heute, dass, „was ge­
stern noch gereicht hat, morgen nicht 
mehr reichen wird“, zumal „diese Bil­
ligkoteletts und diese Billighühnchen -  
volkswirtschaftlich betrachtet -  die 
teuersten Produkte überhaupt sind.“ 
Insofern kann das Beispiel von Georg 
Schlagbauer seinen Kollegen Mut zum 
Handeln machen. Ju lia Kramer

http://www.bergischpur.de
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AbL hat vollen Saal in Schlewig-Holstein
Bauern und Bäuerinnen für die Agrarwende zu gewinnen - keine leichte Aufgabe, die sich die 

AbL-Schleswig-Holstein da gestellt hat.

Rund 350 Bäuerinnen und Bauern 
waren der Einladung der AbL 

Schleswig-Holstein am 7. März nach 
Rendsburg gefolgt, um mit den Politi­
kern auf dem Podium unter dem Motto 
„Neue Agrarpolitik -  wohin geht die 
Reise“ zu diskutieren. Doch einigen 
schien die Notwendigkeit einer Neu­
ausrichtung immer noch nicht ein­
leuchtend.

Gegen das Klagelied
Viele Wortmeldungen ergingen sich in 
einer Aufarbeitung der BSE-Krise mit 
heftigen Anklagen. Schuld an der Mi­
sere der Landwirtschaft waren wieder 
einmal vor allem die anderen, sprich in­
ternationale Konzerne, Brüssel und 
besonders die Presse. Die Chance, dass 
sich Verbraucher nun wieder für Land­
wirtschaft interessieren, die Dr. Chris­
tel Happach-Kasan (umweit- und 
agrarpolitische Sprecherin der FDP- 
Landtagsfraktion) genutzt wissen 
wollte, sahen nur wenige. Zumal Claus 
Ehlers (CDU-Mitglied im Agraraus­
schuss des Landtags und Kreisbauem- 
verbandsvorsitzender) den Eindruck 
der Ausweglosigkeit noch zu verstär­
ken suchte. Den Druck des internatio­
nalen Wettbewerbs sowie weniger öf­
fentliche Gelder für die Landwirtschaft

Ministerin Franzen wollte mit Bauern und Bäuerinnen über die Landwirtschaft derZukunft 
sprechen, doch viele zweifelten an der Zukunft der Landwirtschaft (v.l.: Happach-Kasan, Hei­
ner Iversen als Moderator der AbL, Franzen, Ehlers). Foto we

führte er ins Feld gegen neue Standards 
und Ökolandbau. Friedrich Wilhelm 
Graefe zu Baringdorf (Vorsitzender 
des Agrarausschusses des Europäi­
schen Parlaments für Bündnis90/Die 
Grünen und Vorsitzender der AbL) 
konnte diesem Klagelied nichts abge­
winnen. Die Agrarwende sei ein not­
wendiger Schritt und seit 30 Jahren 
überfällig. Da die AbL in ihren Forde­
rungen recht behalten hat und nicht 
der Bauernverband, sei dieser nun in 
der Pflicht, Rechenschaft abzulegen. 
BSE sei vor allem eine Krise der Poli­
tik. Diese müsse nun Rahmenbedin­

gungen schaffen, die die landwirt­
schaftlichen Betriebe leben lässt.

Ministerin sieht Chancen
Eine Landwirtschaft, die Kosten am 
Markt erwirtschaftet in Produktions­
ketten mit verträglichen Standards, 
diese Vision stellte Ministerin Ingrid 
Franzen (SPD) vor. Es gelte, neue Ein­
kommensbereiche zu erschließen z.B. 
im Ökolandbau oder der Energieer­
zeugung. Eine Abkehr vom Weltmarkt 
lehnte sie dagegen ab. Doch mit der 
Ministerin über die Zukunft diskutie­
ren wollte keiner der anwesenden

Bäuerinnen und Bauern so recht. Al­
lein die Vertreter des Ökolandbaus, 
der in Schleswig-Holstein mit 1,6 % 
im Bundesvergleich unterrepräsen­
tiert ist, forderten mehr Hilfe bei der 
Umstellung für die oft bereits speziali­
sierten Betrieben. Einer alleine könne 
die Umstellung nicht schaffen und 
aufgrund der geringen Dichte seien 
die Logistik-kosten auch zu hoch. Auf 
Verdacht zu produzieren riet ein Bio­
bauer seinen Kollegen, der Umsatz 
werde schon noch kommen. Auch 
Friedrich Wilhelm Graefe zu Baring­
dorf forderte Bauern und Bäuerinnen 
auf, sich dem Markt zu stellen. Die 
mögliche Kürzung staatlicher Prä­
mien rief unter den versammelten 
Bäuerinnen und Bauern jedoch nur 
Unmut hervor. Doch auch Ministerin 
Ingrid Franzen will weg von hohen 
Kosten und einem Prämiensystem, 
das „eine unvorstellbare Bürokratie 
nach sich zieht“.
Damit die Krise aber auch wirklich als 
Chance gesehen und genutzt werden 
kann, muss noch viel Überzeugungsar­
beit geleistet werden bei Schleswig- 
Holsteins Bauern und Bäuerinnen. Ein 
Anstoß ist der AbL in Rendsburg be­
reits gelungen, und sie wird dran­
bleiben. we

Weizen zum Verheizen?
Unter diesem provokanten Motto wurde die energetische Nutzung von Biomasse auf 

der öffentlichen Jahrestagung der AbL-Nordrhein-Westfalen diskutiert.

Zusammengekommen war man auf 
der westfälischen Lehr- und Ver­

suchsanstalt Haus Düsse, wo bereits 
ein Blockheizkraftwerk mit Getreide 
betrieben wird.

Besser verheizen als verkaufen
Im Gegensatz zur Strohverfeuerung, 
wo kleine Anlagen noch vor vielen 
technischen Problemen stehen, zeich­
net sich Getreide durch geringes Volu­
men und damit ganzjährige Verfügbar­
keit auf den Höfen aus sowie durch ei­
nen geringen technischen Aufwand bei 
der Verbrennung. Dem entgegen steht 
die ethische Frage. Darf man ein Nah­
rungsmittel wie Weizen einfach ver­
brennen? Wirtschaftlich gesehen lohnt 
sich das Heizen mit Getreide auf den 
Höfen allemal. Ist der energetische Ge­
winn doch größer als der Erlös aus dem 
Verkauf. In der Konsequenz heisst das, 
der Landwirt bekommt heutzutage 
nicht einmal den Energiewert seines

Getreides bezahlt.

Nachholbedarf in NRW
Bei der Biomassenutzung hat Nord­
rhein-Westfalen noch Nachholbedarf. 
Bundesweit stehen 90 % der Biogasan­
lagen derzeit noch in Süddeutschland. 
Anlagen zur Holzhackschnitzelnut- 
zung kommen derzeit überwiegend aus 
Österreich. Gerade im ländlichen 
Raum bietet sich die Vernetzung intel­
ligenter kleinerer Techniken an, so Rai­
ner Priggen, agrar- und energiepoliti­
scher Sprecher der Grünen im Land­
tag, dafür muss aber auch die zugehöri­
ge Struktur z.B. der kleinen Sägewerke 
erhalten werden.

Signale der EU-Politik
Zwei Entscheidungen auf EU-Ebene in 
letzter Zeit haben günstige Rahmenbe­
dingungen für alternative Energien ge­
schaffen. So hat der Europäische Ge­
richtshof die Klage der Stromindustrie

gegen den höheren Stromauszahlungs- 
preis für umweltschonende Energie in 
Deutschland zurückgewiesen und damit 
das deutsche Emeuerbare Energien Ge­

setz (EGG) bestärkt. Und die EU-Kom- 
mission hat die Stilllegungsflächen für 
nachwachsende Rohstoffe zur betriebs- 
intemen Nutzung freigegeben. we

(v.l.): Dr. Karsten Block, Haus Düsse; Erika Kattenstroth und Karl-Erich Oldemeyer, Vorsitzende 
der AbL NRW; Rainer Priggen, MdL; Prof. Schulze Lammers, Bonn; Hans-Bernd Hartmann, Haus 
Düsse. Foto we
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An den Taten messen
Meinungen zur Regierungserklärung des bayerischen 

Landwirtschaftsministers Miller

Verbraucherschutzministerium 312 Mio. DM
Landwirtschaftsministerium 288 Mio. DM
davon für BSE-Sofortpro- 
gramm 93 Mio. DM

Gläserne Produktion 25 Mio. DM
Umstellungsprogramm 150 Mio. DM
Förderung Ökolandbau 20 Mio. DM
Summe 600 Mio. DM

KOMMENTARE:
Andreas Remmelberger, 

Altöttinger Bauerngruppe:
Es sind einige interessante Punkte und 

brauchbare Ansätze enthalten, die bei ge­
nauem Hinsehen aber mit Einschränkun­

gen versehen sind. Positiv zu bewerten ist 
die Förderung von artgerechten Haltungs­

formen und die Erhöhung der Fördero­
bergrenze im KuLaP für den ökologischen 
Landbau, sowie die Vorschläge zur Entbü­
rokratisierung. Die Bundesregierung muss 

jetzt noch nachlegen.

Hans Foldenauer, 
Krisenstab Allgäu:

Es wird wieder nur von Flächenprämien 
gesprochen, die soziale Komponente, die 

bei der Agrarumfrage noch ein Thema 
war, wird nicht erwähnt. Ständig wird 
hervorgehoben, dass Bayern alles das 

schon seit 30 Jahren praktiziere, was jetzt 
von Künast vorgeschlagen wird. Gleichzei­
tig werden Angriffe gegen Künast vorge­
bracht, was im Widerspruch zueinander 

steht. Es geht immer nur gegeneinander, 
nie miteinander. 

Viel Luft und nur Heftpflasterpolitik mit 
Geld. Ich habe wenig Erwartungen in die 

Agrarpolitik.

Gabriel Deinhardt, AbL- 
Regionalgruppe Franken:

Was soll ich sagen? Die Worte hör ich 
wohl, allein mir fehlt der Glaube. Es sind 
gute Ansätze enthalten, doch was wird 

daraus werden. Es wäre schön, wenn 
diese Ansätze umgesetzt würden.

Marion Ruppaner, 
Agrarreferentin 

BN Bayern:
Es ist bedauerlich, dass Minister Miller 
eine verbale Gegenposition zur neuen 

agrarpolitischen Weichenstellung auf Bun­
desebene einnimmt, und leugnet, dass 

auch in Bayern eine Agrarwende überfällig 
ist. So zeigt z.B. ein Blick auf die durch­

schnittlichen Viehdichten in vielen Land­
kreisen, dass Bayern zu den intensivsten 

Tierhaltungsregionen in Deutschland
zählt.

Trotzdem sind in dem Konzept auch Vor­
schläge enthalten, die der BN seit Jahren 

fordert, wie die Bevorzugung artgerechter 
Tierhaltungsformen bei der Vergabe von 

Krediten zum Stallbau, die Förderung des 
Ackerfutterbaus ohne Mais oder die bes­

sere Bewertung von Grünland bei 
freiwilligem Landtausch.

Am 14. März war es soweit: Der 
bayerische Landwirtschaftsminis­

ter Josef Miller trug im Landtag die 
vollmundig angekündigte Regierungs­
erklärung zur Weiterentwicklung der 
Agrarpolitik vor. Vorher waren in meh­
reren Regionen Bayerns „Agrarforen“ 
durchgeführt worden, bei denen Ver­
treter der verschiedensten Interessen­
gruppen aus der Landwirtschaft und 
deren Umfeld über die zukünftige 
Agrarpolitik diskutieren durften.
Bei der „Feinabstimmung“ im Land- 
wirtschaftsministerium war jedoch Er­
win Huber, der Saatskanzleichef dabei. 
So ist zu vermuten, dass bei der Ausar­
beitung der Rede der Einfluss der 
Staatskanzlei nicht unerheblich war... 
Die neue bayerische Agrarpolitik ist 
Bestandteil der „Verbraucherinitiative 
Bayern“, für die insgesamt-600 Mio. 
DM zur Verfügung stehen. Doch blei­
ben für die angekündigte Weiterent­
wicklung der Landwirtschaftspolitik 
im Freistaat lediglich 195 Mio. DM 
übrig.
Eine „gläserne Produktion“ soll ge­
währleistet werden durch „Entwick­
lung von neuen Qualitätsstandards“ 
und „Dokumentation und Zertifizie­
rung der landwirtschaftlichen Produkti­
on“. Dies alles auf hohem Qualitätsni­
veau und mit regionalem Bezug, denn 
„wir wollen die Marktführerschaft mit 
durchgängig kontrollierter Qualität“, so 
Miller. Das neu zu entwickelnde „EU­
konforme“ Gütesiegel „Geprüfte Quali­
tät“ soll „verstärkte Prüfbestimmun­
gen“ beinhalten, z.B. ein Verbot von 
Leistungsförderern in der Schweine­
mast oder max. vier Stunden Transport­
zeit für Schlachttiere.
Das Umstellungsprogramm umfasst 
die Förderung von Eiweißfutterpflan­
zen in der Ausgleichszulage mit 200 
DM/ha‘. Dies trifft für ca. ein Viertel 
der bayerischen Betriebe zu. Außer­
dem soll artgerechte Tierhaltung hono­
riert werden mit einem Landespro­

gramm für Umbauten mit „Haltungs­
systeme, die über die gesetzlichen Min­
deststandards hinausgehen“ (max.
50.000 DM), und mit der Ausweitung 
des Agrarinvestitionsprogramms auf 
Tierhaltungssysteme, die sich an Vor­
gaben des ökologischen Landbaus 
orientieren (max. 60.000 DM; max. 2 
GV/ha). Der Schutz von Trinkwasser, 
Gewässern und Boden soll in Zusam­
menarbeit mit den Landwirten auch 
mittels freiwilligem Landtausch ge­
währleistet werden.
Zur Förderung des ökologischen Land­
baus ist vorgesehen, für neue Antrag­
steller die Prämien im KuLaP von 450 
auf 500 DM/ha anzuheben. Die Förde­
robergrenze pro Betrieb soll auf 36.000 
DM angehoben werden. Die staatliche 
Beratung soll personell ver­
stärkt, ein Forschungsschwer­
punkt Ökologischer Landbau 
an einer Landesanstalt einge­
richtet und breiter Raum das 
Marketing für Ökoprodukte 
bewilligt werden.
Umrahmt wurde die Erläute­
rung der neuen bayerischen 
Agrarpolitik von Seitenhieben 
und ausführlichen Forderun­
gen in Richtung Berlin und 
Brüssel. So fordert Miller die 
Einführung der Modulation in 
Deutschland, ein rasches Ver­
bot von antibiotischen Lei­
stungsförderern, eine EU-weite 
Freigabe von Stilllegungsflä­
chen für Eiweißpflanzen, einen 
grundlegenden Umbau des 
Systems der EU-Ausgleichs- 
zahlungen zur Entbürokrati­
sierung der Förderpraxis und 
vieles mehr.
Viel war zu hören an diesem 
Vormittag im Maximilianeum.
Doch „bekanntlich wird man 
an Taten gemessen, nicht an 
Worten“, so Miller. Aber ganz 
sicher! Elisabeth Weizenegger

Sepp Bichler, 
Aktionsgruppe Bauern 
und Verbraucher:
Es sollten keine populistischen Alleingänge 
unternommen werden, sondern Program­
me sollten mit EU und Bund abgestimmt 
werden. Das Thema Einkommenskombi­
nationen sowie Programme für den ländli­
chen Raum tauchen in der Regierungser­
klärung nicht auf. Was die Qualitätsoffen­
sive angeht, wird entscheidend sein, ob 
am Markt höhere Anteile an besserer Qua­
lität zu höheren Preisen unterzubringen 
sind. Dies hat viel mit Verbraucheraufklä­
rung zu tun. Bayern ist gefordert, endlich 
bei Beratung, Forschung und Lehre umzu­
denken.

Wolfgang König, 
Arbeitsgemeinschaft noch 
produzierende Landwirte 
in Ostbayern:
Zur Zeit wird in Bayern kopflose Agrarpoli­
tik gemacht. Speziell zur Regierungserklä­
rung: Nur ein kleiner Teil der groß ange­
kündigten 600 Mio. DM der Verbraucher- 
schutzinitiative wird tatsächlich für die 
Weiterentwicklung der Agrarpolitik ver­
wendet. Dies ist zu wenig, um neue 
Agrarpolitik zu gestalten. Der Verdacht 
drängt sich auf, dass in Bayern der Land­
wirtschaft bzw. einem eigenständigen 
Landwirtschaftsministerium künftig nur 
noch geringe Bedeutung zugemessen 
wird.
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■
Hanfbüro jetzt in 

Wiedenbrück
Seit dem 15. März befin­
det sich das Hanfbüro in 
der Kreisstelle Gütersloh 
der Landwirtschaftskam­

mer Westfalen-Lippe. 
Frau Andrea Kiehl tritt als 

neue Geschäftsführerin 
von Erzeugergemein­
schaft und Verein die 

Nachfolge von Daike Loh­
meyer an. Für 2001 wer­
den ca. 400 Hektar Hanf­

anbau um die Faserauf- 
schlussanlage in Kalletal 
(Kreis Lippe) angestrebt. 
Landwirte, die sich 2001 
für den Hanfanbau inter­
essieren, erhalten aktuel­
le Informationen zu Ver­
tragsbedingungen und 

Aussaat bei: 
Andrea Kiehl, Kreisstelle 

Gütersloh, Bielefelder 
Straße 47, 33378 Rheda- 
Wiedenbrück, ®  05242- 
92 58 14, Fax: -92 58 33 

■

Hessische Erzeugergemeinschaft für Biodiesel
Die Wertschöpfung in Händen der Landwirte zu halten, ist Ziel der hessischen Erzeugergemeinschaft. 

Ein Bericht vom AK Energie der AbL-Mitgliederversammlung.

Die Flächenstillegung war Mitte der 
90er Jahre Anlass für den Maschinen­

ring Wetterau in Hessen, den Anbau von 
Raps als Energiepflanze voranzubringen. 
So gründete sich 1994 die hessische Er­
zeugergemeinschaft für die Produktion 
von Ölsaaten zur industriellen Verwer­
tung w.V. (EZG): Zugleich wurden Ab­
satzmöglichkeiten gesucht.

Sprit für die LKW-Flotte
Die Zuckerrübenabfuhrge- 
meinschaft Wetterau betreibt 
eine Flotte von 50 LKW, die 
nicht der Gasölverbilligung 
unterliegt. Man entschied 
sich für den Einsatz von 
Biodiesel, da dieser in vor­
handenen Motoren einge­
setzt werden kann, berichtet 
Georg Dierschke, Geschäfts­
führer der EZG. Bei nicht freigege­
benen Fahrzeugen war der Austausch 
von Weichgummiteilen notwendig. Der 
Kraftstoffverbrauch stieg durch die Um­
stellung auf Biodiesel nur geringfügig um 
1,27 % und lag somit weit unter dem von 
den Fahrzeugherstellem angegebenen 
Mehrverbrauch von bis zu 10 %.

Anbau und Absatz
Die Mitgliederzahl der Erzeugergemein­
schaft hat sich mit 700 Betrieben in Hes­
sen und angrenzenden Gebieten mehr als 
vervierfacht. Fast versechsfacht hat sich

die Anbaufläche, so dass im letzten Jahr 
auf 2.800 ha Raps zur Energiegewinnung 
angebaut und 10 Mio 1 Bio-Diesel erzeugt 
wurden, Tendenz steigend. Davon werden 
rund 10 % in der Rübenkampagne ver­
braucht. Den Rest vertreibt die Wetterauer 
Agrar Service GmbH, eine Tochter des

Maschinenrings, die die Funktion eines 
Großhändlers für die EZG übernimmt. 
Nur wenig Biodiesel geht an die Landwir­
te der EZG direkt zurück, berichtet Georg 
Dierschke, wegen des verbilligten Agrar­
diesels. Hauptabnehmer sind Tankstellen. 
Für die Landwirte macht sich der Rapsan­
bau dennoch bezahlt. Die Zuckerrüben- 
abfuhrgemeinschaft spart durch Biodiesel 
Kosten, da dieser unter dem Mineraldie­

selpreis liegt. Und in der Erzeugergemein­
schaft können rund 3,- bis 5,- DM mehr für 
den dt Raps ausgezahlt werden als auf dem 
Markt.

Veredlung integrieren
Für die Zukunft fordert Georg Dierschke: 
Wenn die Landwirte als Energiewirte Geld 

verdienen wollen, müssen sie ftiarktgän- 
gie Produkte anbieten, nicht nur 

Rohstoffe, also die Veredlungs­
stufen integrieren. Zur Zeit 

ist die Herstellungskapa­
zität für Biodiesel in 
Deutschland be­
schränkt. Deshalb er­
wägt die EZG die Be­
teiligung an einer 
Umesterungsanlage.

180 Landwirte der EZG 
haben eine Tochter-GmbH 

gegründet und beteiligen sich 
an Anlagen in Ochsenfurt und 

Neuss. Vor Ort gibt es keine.
Auch die Verwendung von reinem Pflan­

zenöl ist Thema der EZG, dabei werde zu­
nächst an ein Blockheizkraftwerk ge­
dacht, so Georg Dierschke. Für die Zu­
kunft wichtig sei, dass die Steuerbefreiung 
für biogene Kraftstoffe langfristige gesi­
chert bleibe. Zudem gelte es auf EU-Ebene 
eine einheitliche Begünstigung für Biodie­
sel über die Verbrauchssteuern zu errei­
chen. we 
Infos im Internet unter www.mr-wetterau.de

Biodiesel ist keine Ökoidylle
Mit Anbau und Veredlung ist es noch nicht getan. Auch der Markt will gepflegt werden

Biodiesel boomt. Zumindest wird in 
den Bau von Großanlagen investiert. 

Diese wandeln Rapsöl um zu Rapsölme- 
thylester (RME). Nur RME unterliegt als 
Biodiesel einer Norm und ist von den 
Fahrzeugherstellern als Kraftstoff freige­
geben.

Verstärkter Anlagenbau
Seit 1997 hat sich die Produktion von Bio­
diesel in Deutschland mehr als verdrei­
facht auf 250.0001 im Jahr 2000. Rechnet 
man Rapsöl für Schmierstoffe bzw. Hyd­
rauliköle sowie für die oleochemische In­
dustrie dazu, kommt man laut Dieter Bo- 
ckey von der Union zur Förderung von Öl- 
und Proteinpflanzen e.V. (UFOP) auf eine 
Nachfrage von rund 500.0001 Rapsöl jähr­
lich zur Non-food-Verwendung, was einer 
Anbaufläche von ca. 400.000 ha ent­
spricht. Zu bestehenden Veresterungsan­
lagen wie Ochsenfurt und Wittenberg mit

75.0001 bzw. 60.0001 Jahreskapazität sol­
len u.a. Hamburg und Riesa mit 100.0001 
bzw. 60.000 t dazukommen, so dass sich 
die Produktion von RME bis Ende 2001 
vervierfachen könnte. Doch der Bau von 
Anlagen allein bringt es nicht.

Qualität gefordert
Der Markt ist eng, beobachtet Dieter Bo- 
ckey, und will gepflegt werden. Gehäufte 
Reklamationen und steigende technische 
Anforderungen machen mehr Engage­
ment im Bereich Qualitätsmanagement 
nötig. Richtig ärgern kann er sich über 
jene sog. Experten, die im Zuge von BSE 
nun Tierfette zu Kraftstoff machen wol­
len. Das schadet dem Markt, zerstört das 
gute Image, das Biodiesel aufgrund seiner 
Umweltverträglichkeit genießt.
Dabei ist der Biodieselbereich weit ent­
fernt von jeglicher Ökoidylle, sondern 
knallharter Markt. Es entscheiden Pfen­

nigbeträge, weiss Dieter Bockey. Wenn In­
vestoren viel Geld in den Bau von Großan­
lagen stecken, stellt sich die Frage, was bei 
den Landwirten noch ankommt. So gilt es, 
die Zusammenhänge zu erkennen.

Nebenprodukte beachten
Wirtschaftlich interessant sind auch die 
Nebenprodukte der Biodieselproduktion. 
In den Ölmühlen fällt der eiweissreiche 
Presskuchen an -  seit der BSE-Krise als 
Futtermittel wieder stark nachgefragt. Bei 
der Veresterung entsteht Glyzerin -  be­
gehrt von der chemischen Industrie. Nicht 
unberücksichtigt wissen will Dieter Bo­
ckey das Know-how, mit dem sich 
Deutschland zum weltgrößten Biodiesel- 
hersteller entwickelt. Ob Raps, Soja oder 
Palmöl, Anlagenbauer aus Ost und West 
fragen in Deutschland nach. we

Infos im Internet unter www.ufop.de

http://www.mr-wetterau.de
http://www.ufop.de
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Leserbriefe su Agrarwende und sozialer Frage 

Kleine Bauernhöfe bleiben auf der Strecke!

Enttäuscht von der neuen Agrarpolitik 
fühle ich mich veranlasst, ein paar Sätze 

der Kritik zu äußern. Zehntausende Bauern 
kleiner und mittlerer konventioneller Betrie­
be hatten große Hoffnung in die von Renate 
Künast angekündigte Agrarwende gesetzt. 
Zur Zeit ist allerdings kein Ansatz dazu er­
kennbar.
Äußerungen der Ministerin: „Egal ob 9 oder 
1000 Kühe, wichtig ist nur, dass sie artge­
recht gehalten werden,“ oder die negative 
Einstellung zur 90-Tierprämiengrenze zeu­
gen davon, dass wohl nicht erwogen wird 
den Strukturwandel zu bremsen.
Wäre es nicht volkswirtschaftlich sinnvoller 
und sozialer möglichst viele Bauernhöfe zu 
erhalten? Wäre es nicht sogar ökologisch 
und ökonomisch sinnvoller Arbeitsplätze im 
Sozialgefüge der landwirtschaftlichen Fami­
lie zu stärken anstatt weiter Subventionen 
für große Einheiten zu vergeuden, ja Einhei­
ten, die auch ohne Zuschüsse noch sehr 
hohe Gewinne erzielen würden?
Mit der Öko-Masche ist allerdings die Mehr­
heit der Bauernhöfe nicht zu retten. Nur ra­
dikale Eingriffe können Bauernhöfe das 
Überleben sichern.
Dazu gehören drei Beispiele:
1.) Stark gestaffelte Senkung, wenn nicht so­
gar der völlige Wegfall der enormen Sozial­
beiträge.
2.) Eine gestaffelte Gasölbeihilfe
3.) Nicht ein Umbau des Prämiensystems 
nur nach ökologischen und Umweltprinzi­
pien ist nötig, sondern ein gestaffeltes Prä­
miensystem, welches kleineren Einheiten be­

vorzugt und größere Einheiten, die anhand 
ihrer rationellen Vorteile sehr gut verdienen, 
durchaus Subventionskürzungen und Ein­
kommensminderungen zumutet.
Wenn es allerdings Frau Künast nicht gelingt 
zu Wachstumsfanatikern des Deutschen 
Bauernverbandes wie Niemeyer und Sonn­
leitner oder zur Wachstumsideologie der 
Göttinger Agrarökonomen auf Distanz zu 
gehen und auch genau einzuschätzen, wer 
aus ihrem Beamtenapparat wirklich an einer 
Umkehr interessiert ist, wird auch ihre Poli­
tik in einer Bauernhofvernichtungspolitik 
enden und damit die Bauern und Bäuerinnen 
kleiner und mittlerer Betriebe abgrundtief 
enttäuschen.
Zum Abschluss möchte ich noch anmerken, 
dass mir auch in den Programmen und Papie­
ren unserer AbL zu stark die Umwelt und 
Ökologie in den Vordergrund stellen und viel 
zu wenig Kriterien einbringen, die einer 
sinnvollen massiven Unterstützung der vie­
len kleinen bäuerlichen Familienbetriebe 
zugute kommen.
Tendenzen, auch in der AbL, dem Zeitgeist 
zu folgen und Subventionen überwiegend an 
Umwelt- und Sozialstandards festzumachen 
und nicht mehr die Auseinandersetzung 
„Groß und Klein“ zu führen, halte ich für 
weit verfehlt und fatal!
Wir sollten uns an unsere Wurzeln zurücker­
innern und daran denken, dass wir angetre­
ten sind immer ein Anwalt für die Schwäche­
ren in unserer Gesellschaft zu sein.
Siegfried Herbst 
37130 Gelliehausen

Neue Wege sind notwendig

Seit etlichen Jahren halte ich Ihrer Zei­
tung. Nun hat BSE bei unserer widerna­

türlichen Rindviehhaltung zugeschlagen. 
Neue Wege sind notwendig. Eine allgemeine 
Umstellung auf ökologischen Landbau ist 
nicht durchführbar. Es wird von einer finan­
ziellen Hilfe je nach Hofgröße gesprochen. 
Das ist unter anderem unsozial. Vernünftiger

wäre eine finanzielle Hilfe pro Arbeitskraft, 
denn ökologische Landwirtschaft ist arbeits­
intensiver als die konventionelle. Es ist not­
wendig, dass auch in der Landwirtschaft aus­
reichende Löhne gezahlt werden. Ich bitte 
Sie, daraufhin zu arbeiten.
Hanna von Saint Paul 
28870 Ottersberg

Im Osten gibt es wohl Agrarindustrie
Zum Kommentar von Frank Augsten in der taz Small is not beautiful

Ostdeutsche Agrargenossenschaften sugge­
rieren ein Bild von Harmonie und Kooperati­
on. Die Realität zeigt ein Geflecht von alten 
Seilschaften, Vermögensschiebereien und 
die Ausgrenzung von Betriebsräten. Leider 
gibt es nur wenige Ausnahmen.
Zur Historie: Der Erhalt der LPG-Strukturen 
war kein Glücksfall, denn auf dem Rücken der 
ehemaligen LPG-Mitglieder wurde erhebli­
ches Vermögen verschoben. Zahlreiche Ge­
richtsverfahren belegen dies. Industrialisierte 
Landwirtschaft zeichnet sich durch die Pro­
duktionsform, die Größe und die Organisa­
tionsform aus. Gerade in der Bullenmast gibt 
es mit Ferdinandshof (25.000 Mastplätze) an­
schauliche Beispiele industrialisierter, Land­

wirtschaft. Fremde Kapitalgeber kaufen ma­
rode Agrargenossenschaften auf. Wozu der 
Landadel 200 Jahre brauchte ist den roten Ba­
ronen in 10 Jahren gelungen. Welch ein 
Glück? Die stattlichen Prämien landen doch 
nicht bei den Angestellten. Unter diesen Um­
ständen kann man doch nicht von Mehrfami­
lienbetrieben sprechen. Nicht einmal Be­
triebsräte werden von den alten Kadern zuge­
lassen.
Renate Künast wäre gut beraten, sich unab­
hängig und vielseitig über die Situation in 
der ostdeutschen Landwirtschaft zu infor­
mieren. Die Agrarwende muss auch soziale 
und strukturelle Fragen beinhalten.

Jochen Dettmer, Generalsekretär des

Wende in der 
Landwirtschaft - 

wohin soll sie führen?
In meiner Berufsschulzeit waren außer mir immer nur ein bis 

zwei andere Lehrlinge in meiner Klasse, die auf ökologischen 
Höfen lernten. Kam im eigentlich konventionellen Unterrichts­
stoff die ökologische Landwirtschaft zur Sprache, was äußerst 
selten der Fall war, so gingen bei meinen Kollegen die Alarmglo­
cken an und es war erstaunlich, was sie alles über Ökolandbau 
wußten. Sämtliche Vorurteile kamen dann zum Vorschein. Ver­
nünftige Diskussionen waren fast nie möglich.
Während meiner Lehrzeit überlegte ich mir immer, wie wir wohl 
den konventionellen Bauern zeigen könnten, was wir anders ma­
chen, ohne bei ihnen gleich eine ablehnende Haltung zu erzeu­
gen. Heute denke ich, eine Wende in der Landwirtschaft wird für 
viele einfach nicht verständlich sein, nachdem ihre Eltern, die 
Schule und die Landwirtschaftsämter/-kammern jahrelang ge­
sagt hatten, dass sie nur wenn die Weizenernte jedes Jahr noch 
höher ausfällt und die Kühe jede Generation eine Milchlei­
stungssteigerung bringen, gute Bauern sind. Wie soll mensch da

jetzt so plötzlich um­
denken können?
In der Vergangenheit 
gab es immer wieder 
Skandale in der Nah­
rungsmittelbranche: 
Dioxin in den Eiern, 
Hormone im Kalb­
fleisch etc.. Die Kun­
den, die im Laden ste­
hen, wissen nicht 
mehr, was sie eigent­
lich kaufen können 

und sollen. Viele sind es gewohnt, sehr günstig einzukaufen, und 
jetzt wird davon geredet, dass alles viel zu billig ist und die Prei­
se angehoben werden müssen. Uns hat erst kürzlich ein verant­
wortlicher Einkäufer im Supermarkt berichtet, wenn wir unser 
Fleisch dort verkaufen wollten, wäre er gerne bereit, einen hohen 
Preis zu zahlen. Wenn aber an der Theke das konventionelle 
Fleisch nur ein Drittel unseres Bio-Fleisches kosten würde, so 
sei da etwas falsch. Und er fügte an, dass nicht unser Fleisch zu 
teuer sei, sondern das andere viel zu billig. Außerdem meinte er, 
dass auch die Supermärkte ihren Teil dazu beigetragen haben die 
Preise der Produkte immer weiter zu drücken. Jetzt dachte ich: 
Prima, wenn das so ist, kann ich doch mein Fleisch an ihn ver­
kaufen. Nun hat er aber schon von einer Erzeugergemeinschaft 
Bio-Kalbfleisch zu einem unglaublich günstigen Preis angeboten 
bekommen.
Dies ist nur ein Beispiel von dem, was ich wahrnehme, ebenso 
gilt dies für Gemüse und andere Produkte. Ich frage mich, wohin 
sich denn der Bio-Lebensmittelbereich entwickelt. Gehen wir da 
nicht genau die gleichen Wege, wie sie der konventionelle Le­
bensmitteleinzelhandel vor 10 Jahren beschritten hat? Müssen 
auch wir zu jeder Zeit und zu eigentlich nicht haltbaren Preisen 
unsere „den Preis werten“ Produkte verkaufen?
Angesichts der aktuellen, sehr brisanten Situation für die Land­
wirtschaft, möchte ich doch die Gelegenheit nutzen und den 
Vorschlag machen, dass jetzt der Zeitpunkt da ist, um an allen 
Fronten zu diskutieren, warum unser Produkt diesen Preis hat. 
Wir müssen Zusammenkommen, der Bauer, der Händler und die 
Menschen, die diese Produkte kaufen wollen, um wieder mehr 
voneinander zu lernen. Nicht anonyme Spezialisierung, sondern 
miteinander ins Gespräch kommen und aneinander interessiert 
sein, ist jetzt gefragt.

aus Schwaben
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LESE-BUCH
Bewegte Zeiten, auch für die Agrarlandschaft?

Noch nie seit Erscheinen der „arbeitsergebnisse" war die Landwirtschaft zu 
einem solch breit in Medien und Öffentlichkeit beachteten Thema geworden 
wie wir es zur Zeit der Phase der Fertigstellung dieser Ausgabe erlebt haben. 

Das Schreckgespenst BSE hat die Notwendigkeit einer längst überfälligen 
Agrarwende zur realen Chance werden lassen. Noch weiß heute niemand, 

wie die zu erwartenden, vielleicht sogar einschneidenden Veränderungen auf 
agrarpolitischer Ebene sich in Zukunft auf Landwirtschaft und Landschafts­

entwicklung auswirken werden. Unsere Themenwahl erweist sich so als 
hochaktuell und als eine Einstimmung in die Fragestellung: Auf welcher 

Grundlage wird sich das Zusammenspiel von Landwirtschaft, Landschaftspla­
nung und Landschaftsentwicklung unter möglicherweise neuen Rahmenbe­

dingungen weiter entwickeln? 
Das Verhältnis der Menschen 
zur Landwirtschaft kann auf 

vielen Ebenen analysiert wer­
den. Onno Poppinga erklärt, 
warum „eine Landwirtschaft 

wie früher" als Idealbild erho­
ben und die moderne Land­
wirtschaft von heute so ver­

teufelt wird. Die Hintergründe 
sieht er in den oft diskriminie­

renden Bedingungen, unter 
denen viele Menschen die 

Landwirtschaft verlassen 
mussten, aber auch in den his­
torischen politischen Rahmen­

bedingungen. 
Konflikte, die durch unter­

schiedliche Interessenslagen 
an die Nutzung von landwirt­
schaftlichen Flächen ausgelöst 

werden beschreibt Diedrich 
Bruns. Lösungen für diese 

Konflikte kann die kommunale Landschaftsplanung dann finden, wenn sie 
neben den üblichen formalen Beteiligungsverfahren mehr Mitwirkungsmög­

lichkeiten in Form von Kooperation und Kommunikation anbietet. 
Christiane Büchter skizziert den landschaftspflegerischen Beitrag für einen 
Stallneubau der Domäne Frankenhausen. Sie kritisiert die isolierte Betrach­
tung des baulichen Eingriffs und plädiert dafür, Kühe als „landschaftsbele­

bende Elemente" im Rahmen der Ausgleichsregelung anzuerkennen. 
Heiner Range beschreibt die durch landwirtschaftliche Nutzungsaufgabe 

bedrohten Landschaften der Pyrenäentäler und die Versuche der französi­
schen Regierung und regionaler Kräfte, die Bewirtschaftung zu sichern und

einer Entvölkerung entgegenzuwirken.
Anke Schekahn, Alma Klein 

Landwirtschaft, Landschaftsplanung, Landschaftsentwicklung, arbeitsergebnisse 50. 48
S., 12,-DM, zu beziehen über den ABL-Verlag

Ökologischer Landbau am  Scheideweg
Pünktlich zu den Diskussionen über 10 oder 20 %  Bioanbau im Rahmen 

einer „Agrarwende" erscheint das Buch „Ökologischer Landbau am Scheide­
weg" von Rainer Oppermann. In diesem ausführlich recherchierten und wis­
senschaftlich geschriebenen Buch wird von der Notwendigkeit einer breiten 

Ökologisierung der Landwirtschaft als „neuer Agrarfrage" ausgegangen. 
Rainer Oppermann untersucht die Chancen und Grenzen für eine solche 

Kehrtwende anhand der Marktsituation des Ökolandbaus. Das Buch enthält 
Kapitel über die Entwicklung des Ökolandbaus, Verbraucherverhalten, 

zunehmende Konkurrenzsituation und Ökolandwirte als Dienstleister. Außer­
dem beinhaltet es auch ein ausführliches Kapitel zum Thema Entregionalisie- 

rung. Dabei betont der Autor, dass gerade in diesem Bereich sich die Ent­
wicklungen von einer Ökologisierung wegbewegen. Der Autor nennt als 

Gründe hierfür z. B. .zunehmende überregionale Vermarktungszwänge oder 
das Bedürfnis der neuen, unideologischen Biokunden nach einem breiten

Sortiment.
Oppermanns eher gedämpftes Fazit ist, dass die - zum Zeitpunkt des Schrei­
bens absehbare - Entwicklung des Ökolandbaus nicht die nötige Breitenwir­
kung für eine umfassende ökologische Veränderung haben wird. Seine For­

derung einer „Repolitisierung" des Ökolandbaus hat sich ja inzwischen 
bereits erfüllt. Seine Vorschläge hierfür: Steuerumstrukturierung z. B. in Form 
von Stickstoffsteuer und Ökosteuer bzgl. Transporten, sowie aktive Struktur­
politik in Problemregionen. Das Buch liefert nochmals fundierte Argumente 
und Ansätze für eine Agrarwende und macht anhand von vielen Beispielen 

und Belegen die Umstände, in die diese „hineingeboren" wird, deutlich.
Julia Kramer

Rainer Oppermann: Ökologischer Landbau am Scheideweg. Göttingen 2001, 238 S., 
Agrarsoziale Gesellschaft, Kleine Reihe Nr. 62, 22DM, zu beziehen über den ABL-Verlag.
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TIP Von Subventionen zu 
befreienden Unterstützungen

Titus Bahners Buch „Bürgernetze statt 
Subventionen“ kommt zur rechten 

Zeit um Politik, Beratung und Praxis, 
Orientierung in eine neue Landwirt­
schaftskultur zu geben. In einer Zeit star­
ker Umbrüche sind wissenschaftliche Ar­
beiten, in denen Konzepte erarbeitet wer­
den, unentbehrlich.
Wenn der Landwirtschaft tatsächlich eine 
neue Richtung gegeben werden soll, darf 
nicht nur die Unterscheidung nicht nur 
Öko und konventionell maßgeblich sein, 
sondern die Neuausrichtung muss grund­
legender erfolgen. Den Diskussionshin­
tergrund kann dieses Buch leisten. Bahner 
ist ein Kenner der kom­
plexen Zusammenhän­
ge zwischen dem, was 
die Politik während der 
letzten Jahrzehnte errei­
chen wollte, und dem, 
was daraus geworden 
ist. Das ist wichtig, denn 
ohne die gängigen Wir­
kungsmechanismen zu 
kennen, lassen sich an­
dere schwer etablieren.
Wenn das Land und die 
Dörfer wieder mehr wer­
den sollen als Schlaf­
stätten für Pendler, so ist 
der Ausgangspunkt die Zusammenarbeit 
der Institutionen und Menschen vor Ort 
sowie die dezentralisierte staatliche Zu­
ständigkeit eine Bedingung. Dem Zusam­
menspiel von Staat und Initiativen, ihren 
jeweiligen Vor- und Nachteilen widmet 
Bahner einen genauen Blick. Denn die 
Landbewirtschaftung ist mit der Gegen­
sätzlichkeit von unbezahlten Leistungen 
für die Allgemeinheit und privat bezahlten 
Gütern konfrontiert.
Vier Beispiele geben der theoretischen Ab­
handlung des Themas eine plastische 
Komponente. Das Projekt „Dannenberger 
Marsch“ zeigt die klassischen Schwierig­
keiten: Landwirtschaft und Naturschutz 
prallen aufeinander, finden nach Jahren 
der Grabenkämpfe endlich eine Lösung 
und dann sind Politiker und Verwaltung 
nicht in der Lage das Konzept mitzutra­
gen.
Ganz anders in Hindelang im Allgäu. Dort 
hatte man von Anfang an das „Win-Win 
Prinzip“ und nicht die Konfrontation als 
Ratgeber. Die Besonderheit der Hindelan- 
ger Initiative ist die enge Kooperation mit 
der örtlichen Verwaltung, in Person des 
Bürgermeisters, der die Kontakte nach au­
ßen knüpft und der Initiative eine breite 
Basis gibt.
Besonderheiten der schweizer und öster­
reichischen agrar-und umweltpolitischen 
Rahmenbedingungen und Möglichkeiten

der Regionalentwicklung werden anhand 
der Gemeinde Zell bei Zürich und dem 
Lesachtal in Kärnten erläutert.
Im dritten Teil des Buches skizziert Titus 
Bahner seine Vision: „Bürgemetze statt 
Subventionen“ -  von der Subvention zur 
„befreienden Unterstützung“ . Aus dem 
Spektrum der Fördermöglichkeiten hebt 
Bahner die „Direktzahlung als Entloh­
nung von gesellschaftlich anerkannten 
Leistungen“ hervor. Die politische Akzep­
tanz hängt maßgeblich von der Sichtbar­
keit ihrer Leistungen ab. Hier verändert 
sich der Charakter der Direktzahlung von 
der Subvention zum wohlbegründeten 

Einkommen.
Richtig sinnvoll werden 
die Vorschläge des Bu­
ches durch die Beschrei­
bung der Verantwortung 
des Einzelnen, die so 
Bahner in Europa durch 
die Einbindung in die 
christliche Ethik eigent­
lich schon traditionell 
gegeben ist. Die Land­
nutzung muss wieder 
„Gesicht und Stimme“ 
bekommen, das heisst, 
die Überlegungen zur 
Neuorientierung müs­

sen mehr vom Menschen als von Syste­
men ausgehen. Das ethische Potenzial der 
Landwirtschaft muss wieder mobilisiert 
werden und das selbstzerstörerische 
„Wachsen oder Weichen“ in andere For­
men überführt werden. Dazu ist die regio­
nale Ebene der Bezugsraum, und Bürger­
netze können die Träger und die Ge­
sprächspartner für ausführende Landwir­
te werden.
Der konkrete Weg, wie öffentliche Lei­
stungen zu Einkommen des landwirt­
schaftlichen Unternehmers im öffentli­
chen Raum werden können, wird im 6. Ka­
pitel sehr überlegt beschrieben.
Im Schlusskapitel lässt Titus Bahner der 
Veränderung zu einer von ihm visionier- 
ten Betriebsgestaltung allerdings dreißig 
Jahre Zeit. Nur an diesem Punkt könnte 
das Buch überholt sein, denn als er es ge­
schrieben hat, war noch nicht absehbar, 
dass seine Kenntnisse über eine sinnvolle 
Neuausrichtung der Landwirtschaft und 
eine neue soziale Akzeptanz des Bauern 
in der Gesellschaft schnell gefragt sein 
könnten. „Bürgernetze statt Subventio­
nen“ ist ein Ratgeber für den Kultur­
schritt, den unsere Gesellschaft ange­
sichts der „Schlachtfelder“ in Europa in 
Bezug ihrer Landwirtschaft zu vollziehen 
hat. Christian Hiss
Titus Bahner: Bürgemetze statt Subventionen. 
ABL-Verlag 2001, 252 S., 35,90 DM
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Futter fürs Volk LESE-BUCH TIP

Rein ins Auto und los geht’s. Die Autoren 
dieses hoch aktuellen Buches holen uns 

ab aus unserem normalen Alltag und neh­
men uns mit in verschiedene Regionen 
Deutschlands. Wir fahren durch wunder­
schöne Landschaften und gelangen an diver­
se Stätten unserer Ernährung.
Der erste Besuch führt zu einem 
Spitzenkoch, der noch eigen­
ständig kocht, aus frischen Zu­
taten der Region, Damit gehört 
er schon zu einer Minderheit, 
denn in den meisten Restau­
rants heißt es: „Hier macht der 
Koch (nur noch) die Tüte auf“.
Das Aufwärmen vorgefertigter 
Convenience-Menüs bedient 
uns zwar schnell, aber bestraft 
uns mit einem Einheitsge­
schmack, der unsere Sinne ab- 
stumpfen lässt. „Diktatur der Tüte“ heißt 
das im Buch, und sie reicht bis in unsere pri­
vaten Küchen.
„Wir wollen es nicht anders“, halten die Au­
toren uns Verbraucher/innen den Spiegel 
vor. Denn die Produzenten von Fast Food, 
Convenience und Funktional Food „befehli­
gen ein Volk (...) abhängiger Konsumenten, 
die nicht bereit sind, für ordentliches, frisch 
gekochtes Essen auch den dafür notwendi­
gen Preis zu bezahlten.“
Wozu das führen kann, ist in den letzten Mo­
naten ausführlich beschrieben und disku­
tiert worden. Das Buch nimmt diese Debatte 
auf und bringt einen Überblick über die 
Chronologie und Hintergründe der BSE-Kri- 
se, um sogleich einen vermeintlichen Aus­
weg aus der Krise abzuschneiden. Dem Um­
stieg auf das scheinbar gute Geflügelfleisch 
hat hier keine Chance! Und einer der Auto­
ren, Lutz Ribbe, geht mit einer seiner ge­
fürchteten Waffen vor: Gut gemeinte Briefe

an Konzerne der Lebensmittelindustrie, de­
ren Antworten entlarven. Irreführende Wer­
betexte werden so auseinander gepflückt. 
Was folgt daraus? „Solange es keine Revolu­
tion vor den Regalen gibt, so lange gibt es 
kein Entkommen aus dieser Entwicklung.“ 

Das ist die wichtigste Botschaft 
des Buches. Erste Schritte einer 
solchen „Revolution“ werden 
uns nahe gebracht: Einkäufen 
direkt beim Bauern, möglichst 
beim NEULAND-Bauern, oder
-  für wen der Weg zu weit 
scheint -  um die Ecke beim Le­
bensmittelhandel. Der wird zu­
nächst sehr kritisch unter die 
Lupe genommen, bevor dann 
ein Handelskonzem ausführlich 
gelobt wird, der sich mit einem 
breiten Angebot an Biolebens­

mitteln abhebt von der Konkurrenz. Das Ka­
pitel spricht nicht unbedingt den Bauern aus 
der Seele, denn Fragen von Abhängigkeit 
und Austauschbarkeit bleiben außer Acht. 
Vielmehr richtet es sich an die Konsumenten 
und macht ihnen die Möglichkeit der Wahl 
zwischen „Tüte“ und „Bio“ bewusst. 
Gleichzeitig wird die Agrarpolitik in Europa 
anschaulich beschrieben und werden Zu­
sammenhänge aufgezeigt, z.B. was die Lö­
cher im Emmentaler Käse mit Milchquote, 
Silomais-Prämie und Sommerheu zu tun ha­
ben.
Es ist ein passendes Buch in dieser Zeit, ge­
schrieben für die breite Masse, die ein ehrli­
ches Interesse an einem Wandel hat -  hin zu 
mehr Klasse. Ein Buch, das einen breiten An­
satz von Agrarwende verfolgt.

Volker Angres, Claus-Peter Hutter, Lutz Ribbe: Fut­
ter fürs Volk. Was die Lebensmittelindustrie uns auf­
tischt. Droemer, München, 2001, ISBN 3-426- 
27203-2, 397 S., DM 36,90
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Biologische Vielfalt
Wer kontrolliert die genetischen Ressourcen hier und anderswo, ist die zen­
trale Frage des Sammelbandes,der vor allem Experten und Expertinnen aus 
dem Süden Raum für ihre Sichtweise gibt. Peter Rosset skizziert, dass sowohl 
in den USA als auch in Kolumbien, Honduras oder Mexiko kleinbäuerliche 
Betriebe produktiver als Großbetriebe sind. Während die Auseinandersetzung 
bei uns um das Recht auf Nachbau der gekauften Pflanzensorten geführt 
werden, liegt in Bangladesh selbst die Erhaltung und Weiterentwicklung von 
Saatgut in der Hand von Bäuerinnen. Auf dem internationalen Parkett wird 
seit Jahren um die Bedeutung von Bauernrechten an der biologischen Vielfalt 
gestritten. Denn die „Landsorten" sind kein unbearbeiteter Rohstoff sondern ‘ 
Bauernsorten: über Generationen in 
bäuerlichen Gemeinschaften gehegte 
Pflanzen mit besonderen Eigenschaften, 
und mit hoher Anpassung an die lokalen 
Bedingungen. Mehrere internationale 
Abkommen sollen klären, wer in Zukunft 
die Kontrolle über die globalen geneti­
schen Ressourcen hat. Wie kann Vergü­
tung für die Arbeit der Bauern und 
Bäuerinnen mit Saatgut gestaltet wer­
den? Welche Unterstützung können 
bäuerliche Wissenssysteme erfahren und 
wie Ausnahmen von den Verboten mit 
geschützen Sorten zu arbeiten und 
nachzubauen aussehen?
Ein aktueller Beitrag zur Diskussion zwi­
schen Entwicklungs- und Industrielän­
dern über die Patentierung von Leben 
und die Nutzung der genetischen 
Vielfalt.
Getrude Klaffenböck, Eva Lachkovics: Biologische Vielfalt. Brandes &Apsel Verlag 2001, 
296 S.; 39,80 DM; zu beziehen über den ABL-Verlag.

Dorfentwicklung durch Existenzgründung 
von Frauen
Eine neue Herangehensweise an die Dorfentwicklung wurde im Rahmen ei­
nes EU-Projekts für Beschäftigungsmöglichkeiten für Frauen gewählt. Ziel 
war es mit oberschwäbischen Frauen Ideen für Einkommensmöglichkeiten im 
Sinne einer Dorfentwicklung zu entwickeln und umzusetzen. In acht Dörfern 
gab es moderierte Treffen mit interessierten Frauen, auf denen es um die Ein­
schätzungen und Wünsche der Frauen zur ging.
In der Dokumentation des Projektes wird sowohl der Prozess als auch die Er­
gebnisse und Verflechtungen mit anderen regionalen Angeboten für Grün­
derinnen beschrieben.
Dorfentwicklung durch Existenzgründungen von Frauen in Oberschwaben. 5,-DM plus 
Porto, zu beziehen bei VIA e. V., Christian-Foppstr.4, 88239 Wangen, ms

Agrarstatistik
Auch in diesem Jahr liefert das Statistische Jahrbuch etliche wichtige Agrar­
daten aus deutscher und europäischer Landwirtschaft und Ernährungswirt­
schaft. Allerdings würde man sich an vielen Stellen differenziertere Statistiken 
über die Unterschiede zwischen den Landwirtschafts- und Agrarbetrieben 
wünschen, z.B. bei der Verteilung der Fördermittel. Auch wäre es aufschluss­
reicher, wenn die Größenklassen „oberhalb von 100 ha" noch mehr unter­
gliedert werden - dennoch sind etliche Tabellen recht aufschlußreich, auch 
für aktuelle Fragen: So sank zwar nach dem Verfütternngsverbot für Wieder­
käuer der Einsatz von Tier- und Fleischknochenmehl von 402.000 t Getreide­
einheiten auf 252.000, stieg aber bis 98/99 wieder fast auf die alte Höhe. In 
1999/2000 wurden offiziell immerhin 54.000 t Tiermehl importiert. Die Be­
trieben mit mehr als 1000 Rindern machen zwar nur 0,3 %  aller Betriebe aus 
(diese Zahl wird von Bauernvernband und Agrarbürokratie gern verbreitet) - 
aber die Zahl der Rinder in diesen Betrieben macht immerhin 8,3% aller Rin­
der aus. 1997 gab es 623 Betriebe mit mehr als 1.000 Schweinemastplätzen 
(über 5.000 offiziell immerhin 40, Betriebsteilungen nicht berücksichtigt) - in 
diesen Beständen befanden sich aber schon 14,2 %  aller Mastschweine. 
Ähnliche Prozentzahlen findet man bei Zuchtsauen-Beständen über 500 Tie­
ren. Insgesamt 3.300 Betriebe in Deutschland haben mehr als 1000 Mast- 
und Zuchtschweine im Betrieb, in der ganzen EU haben 29.500 Betriebe die­
se Größenordnung. Innerhalb Deutschlands ist eine starke Konzentration und 
Dominanz dieser Großbestände in den neuen Bundesländern festzustellen - 
ein Erbe der offiziellen „industriemäßigen Produktion" in der DDR. Leider 
fehlen analoge Angaben zum Geflügelbereich, aber derwird offensichtlich 
kaum noch der Landwirtschaft zugeordnet... en
Statistisches Jahrbuch über Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 2000, Landwirt­
schaftsverlag Münster, 533 S., 494 Tabellen, 146,- DM; zu beziehen über den ABL-Ver- 
lag
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(Klein) ANZEIGEN Veranstaltungskalender

W ie gebe ich eine Kleinanzeige auf?
Private Kleinanzeigen DM 15,-; Gewerbliche Kleinanzeigen DM 25,-; 
Chiffregebühr DM 5,-. Alle Preise inkl. MWSt. Anzeigenannahme bis 
zum 10. des Vormonats. Anzeigen bis DM 25,- nur gegen Vorauszah­
lung per Scheck oder bar, ansonsten wird ein Zuschlag von DM 5,- für 
die Rechnungsstellung erhoben.
Für gestaltete Anzeigen gilt unsere Anzeigenpreisliste.

H o f  u n d  A r b e i t

•  Resthof in  Nordhessen m it 3 massi­
ven Wohnungen (ä 100 m2) sowie 8 ha 
Ackerland und 3 ha Wald in landschaft­
lich sehr schöner Lage zu verkaufen 
oder zu verpachten. Fritz Walter, 
®  05657-449

Ihre Hilfe
erforderlich
Mit een Akt.en Slun̂ vechtcn v«<*ier 
Kleinaktionu'*. ron konfro lt rr̂ n wir 
Vor$t8f*d, AufsK.htbral unu die 

m&den Kehrseiten tipr 
Wir iretfen ein für 

Umweltschutz, soziale Sicherung und 
? Menschenrechte. FaHi auch Sie 8AYER- 

'.cs ;/> n, überlassen b«e di< 
Si imirechtr nicht den Sanken 
öncrtr.̂ irn v e One Stimmrechte um

T ie r m a r k t

•  Verkaufe laufend beste A rbe itspfer­
de in jeder Preisklasse. Burkhard Schir- 
meister, Sipplingen, ®  07551/63609

U r la u b

•  M it M u li, Pferd und Esel wandern 
w ir m it Euch durch's umbrische Hügel­
land. Die Tiere tragen Zelte, Essen und 
die Schlafsäcke. Info: Hinterland, Gün­
ther Mittenzwei, Monticchio 64, I- 
06060 Castiglion Fosco (PG), ®  u. Fax: 
0039-0758355062

Q u e r fe ld e in

•  KONSUMENTENSCHUTZ Grüne 
Bäuerinnen und Bauern Österreich 
w ww .bauern.ooe.gruene.at

Kr.; i »'• BAYER'AktiöP&rtnnen 
Cr's'r' •' iuan gegen BAYSft Hetahtcn 

40081 Düsse’dorf 
Fo(. o ;  i » .  i3  * 9 t \ • fa *  j i  n  * J3
e-mad; com '

JSS-

Landwirt,
Dipl.-Ing. Agr., 31 

theoretische und praktische 
Erfahrung in bio-dynami- 

scher und ökologischer 
Landwirtschaft, 

sucht 
neue Herausforderung 
in leitender Tätigkeit. 

Chiffre 4/01-1

Öko Logisch Handeln
Seminare nach Maß in Kleingruppen und Beratung 
an Orten Ihrer Wahl:
® Hofladengestaltung und Warenpräsentation, praxisbe­

zogen und kundenorientiert.
® Mitarbeiterführung; Spitzenkräfte können Sie selten fin­

den, häufig aber selber machen!
® Team-, Verkaufs- und Warenkunde Training: Mit Herz 

dabei! Rund um Ihr Naturkost-Sortiment!
® Bananenverkaufshilfe für 12 Hände: 89,- DM netto, zzgl. 

MwSt. und Versand
Ulla Grünewald, Berliner Wall 10,33378 Rheda-Wieden­

brück, S  05242-577560, Fax 577562, 
e-mail: oeko-logisch-handeln@t-online.de

proVENTOERNTEN SIE NUR EINMAL IM JAHR ?
E r n t e n  s ie  d a s  g a n z e  j a h r  iü

W ir  HELFEN IHNEN DABEI OHNE FINANZIELLES RISIKO.
O hne M e h r a r b e i t .
M i t  g a r a n t ie r t e m  e r f o l g

W ir  b ie t e n  ih n e n  f ü r  g e e ig n e t e  f l ä c h e n

ZUR ERRICHTUNG VON WINDENERGIEANLAGEN:
• LANGFRISTIGE PACHTVERHÄLTNISSE (CA. 25 JAHRE),

WOBEI DAS LAND WIE BISHER FAST OHNE EINSCHRÄNKUNG 
GENUTZT WERDEN KANN,

ODER
• KAUF DER FLÄCHE MIT PACHTMÖGLICHKEIT FÜR SIE.

Das Bayerische Meer - 
Exkursion zum Chiemsee
28. April bis. 01. Mai 2001, Übersee 

Die EJL-Frühjahrsfahrt erkundet die Regi­
on um den Chiemsee hinsichtlich Ökolo­
gie, Landwirtschaft und Tourismus. 
EJL-Evangelische Jugend auf dem Lande 
Westfalen-Lippe: Referat Ländlicher Raum, 
®  0521-140342, Fax: -150621, laendli- 
cherraum@kircheundgesellschaft.de, An­
meldung bis 06.04.01, Kosten: DM 350,-

2.Bundesweites Treffen der 
Streuobst-
Aufpreisvermarkter mit 
NABU-Qualitätszeichen
04. bis 06. Mai 2001, Mainz 

Der NABU lädt Keltereien und andere Auf- 
preisvermarkter zu einem Erfahrungsaus­
tausch mit Produktausstellung und Vor­
trägen.
NABU Naturschutzzentrum Rheinauen, Ri­
chard Dahlem,® u. Fax: 06721-10004, 
Naturschutzzentrum_Rheinauen@t-onli- 
ne.de, Anmeldung bis 27.04.01

Futtermittel Sojaschrot?
21. bis 23. Mai 2001, Loccum 

Diese Zukunftskonferenz zur nachhalti­
gen Gestaltung des Soja(schrot)handels 
zwischen Brasilien baut auf die aktive Ge­
staltung durch die Anwesenden. Ta­
gungssprachen sind Deutsch und Protu- 
giesisch mit Simultanübersetzung. 
Evangelische Akademie Loccum in Koope­
ration mit dem Deutschen Carajäs-Forum, 
®  05766-810, Fax: -81900, Ka­
rin.Buhr@evik.de, www.loccum.de, Ta­
gungsgebühr: DM 240,-

Ernährung für die 
wachsende 
Weltbevölkerung 
Nahrungssicherheit und 
Böden
01. bis 04. April 2001, Tutzing 

Auf dieser international besetzten Tagung 
werden die Perspektiven nachhaltiger Er­
nährungssicherung mit den Aspekten Er­
nährung, Boden, entwicklungspolitische 
Perspektiven, Instrumente und Rahmen­
bedingungen diskutiert.
Evangelische Akademie Tutzing, Susanna 
Satzger,® 08158-251126, Fax: -996426, 
satzger@ev-akademie-tutzing.de, www.ev- 
akademie-tutzing.de

Jubiläumsveranstaltung 10 
Jahre Thüringer Ökoherz 
e.V.
21. April 2001, Weimar 

Agrar, Umwelt und gesunde Ernährung 
sind Themen auf der Fachtagung des För­
dervereins für ökologischen Landbau, 
Landschaftspflege, Naturschutz und na­
turgemäße Lebensführung.
Dr. Augsten, ®  03643-437113, Fax: - 
437102, info@oekoherz.de, www.oeko- 
herz.de

Regional, ökologisch, 
preisbewußt - 
Qualitätsmanagement in 
Großküchen
23. bis 25. April 2001, Hüllhorst 

Das Seminar hat das Ziel, Konzepte be­
züglich des Einsatzes von regionalen und 
ökologischen Produkten, am Beispiel des 
RegionalVermarktungsprojektes „Müh­
lengarten", sowie Kommunikationsstra­
tegien für den eigenen Betrieb zu entwi-

W lR  INFORMIEREN SIE GERNE.
Ih re
PROVENTO-GRUPPE

K o b le n z e r  s t r .  13
56759 KAISERSESCH 
T e l .: 02653/590 850 
FAX: 02653 / 590 850

An alle AbL-Mitglieder in Bayern;
Wir müssen die AbL stärken !

Der AbL-Bundesvorstand lädt alle Mitglieder in Bayern 
ein zur

Gründungsversammlung eines AbL-Landesverbandes 
in Bayern

am Sonntag, den 8. April 2001, pünktlich um 11.00 Uhr

Gasthaus Enkeringer Hof, Hauptstr. 27, 85125 Enkering, 
®  08467-221

Anfahrtsweg: Autobahn München-Nürnberg Ausfahrt Alt­
mühltal (Eichstätt, Kinding) rechts abbiegen - nach ca. 800 
m sind Sie im Ortskern von Enkering, direkt vor dem Gast­
haus.
Alle bayerischen Mitglieder erhalten eine schriftliche Einla­
dung

Nachmittags ab ca. 14.00 Uhr führen wir eine

öffentliche Diskussionsveranstaltung

über die Zukunft der Agrarpolitik in Bund und Land durch. 
Die AbL-Bundesvorsitzenden Maria Heubuch und Fried­
rich Wilhelm Graefe zu Baringdorf werden anwesend sein. 
Alle Interessierten sind hierzu herzlich eingeladen.

ekeln. Der Erfahrungsaustausch mit Mit­
arbeitern in Großküchen, Verarbeitern 
und Landwirten sowie die Umsetzung 
stehen im Vordergrund.
Referat Ländlicher Raum, Haus Reineberg, 
®  05744-93070, Fax: -4452, reine­
berg.bild@t-online.de

Fortbildung geprüfte(r) 
Natur- und
Landschaftspfleger(in) 
in NRW
Mai/Juni und Okt./Nov. 2001, Natur- u. Umwelt­
schutzakademie NRW

Landwirte, die Naturschutzflächen be­
treuen, können sich in diesem 640 Stun­
den umfassenden Kursauf die Prüfung im 
bundesweiten Lehrgang vorbereiten. Ab­
geschlossene Berufsausbildung und 
mind. 3 Jahre Berufspraxis werden vor­
ausgesetzt.
Herr Halbuer, Landwirtschaftskammer 
Westfalen-Lippe, ®  0251-599306

Fortbildung geprüfte(r) 
Natur- und
Landschaftspfleger(in) 
in Thüringen
Vegetationsperiode 2001 und 2002, Südthürin­
gen

Landwirte, die Naturschutzflächen be­
treuen, können sich in diesem 640 Stun­
den umfassenden Kursauf die Prüfung im 
bundesweiten Lehrgang vorbereiten. Ab­
geschlossene Berufsausbildung und 
mind. 3 Jahre Berufspraxis werden vor­
ausgesetzt.
Südthüringer Grüne Heimat e.V.,
®  036848-81820, Fax: -81845, Lehr­
gangsleiter Herr Eitzert, ®  u. Fax: 03683- 
606765

Politik für den ökologischen 
Landbau
05. bis 06. April 2001, Braunschweig 

Um den Ökolandbau voranzutreiben, gilt 
es die Hemmnisse, erfolgreichen Ansatz­
punkte und Wege für den Ökolandbau 
herauszufinden. So werden die Erfahrun­
gen von Politikansätzen im Ausland und 
des deutschen Lebensmitteleinzelhandels 
analysiert.
Bundesforschungsanstalt für Landwirt­
schaft (FAL), ®  0531596-545

Blockunterricht 
ökologischer Landbau
24.09.01 bis 08.03.02, Hannover 

Siebenwöchiger Blockunterricht für land-. 
wirtschaftliche Auszubildende im letzten 
Lehrjahr. Der Unterricht ist über den ge­
nannten Zeitraum verteilt. Zielgruppe 
sind an ökologischem Landbau interes­
sierte Auszubildende.
Justus-von Liebig-Schule, ®  0511- 
40049830

Natur und Kultur in der 
Lüneburger Heide
28 April 2001; Schneverdingen 

Tagung zum Thema Wald im Natur­
schutzgebiet Lüneburger Heide: Thema 
sind angepasste Konzepte der Waldnut­
zung, Fragen der Waldökologie und Nut­
zen des Waldes für unterschiedliche An­
spruchsgruppen.
Alfred Toepfer Akademie für Naturschutz, 
®  05198-989073

http://www.bauern.ooe.gruene.at
mailto:oeko-logisch-handeln@t-online.de
mailto:cherraum@kircheundgesellschaft.de
mailto:rin.Buhr@evik.de
http://www.loccum.de
mailto:satzger@ev-akademie-tutzing.de
mailto:info@oekoherz.de
mailto:berg.bild@t-online.de
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KONTAKTEBauernstimme /i 1
Ver l ag

Liebe Leserinnen!
Alles neu macht der Mai -  und uns steht 
ein Umzug nach Hamm bevor.

Für das neue Büro werden noch dringend benötigt:

Regale, PCs, Schreibtische, Bürostühle, Lampen.

Kreissparkasse Wiedenbrück 
Stichwort »Umzug« 

'  '  s BLZ: 478 535 20 
\  Kto: 2 031516

Über qine Spende freut sich herzlich 
Ihr Team der Bauemstimme und AbL

Ich werde Mitglied in der
Zutreffendes bitteankreuzen:

□  Ich möchte Mitglied in der AbL werden

□  Ich zahleden regulären Mitgliedsbeitrag von 
DM150,-

O  Wirbezahlenden Mitglieds.beitragfürEhepaareund 
Hofgemeinschaften von DM 200,-

Mitgliedsadresse:

□  Ich bin bereit, als Fördermitglied einen höheren Beitragvon 
□  DM200,-□  DM250,-oderDM zu 
zahlen. #

□  lchbinKleinbauer,Student,Rentner,arbeitslosund 
bezahleeinen Mitgliedsbeitrag von DM 50,- 
(Nachweis füge ich bei)

□  IchbeantragealsnichtlandwirtschaftlicheUnterstützer/in 
einen Mitgliedsbeitrag von DM 100,-

Straße PLZ, Ort

Zahlungsweise desMitgliedsbeitrags:

Q  NachErhaltderRechnung 
f~| Ich erteile Ihnen eine Einzugsermächtigung 

(Dafür erhalte ich eine Ermäßigung von DM 3,-)

Ich bin Abonnent der Unabhängigen Bauemstimme:
□  ja □  nein
□  Ich bestelleauch die Unabhängige Bauemstimme 

(BitteCouponaufSeite24ausfüllen)

Hiermit ermächtige ich Sie widerruflich, den von mirzu errichtenden Beitrag bei Fälligkeitzu Lasten meines Kontos einzuziehen.

Konto-Nr. BLZ Bank
DieMitgliedschaftverlängertsichautomatischumeinweiteresJahr,wennnichtspätestens14TagevorAblaufgekündigtwird.
Ich bin damit einverstanden, dassdieDeutsche Bundespost im Falle einer Ad reßänderu ngdieneue Adressean die AbLbzw.
Abo-Verwaltung weiterleitet.
Widerrufsrecht: Ihre Bestellung kann innerhalb einer WocheohneAngabevonGründen schriftlich bei der AbL widerrufen werden.

Unterschrift Datum Beruf
Bittesenden Sie die Bestellung ineinemKuvertan:

AbL e.V. Bauemstimme Marienfelder Str. 14, 33378 Rheda-Wiedenbrück

I M P R E S S U M

Unabhängige Bauemstimme • Herausgeber: Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft -  Bauernblatt 
e.V., Marienfelder Straße 14, 33378 Rheda-Wiedenbrück, Tel. 05242/48476, Fax: 05242/47838, E-mail: bau- 
ernstim@aol.com, Homepage: http://www.bauernstimme.de • Bankverbindung: Kreissparkasse Wieden­
brück, BLZ 47853520 Kto 2017838 •  Redaktion: Ulrich Jasper, Wiebe Erdmanski-Sasse, Mute Schimpf: Ma­
rienfelder Str. 14, 33378 Rheda-Wiedenbrück, Tel. 05242/48185, Fax: 05242/47838 (Redaktions- und Anzei­
genschluß: jeweils am 15. des Vormonats) •  Abonnementpreis: DM 70,- jährlich •  Erscheinungsweise: mo­
natlich (11 x jährlich) •  Bestellungen, Adreßänderungen, Veranstaltungshinweise und Anzeigenaufträge bitte di­
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AbL
Schleswig-Holstein
Landesverband: Ellen Holste, Reit 5, 24848 A lt Bennebek, ®  04624/800312 
Bernd Voss, Diekdorf Nr. 124, 25554 Wilster, ®  04823/8505, Fax: /75330 
Hinrich Lorenzen, W inderatt 14, 24966 Sörup, ®  04635/2141, Fax:/2114 
Plön: Matthias Stührwoldt, ®  04326/289147 
Flensburg: Heiner Iversen, ®  04631/7424, Fax 04631/3852

Niedersachsen
Landesverband: 29587 Luttmissen Nr. 2, ®  + Fax 05822/2368 
Heide-Weser: Karlheinz Rengsdorf, ®  04233/669; Ulrike Helberg-Manke, @  
04231/63048
Elbe-Wesen Hinrich Burfeind, ®  04762/1593; Ada Fischer ®  04723/3201,
Fax: 04723/2118
Wendland-Ostheide: Horst Seide, ®  05865/1247 
Niedersachsen-Mitte: Hartmut Hollemann, ®  05121/510694 
Südniedersachsen: Andreas Backfisch, ®  05508-999989, Fax: 05508-999245

Nordrhein-Westfalen
Landesverband NRW: Marienfelder Str. 14, 33378 Rheda-Wiedenbrück, 
05242/48476, Fax 05242/47838 
Herford: Friedei Gieseler, ®  05221/62575 
Minden-Lübbecke: August Seele, ®  05702/9152
Hellweg: Ulrike Ostendorff, ®  02307/62281, Wilhelm Eckei, ®  02378/2991
Sauerland: Dorothee Biermann, ®  02973/2557
Höxter-Warburger Land: Hubertus Hartmann, ®  05273/35447
Tecklenburger Land: Martin Steinmann, ®  05404/5264
Gütersloh: Erika Kattenstroth, ®  05241/57069
Düren: Monika Lövenich, ®  02425/901458
Köln/Bonn: Bernd Schmitz, ®  02248/4761

Hessen
Mittelhessen: Ernst-Günter Lang, ®  06441/75502, Fax: 06441/975995 
Nordhessen: Bernhard Wicke, ®  05665/1403; Onno Poppinga, ®  05673/3540

Rheinland-Pfalz
Landesverband: A u f m Kreuzchen 2, 56290 Wohnroth ®  06762/951170,
Fax: 06762/951191
Regionalverband Eifel: Heribert Hoffmann, Lindenstr. 5a, 54597 Ellwerath,
®  06551/2636, Fax: - 985783
Regionalverband Hunsrück-Nahe: Karin Auler-Weber, Auf dem Rech 4,
55481 Oberkostenz, ®  06763/601, Fax: 06763/558 
Koblenz-Mayen: Engelbert Jung, ®  02607/552

Baden-Württemberg
Landesverband: Laubachtal 1, 88484 Gutenzell, ®  07352/8928, Fax: 07352/ 
941422
Nordschwarzwald: Georg Bohnet, IS  07443/3990, Martin Reiter, ®  07524/ 
2272; Hedwig Noll, ®  07463/729
Nord-Württemberg: Brigitte Steinmann, ®  07062/61620; Ulrike + Wolfgang
R e im er,®  07971/8584
Göppingen: Gerhard Übele, ®  07166/422
Oberschwaben: Albrecht Stiefel, ®  0751/91171; Josef Bopp, ®  07352/8928 
Schwarzwald-Baar: Klaus Elble, ®  07808/1311, Fax: 07808/910453 
Ortenaukreis: Tilo Braun, ®  07805/5465
Bodensee: Anneliese Schmeh, ®  07553/7529, Fax: 07553/828278 
Allgäu: Bärbel Endraß, ®  07528/7840, Fax: 07528/927590

Bayern
Regionalverband Schwaben: Josef Böck, Leipheimer Str. 8, 89347 Bubesheim, 
®  08221/6326; Hermann Holl, ®  07302/6512 
Bayerisches Oberland: Hans Pischeltsrieder ®  08178/5478;
Franz-Josef Grenzebach, ®  08809/603 
Landshut-Vilstal: Josef Schmidt, ®  08742/8039
Franken: Gabriel Deinhardt, ®  09194/8480; Jasmin Berger ®  09565/6838

Mecklenburg-Vorpommern
Mecklenburg: Jörg Gerke, Ausbau 5,18258 Rukieten, ®  038453/20400 
Vorpommern; Albert W ittneben, Oberstriet 4 ,17089 Grischow, ®  039604/26856

Geschäftsführer: Georg Janßen, Schillerstr. 11, 21335 Lüneburg, ®  04131/ 
407757, Fax 04131/407758
Arbeitskreis Frauen: Ulrike Hasemeier-Reimer, Flurstr. 6, 74405 Gaildorf-Reip-
persberg, ®  07971/8584, Fax 07971/5718
AgrarBündnis e.V.: Friedrich von Homeyer, Zur nassen Ecke 2,
49565 Bramsche-Epe
Neuland e.V.: Baumschulallee 15, 53115 Bonn 1, ®  0228/604960 
Europäische Bauernkoordination EBK-CPE, Rue de la Sablonniere 18, B- 
1000 Brüssel, ®  00322/2173112, Fax 2184509, E-mail: cpe@cpefarmers.org 
Verein zur Förderung des Anbaus und der Verwertung von Hanf, Marienfeld- 
erstr. 14, 33378 Rheda Wiedenbrück, ®  05242/48476, Fax: 05242/47838 
Projektbüro Hanf, Haus Düsse, Daike Lohmeyer, 59505 Bad Sassendorf/Os­
tinghausen, ®  02945/989195, Fax: 02945/989133
Interessengemeinschaft gegen die Nachbaugesetze und Nachbaugebüh­
ren. Adi Lambke 05864/233, Anneliese Schmeh 07553/7529, Johann Schamann 
09861/3945

mailto:ernstim@aol.com
http://www.bauernstimme.de
mailto:cpe@cpefarmers.org


Schwarzer 
will raus

Eine Kuh in unserem Stall 
sie heisst Schwarzer 

denn sie ist
schwarz wie die mondlose Nacht
klein, zäh genügsam
flink und lebendig
immer die erste am Futtertisch
ihre Milch so fett wie Sahne
aber nur eine Tasse voll

sie zeigt wenig Leistung 
und viel Charakter 
wir mögen sie einfach 
deshalb darf sie bleiben

und weil sie älter ist 
als dreißig Monate 
als siebzig sogar
bester Rohstoff zur Zementherstellung 
vierbeiniger Kohleersatz 
ideal zur thermischen Verwertung 
in Kraftwerken oder 
Müllverbrennungsanlagen

*

Schwarzer hat gelernt 
die Stalltüren zu öffnen 
mit ihrem Flotzmaul schiebt sie 
ganz einfach die Riegel beiseite

jeden Morgen
steht sie jetzt
in der offenen Tür
nur durch ein Schwenkgitter
von ihrer Weide femgehalten.

Steht sie da 
schaut nach draußen 
hält die Nase in den Wind 
traumverloren 
so scheint es

Jeden Morgen gehe ich zu ihr 
klapse ihr
auf den schwarzen Po 
und flüstere ihr zu

Geduld Schwarzer 
noch ist es nicht soweit 
aber bald 
hör mal
die Vögel singen wieder 
und die Zeit der dicken Socken 
ist auch schon wieder um

Bald Schwarzer
bald ist der Winter vorbei

und du tollst wieder 
über Wiesen und Felder

durch Gras und Klee 
außerdem verspreche ich dir 
sobald es trocken wird 
dürft ihr raus 
ein bißchen toben

und im nächsten Winter 
habt ihr eine Laufhof 
mit Blick auf die Autobahn 
da ist immer was los

Matthias Stührwoldt
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